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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 76. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Folgende Gruppen sind anwesend: zwei Klassen
des Schulzentrums Horn, Berufsschüler für den Ein-
zelhandel, eine neunte Realschulklasse vom Schul-
zentrum  Sebaldsbrück  und  eine  dritte  Klasse  der
Grundschule an der Wigmodistraße in Begleitung
ihrer  Klassenlehrerin  Frau  Meyer-Pittner  und  der
Schulleiterin Frau Lüdecke.

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Projekte gegen Jugendarbeitslosigkeit, Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen der CDU und der SPD vom
2. April 2003, Drucksache 15/1450.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer  einer  dringlichen  Behandlung  des  Antrags
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit dem Ta-
gesordnungspunkt zwölf, Projekte gegen Jugendar-
beitslosigkeit, und dem damit verbundenen Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
Maßnahmen  gegen  Jugendarbeitslosigkeit  verstär-
ken, vor.

Ich höre dagegen keinen Widerspruch, dann wer-
den wir so verfahren.

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, bei
Tagesordnungspunkt  45  auch  die  zweite  Lesung
durchzuführen. Das ist das Gesetz zur Änderung des
Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes und an-
derer verwaltungsrechtlicher Vorschriften.

Meine Damen und Herren, wird das Wort zu den
interfraktionellen Absprachen gewünscht? – Das ist
nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den interfraktionellen Absprachen zu.

(Einstimmig)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Gesetz  zur  Änderung  der  Landesverfassung  der
Freien Hansestadt Bremen (Kinderrechte in die Lan-

desverfassung)

Antrag des nichtständigen Ausschusses gemäß
Artikel 125 der Landesverfassung

vom 13. März 2003
(Drucksache 15/1411)

3. Lesung

Meine Damen und Herren, die Bürgerschaft (Land-
tag) hat das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen in ihren Sitzun-
gen am 22. Januar 2003 in erster und am 2. April
2003 in zweiter Lesung beschlossen.

Wir kommen jetzt zur dritten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich
noch auf Folgendes hinweisen: Gemäß Artikel 125
Absatz 3 der Landesverfassung kommt ein Beschluss
auf Änderung der Verfassung außer durch Volks-
entscheid nur zustande, wenn die Bürgerschaft mit
der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder zu-
stimmt.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen, Kinderrechte
in  die  Landesverfassung,  Drucksache  15/1411,  in
dritter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in dritter Lesung, und zwar mit
der erforderlichen Mehrheit von mindestens zwei
Dritteln ihrer Mitglieder.

(Einstimmig)

Hafenstruktur der Zukunft – Anforderung an die
Hafenpolitik für die kommenden zehn Jahre

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 28. Januar 2003
(Drucksache 15/1356)

D a z u
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Mitteilung des Senats vom 18. März 2003

(Drucksache 15/1420)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hattig.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.  Sehr  geehrter  Herr  Senator  Hattig,  ich
gehe davon aus, dass Sie darauf verzichten wollen,
so dass wir dann gleich in die Aussprache eintreten
können.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Hafenpoli-
tik hat in der jetzt nahezu abgelaufenen Legislatur-
periode des Öfteren nicht nur hier in diesem Hause
eine  besondere  und  herausragende  Rolle  gespielt.
Die großen Investitionsmaßnahmen in den Häfen, ich
komme gleich noch auf einzelne Punkte im Beson-
deren zu sprechen, sind für das Land Bremen von
immenser Bedeutung. Daher lag es an der Schnitt-
stelle zwischen zwei Legislaturperioden auf der Hand,
dieses  Thema  noch  einmal  zu  debattieren,  einen
Rückblick, aber natürlich auch, und das ist das viel
Wichtigere, einen Ausblick auf die Zukunft vorzu-
nehmen,  auf  die  kommenden  vier  bis  acht  Jahre,
welche Entscheidungen notwendig sind, welche An-
forderungen, welche Herausforderungen hier für das
Bundesland Bremen mit seinen beiden Städten Bre-
men und Bremerhaven vorliegen.

Die Hafenpolitik, meine Damen und Herren, war
in  der  jetzt  ablaufenden  Legislaturperiode  ein
Schwerpunkt in der Arbeit der großen Koalition. Von
dem Negativimage Anfang bis Mitte der neunziger
Jahre ist die Hafenverkehrswirtschaft, sind die Hä-
fen zu einer der tragenden Säulen der bremischen
Wirtschaft geworden. Die Hafenverkehrswirtschaft
hat dabei einen Strukturwandel vollzogen, Stichwort
Bremer Lagerhaus-Gesellschaft oder die BLG Logis-
tics Group, wie sie sich jetzt nennt, von einem Staats-
betrieb zu erfolgreich operativ agierenden Einhei-
ten wie Eurogate, Cargologistik, Automotive. Gera-
de der Bereich Cargologistik, jetzt mit dem Tchibo-
Logistikcenter im Neustädter Hafen, ist ein sehr po-
sitives  Beispiel,  wie  sich  neue  Dynamik  hier  in
Bremen entwickeln kann.

Ein weiteres Stichwort ist die Privatisierung des
ehemaligen Hafenamtes jetzt hin zu BremenPorts,
dass Hafenverwaltung, dass Marketing, Betrieb des
Hafens aus einer Hand erfolgt. Das Columbus Crui-
se Center, auch ein Stichwort in diesem Zusammen-
hang, wird modernisiert. Das ist auch auf privatwirt-
schaftliche Füße gestellt.

In diesem Zusammenhang auch ein ganz wichti-
ger Bereich, weil am Anfang der Legislaturperiode,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

meine Damen und Herren, natürlich auch sehr kri-
tisch und sehr skeptisch beäugt worden, ist die Zu-
sammenführung der beiden Ressorts Wirtschaft und
Häfen. Das, glaube ich, meine Damen und Herren,
hat sich als sehr weise und sehr klug in der Koaliti-
onsvereinbarung erwiesen, diese beiden Ressorts zu-
sammenzulegen. Dieses ständige Gegeneinander in
der Legislaturperiode zuvor ist beendet. Wir haben
hier eine neue Dynamik. Es sind Effizienzgewinne
entstanden, und dies ist dem Hafen sehr zugute ge-
kommen. Hierfür kann ich nur meinen herzlichen
Dank aussprechen.

(Beifall bei der CDU)

Aber auch in der Zusammenarbeit mit dem Bun-
desland Niedersachsen gibt es eine neue Qualität.
Die bisher immer nur auf schönen Papieren in Aus-
sicht  gestellten  Absichtserklärungen  gehören  der
Vergangenheit an. Man hat mit dem Tiefwasserha-
fen Wilhelmshaven eine konkrete Zusammenarbeit
vereinbart. Ich glaube, das ist sicher eine neue Qua-
lität in der Zusammenarbeit zwischen zwei Bundes-
ländern, in einer Region erfolgreich für die mariti-
me Wirtschaft zu arbeiten.

Die Arbeit in den vergangenen vier Jahren, mei-
ne Damen und Herren, ist eine Erfolgsbilanz. Der
Jahresumschlag in den Häfen ist auf 2,9 Millionen
TEU angewachsen. Bremerhaven ist auf Platz 13 der
Containerhäfen gestiegen, das heißt, es ist ein qua-
litatives Wachstum entstanden. Man hat sich besser
entwickelt als der Markt und hat Marktanteile hin-
zugewonnen. Der Gesamtumschlag befindet sich bei
zirka 46 Millionen Tonnen. Der Autoumschlag hat
sich im vergangenen Jahr auf 1,4 Millionen Einhei-
ten eingependelt. Wir haben eine Erhöhung der Ex-
portquote auf 53 Prozent. Es ist eine Ausweitung und
Optimierung der Hafeninfrastruktur vorgenommen
worden, und wir haben erhebliche Beschäftigungs-
zunahmen in diesem ganzen Bereich zu verzeich-
nen, neun Prozent per annum seit 1990, eine beein-
druckende Zahl und das höchste Wachstum an der
Nordrange aller Häfen mit 48 Prozent seit 1990. Auf
Platz zwei in dieser Statistik befindet sich Hamburg
mit nur 39 Prozent.

Meine Damen und Herren, diese Situation stellt
Anforderungen, Herausforderungen und Perspekti-
ven für die Hafenpolitik der Zukunft dar. In der Ant-
wort des Senats heißt es da auch, ich zitiere mit Ge-
nehmigung des Präsidenten: „Für die Seehafenver-
kehrswirtschaft in der norddeutschen Region ist es
lebensnotwendig, langfristige Perspektiven zu ent-
wickeln.“ Weiter heißt es: „Deshalb ist die bremische
Hafenpolitik verpflichtet, Vorsorge zu treffen, dass
die Seehafenverkehrswirtschaft nicht behindert wird
und nicht nach Alternativen außerhalb der Region
sucht.“ Diese Herausforderungen, das will ich an die-
ser Stelle auch ganz deutlich sagen, sind natürlich
auch Herausforderungen in finanzieller Hinsicht. Die
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Bedeutung der Seehäfen in Bremen und Bremerha-
ven steigt. Es ist auch eine Bedeutung für die ge-
samte Unterweserregion und hat eine Ausstrahlung
auf die ganze Bundesrepublik Deutschland.

Laut Planco sind 96 000 Arbeitsplätze in der Re-
gion von der Hafenverkehrswirtschaft direkt oder in-
direkt abhängig, das bedeutet 25 Prozent aller Ar-
beitsplätze, und 150 000 in Gesamtdeutschland, auch
das ist eine beeindruckende Zahl. Das heißt, das ist
nicht nur Struktur- und Wirtschaftspolitik für die Re-
gion, sondern, wie Bürgermeister Perschau auch rich-
tigerweise sagt, eine Vorsorgemaßnahme für die ge-
samte Republik. Die Prognosen für das Jahr 2015
sagen, dass in der Region 125 000 Arbeitsplätze von
der Hafenverkehrswirtschaft abhängig sein werden
und 199 000 in der gesamten Republik, eine Steige-
rung  von  25  Prozent  in  der  Region.  Wo  an  vielen
Ecken und Enden über Arbeitsplatzabbau gespro-
chen und diskutiert wird, ist das ein Punkt, der Dy-
namik vorweist. Ich denke, daher ist es sehr wich-
tig, dass wir uns über diesen Punkt für die kommen-
de Legislaturperiode sehr viele Gedanken machen.

Die Wertschöpfung liegt bei sieben Milliarden Eu-
ro, im Jahr 2015 bei 9,2 Milliarden Euro. Die Auf-
gliederung in die einzelnen Bereiche ist der Antwort
des Senats zu entnehmen. Ich verzichte daher da-
rauf, jetzt im Einzelnen darauf einzugehen.

Diese Zahlen machen auch deutlich, dass wir als
Oberzentrum Bremen und Bremerhaven hier eine
hohe Verantwortung für die Region haben und dass
wir auch im Zusammenwirken mit den Nachbarge-
meinden dieser Verantwortung gerecht werden müs-
sen bei der Umsetzung weiterer Infrastrukturmaß-
nahmen, was natürlich nur in sehr enger Zusammen-
arbeit mit dem niedersächsischen Umland möglich
ist.

Die  Anforderungen,  meine  Damen  und  Herren,
aus der Sicht der CDU-Fraktion für die kommende
Legislaturperiode sind folgende: die Umsetzung des
von Wirtschaftssenator Hattig vorgelegten Außen-
wirtschaftskonzepts, die Umsetzung des Verkehrs-
konzepts für die Wirtschaftsverkehre, ein ganz wich-
tiger Punkt, die Hinterlandanbindung, die Effizienz
der Zufahrten von und zu den Häfen, die Hafen- und
Standortwerbung,  das  Hafeninvestitionsprogramm
zur Verbesserung und Optimierung der Hafeninfra-
struktur  mit  den  entsprechenden  Entwicklungs-
schwerpunkten.

Die Zahlen der Arbeitsplätze lassen sich natürlich
auch mit entsprechenden Zahlen in den Umschlags-
prognosen belegen. Die Prognosen für den Contai-
nerumschlag bis zum Jahr 2010 gehen von einer Stei-
gerung von sieben Prozent per annum aus. Auch die
Schiffsgrößenentwicklungen machen Veränderun-
gen in der Hafeninfrastruktur notwendig. Daher steht,
wie ich schon gesagt habe, die Hafeninfrastruktur
im Mittelpunkt der kommenden Legislaturperiode.
Maßnahmen sind dort unter anderem die Realisie-

rung von CT IV, das Planfeststellungsverfahren wird
im Mai 2004 hoffentlich abgeschlossen werden, so
dass im Jahr 2006 der erste Liegeplatz eröffnet wer-
den kann, Baukosten 489 Millionen Euro plus Zin-
sen.

Die Anpassung der Außen- und Unterweser ist ein
wichtiger Punkt, der für die Erreichbarkeit der Hä-
fen in Bremen und Bremerhaven von hoher Bedeu-
tung ist, hier in der Außenweser auf 15,05 Meter un-
ter Seekartennull, das heißt, dass Schiffe mit einer
Abladetiefe von 13,80 Metern tidefrei die bremischen
Containerhäfen in Bremerhaven erreichen können,
und die Unterweser auf eine Tiefe von 9,60 Meter
unter Seekartennull. Gerade der letzte Punkt scheint
relativ unstrittig zu sein, auch beim Bundesverkehrs-
ministerium, weil es eine sehr hohe Wirtschaftlich-
keit hat, und ich denke, dass wir bei der Unterweser
sehr schnell die Realisierung bekommen. Bei der
Außenweservertiefung wird es leider sicherlich ein
paar Tage länger dauern. Ich denke schon, dass wir
da auf einem guten Weg sind und dass wir hier auch
von der Problematik der Elbe entkoppelt werden.

Wir müssen eine Optimierung der Infrastruktur im
Bereich  des  Automobilumschlags  vornehmen.  Ich
habe die beeindruckende Zahl von 1,4 Millionen Ein-
heiten Umschlag an den Anlagen in Bremerhaven
genannt. Diese Wettbewerbssituation, in der wir uns
an der Spitze in Europa befinden, ist eine sehr sen-
sible. Die Umschlagsströme gerade im Automobil-
geschäft sind schnelllebig und können sehr schnell
von einem Standort zu einem anderen, vom Stand-
ort A zum Standort Z, will ich jetzt einmal sagen,
umgeleitet werden. Gerade das Beispiel Zeebrügge
zeigt, mit welchen Wettbewerbsverzerrungen zum
Teil an-dere Standorte agieren, mit welchen opti-
malen Voraussetzungen neue Verkehre dort in Zee-
brügge an-gesiedelt werden können und mit welchen
geringen Kosten dort offensichtlich, ich will das ein-
mal so deutlich sagen, subventioniert wird.

Hier muss eine Optimierung vorgenommen wer-
den. Hier muss eine Beseitigung der Schwachstel-
len in den Flächen selbst, aber natürlich auch in der
Hafeninfrastruktur vorgenommen werden. Osthafen,
Carl-Schurz-Gelände sind hier zwei Stichworte. Wie
gesagt, die Wettbewerbsituation ist sehr sensibel im
Automobilbereich, und daher gilt es natürlich, in die-
sem Bereich Zeichen zu setzen, weil auf diese Zei-
chen die Automobilwirtschaft wartet.

Die  Schleusensanierung  in  Bremerhaven  ist  ein
Thema,  auch  ein  sehr  sensibler  Bereich,  insbe-
sondere für den Automobilumschlag. Es geht um die
Verlässlichkeit von Transporten, von Verkehren, und
da sind die Schleusen ein Thema, über das wir uns
Gedanken machen müssen, zumal wir da an der Stel-
le sicherlich etwas machen müssen.

(Glocke)

Ich denke, dass wir auf einem sehr guten Weg mit
der Hafenpolitik der großen Koalition sind. Es hat
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ein Paradigmenwechsel stattgefunden, über Hafen
wird positiv gesprochen, das Thema ist positiv besetzt.
Ich denke, dass wir in der kommenden Legislaturpe-
riode die Grundlagen nutzen sollten, die in den ver-
gangenen Jahren geschaffen worden sind, um die-
sen Wachstumsmotor, diesen Arbeitsplatzmotor am
Laufen zu halten, um ihn unter Dampf zu halten.
Dann denke ich, dass wir hier in eine gute Zukunft
schauen können. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Günthner.

Abg. Günthner (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men  und  Herren!  Die  Hafenwirtschaft  ist  für  das
Land Bremen eine wesentliche Säule für den Arbeits-
platz- und Wirtschaftsstandort Bremen/Bremerha-
ven. Dieser hohe Stellenwert der Hafenwirtschaft für
das Land Bremen ergibt sich nicht nur allein aus der
Anzahl der umgeschlagenen Container und Kraft-
fahrzeuge, die in den letzten Jahren eine enorme
Steigerung aufweist. Die gestiegenen Umschlags-
zahlen sind nur Indizien für die Aktivitäten im Ha-
fen.

Für  uns  Sozialdemokraten,  meine  Damen  und
Herren, spiegelt sich die Bedeutung der Hafenwirt-
schaft für Bremen und Bremerhaven insbesondere
in der Anzahl der Beschäftigten wider. Die Siche-
rung von vorhandenen und die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze hat für uns Sozialdemokraten oberste Pri-
orität bei der Ausgestaltung der bremischen Hafen-
politik. Dies war in der Vergangenheit so, und die-
ser Weg muss auch in Zukunft konsequent weiter
beschritten werden, um damit neben dem Arbeits-
platzeffekt auch die Voraussetzung dafür zu schaf-
fen, dass die für das Land Bremen finanzpolitisch be-
deutsamen Einnahmen gesteigert werden können.
Für uns gilt, jeder Investitionseuro in die bremischen
Häfen war und muss weiterhin eine Investition in die
Schaffung von Arbeitsplätzen sein.

Den hohen Stellenwert der bremischen Häfen für
das Land Bremen möchte ich anhand einiger Kenn-
zahlen darstellen. Im Jahr 1997 waren etwa 25 Pro-
zent aller Beschäftigten im Land Bremen von der Ha-
fenwirtschaft abhängig. Nach einer Untersuchung
von Planco Consulting aus dem Jahr 1998 wird die
Hafenabhängigkeit der Bremer Wirtschaft zur Ge-
samtbeschäftigung steigen, weil sich die Häfen im
Vergleich zur übrigen Wirtschaft wesentlich besser
entwickeln. Diese Prognose von Planco ist auch in
der Form eingetreten. Darauf deutet die steigende
Zahl  der  sozialversicherungspflichtig  Beschäftig-
ten seit 1998 hin. Die positiven Effekte der Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen sind in ers-
ter Linie unseren Investitionsentscheidungen im Con-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

tainerbereich für CT III, CT III a sowie inzwischen
auch für den beschlossenen CT IV zuzuschreiben.

Nach einer Studie des ISL/BAW aus dem Jahr 2002
waren im Jahr 2000 insgesamt rund 35 400 Beschäf-
tigte im Land Bremen vom Containerumschlag ab-
hängig. Durch die Inbetriebnahme von CT III in 2001,
CT III a und CT IV in 2007 wird diese Zahl bis 2020
auf zirka 55 000 Beschäftigte anwachsen, wobei al-
lein CT IV für einen Zuwachs von zirka 11 000 Ar-
beitsplätzen sorgen wird. Auch diese Zahl zeigt wie-
der, dass die Entscheidung für den CT IV letztend-
lich die richtige Entscheidung war.

Neben der hohen Anzahl der Arbeitsplätze möchte
ich noch weitere Kennzahlen nennen, die die Be-
deutung der Hafenwirtschaft für das Land Bremen
widerspiegeln. So hat Planco ermittelt, dass das den
Häfen zuzurechnende Einkommen insgesamt zirka
13,3 Milliarden DM beträgt. Dieses Einkommen wird
zu 72 Prozent durch abhängige Arbeit erwirtschaf-
tet und zu 28 Prozent durch Unternehmertätigkeit
und Vermögen erzielt. Um die Wettbewerbsposition
der bremischen Häfen zu sichern und zu stärken,
wurden in den zurückliegenden Jahren große öffent-
liche Investitionen getätigt.

Dass diese Investitionen nicht nur Einbahnstraßen
in Richtung Ausgaben darstellen, zeigt sich an dem
hafenabhängigen Steueraufkommen im Land Bre-
men. Dem Hafen werden nach Berechnungen von
Planco Steuereinnahmen in Höhe von 661 Millio-
nen DM zugerechnet. Das sind knapp 19 Prozent
der gesamten Steuereinnahmen des Landes Bremen.
Das bedeutet letzten Endes auch, dass sich die In-
vestitionen in den Hafen amortisieren. Jede Investi-
tionsausgabe fließt einnahmeerhöhend in Form ei-
ner Steuereinnahme an das Land Bremen zurück.

Diese positiven Effekte, Beschäftigungs- und Ein-
nahmeeffekte, der bremischen Häfen für das Land
Bremen zu sichern und zu verstärken ist das Ziel
unserer  zukunftsorientierten  Hafenpolitik.  Unsere
Hafenpolitik  muss  eine  langfristige  Programmatik
beinhalten mit dem Schwerpunkt, die Wettbewerbs-
fähigkeit der bremischen Häfen zu stärken. Die Wett-
bewerbsfähigkeit der bremischen Häfen ist gut, Be-
leg hierfür sind die erheblichen Zuwachsraten beim
Umschlag in den vergangenen Jahren. Im Contai-
nerverkehr allein wurden zeitweise Steigerungsra-
ten mit Spitzenwerten um 25 Prozent verzeichnet.

Eine gute Wettbewerbsposition zu erreichen ist
aber immer nur eine Gegenwartsbetrachtung. Die
gute Wettbewerbsposition kann man auch verlieren,
meine Damen und Herren. So muss man sich bei-
spielsweise an dieser Stelle die Platzierung von Wer-
der Bremen zum Ende der Wintersaison anschauen,
daran sieht man auch, wie schnell man eine solche
Wettbewerbsposition verlieren kann. Diese Wettbe-
werbsposition im Hafenbereich zu verteidigen und
zu stärken ist eine der Aufgaben, die vor uns liegen
und denen wir uns gemeinsam stellen müssen. Um
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die Wettbewerbsposition der bremischen Häfen zu
sichern und zu stärken ist es erforderlich, die insge-
samt  als  gut  zu  bewertende  Verkehrsinfrastruktur
auszubauen.

Dabei gilt es nicht nur, die unmittelbaren Hafen-
infrastrukturen  den  erforderlichen  Kapazitäten  an-
zupassen, Beispiele hierfür sind neben den schon
genannten Großprojekten CT III a und CT IV, son-
dern vor allem auch für die Hafenwirtschaft lebens-
notwendigen Hinterlandanbindungen den neuen An-
forderungen des Marktes anzupassen. Hierzu zählt
der Ausbau der Cherbourger Straße sowie die auf
den Weg gebrachte Schließung des Autobahnrings
mit der Weserquerung durch die A 281. Dies wird
unter anderem die Anbindung des Güterverkehrs-
zentrums generell und die Bremerhavens an West-
deutschland entscheidend verbessern.

Zur Sicherung und Stärkung der Wettbewerbspo-
sition hat Bremen die Anpassung der Außenweser
und Unterweser beim Bundesministerium für Ver-
kehr beantragt. Sie sind vom Bundesverkehrsminis-
terium bei Nachweis der ökonomischen und ökolo-
gischen  Vertretbarkeit  zugesagt  worden.  Weitere
notwendige Infrastrukturmaßnahmen, um insbeson-
dere den größten Autoumschlagshafen in Europa,
Bremerhaven, in seiner Wettbewerbsposition zu hal-
ten, sind der Neubau der Kaiserschleuse, die Schaf-
fung neuer Liegeplätze und das Anlegen zusätzli-
cher Stellflächen. Auch hier sind wir auf einem gu-
ten Weg, meine Damen und Herren.

Lassen Sie mich, weil der Kollege Kastendiek eben
etwas zur positiven Zusammenarbeit mit Nieder-
sachsen gesagt hat, nur eine Bemerkung machen!
Der neue FDP-Wirtschaftsminister hat sich in Emden
dazu geäußert, wie er die Zusammenarbeit zwischen
Niedersachsen und Bremen weiterhin versteht, in-
dem er nämlich Bremerhaven als größtem Automo-
bilumschlagsstandort  in  Deutschland  den  Kampf
ansagt und Emden gegen Bremerhaven positionie-
ren will. So, meine Damen und Herren, stelle ich mir
die Zusammenarbeit mit der neuen CDU/FDP-Lan-
desregierung in Niedersachsen wirklich nicht vor!

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur Investitionen in Infrastrukturen stärken
allerdings die Wettbewerbsposition der bremischen
Häfen,  sondern  auch  die  strategische  Beteiligung
Bremens am Bau des JadeWeserPort in Wilhelms-
haven.  Die  bremischen  Häfen  werden  durch  den
neuen Tiefwasserhafen sinnvoll ergänzt. Bremen
überwindet mit seiner Beteiligung am Hafenprojekt
die Grenzen des eigenen maritimen Standorts an der
Weser. Bremen sichert seine Position als Hafenstand-
ort mit dieser Maßnahme.

Genauso wichtig wie Investitionen ist die Neu-
strukturierung von wesentlichen Teilen der bremi-
schen Hafenverwaltung. Dabei möchte ich an die-
ser Stelle darauf hinweisen, dass die privatrechtli-

che Form für uns Sozialdemokraten nicht per se die
effektivste und effizienteste Organisationsform für
die Aufgabenwahrnehmung von öffentliche Aufga-
ben darstellt.

(Beifall bei der SPD)

Bei dieser privatrechtlichen Neustrukturierung ha-
ben wir jedoch bisher den Eindruck, dass die neue
Gesellschaft BremenPorts die an sie gestellten An-
forderungen und Erwartungen erfüllen konnte. Auch
werden wir wie bisher darauf achten, ob die Neu-
strukturierung zu einem effektiven Einsatz knapper
Finanzmittel führen wird und damit ein deutlicher
Beitrag zur Sanierung des Konzerns Bremen erwirt-
schaftet wird.

Neben den Entscheidungen der öffentlichen Hand
kommt es natürlich auch entscheidend darauf an,
dass die Unternehmen die von der öffentlichen Hand
angebotenen Rahmenbedingungen effektiv nutzen.
Die BLG spielt hierbei eine besondere Rolle. Die BLG
steht hier für eine Reihe von Unternehmen, die von
den bremischen Häfen aus weltweit erfolgreich ope-
rieren.

Mit der 1997 abgeschlossenen Restrukturierung ist
der BLG die strategische Entwicklung vom traditio-
nellen Umschlagsunternehmen zum modernen Lo-
gistikunternehmen gelungen. Die Arbeitnehmerzahl
stieg von 1998 bis 2002 von 2527 auf inzwischen 5700
Mitarbeiter in den Unternehmen und Beteiligungen
der BLG Logistics Group. Für die Kontraktlogistik der
BLG  ist  die  Konzentration  der  Tchibo-Logistik  in
Bremen ein herausragendes Beispiel. Dafür entsteht
am  Neustädter  Hafen  das  größte  und  modernste
Hochregallager Europas.

Das von mir Vorgetragene belegt eindrucksvoll,
dass die bremischen Häfen eine nicht wegzuden-
kende Säule des Arbeitsplatz- und Wirtschaftsstand-
orts des Landes Bremen darstellen. Die bremischen
Häfen haben durch unsere in der Vergangenheit ge-
meinsame Hafenpolitik eine gute Ausgangsposition
auf der rauen See der Weltwirtschaft erzielen kön-
nen. Diese Position zu stärken und auszubauen und
nicht wie der schon erwähnte SV Werder Bremen in
der Rückrunde die gute Ausgangsposition zu verspie-
len liegt vor uns. Machen wir uns gemeinsam auf
den Weg, das Schiff Bremen/Bremerhaven auf den
Weltmeeren sicher und erfolgreich weiter zu steu-
ern! – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wenn man nur
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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über Erfolge redet, dann wird es ja auch ein bisschen
langweilig,

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU)

man muss auch Erfolgsstorys ein bisschen differen-
ziert betrachten können. Ich denke, das ist unsere
Aufgabe, unsere Kompetenz der zukünftigen Hafen-
politik.  Ich  will  meinen  Beitrag  gern  dazu  leisten,
meine Damen und Herren!

(Abg. H o y e r  [SPD]: Häfen zu klein,
Schiffe zu groß, zu wenig Wasser!)

Sie haben den Anspruch formuliert, Hafenpolitik
auch für die Zukunft zu beleuchten. Diesen Anspruch
möchte  ich  gern  aufnehmen  und  Ihnen  vielleicht
noch einmal ganz kurz deutlich machen, wohin die
Reise  zukünftig  in  der  Hafenpolitik  geht.  Sie  geht
nämlich  hinaus  über  die  regionalen  Grenzen,  sie
wird zukünftig europäisch-global orientiert sein. Die
Trends und Strategien sind ziemlich eindeutig. Sie
haben  es  gesagt,  die  zunehmende  Arbeitsteilung
und die zunehmende Containerisierung bringen zu-
sätzlichen Verkehr. Alle seriösen Consulting-Unter-
nehmen prognostizieren Wachstumsraten von über
sieben Prozent im Durchschnitt. Ich glaube, das ist
auch richtig so. Das bringt natürlich die Häfen dazu,
zunehmend auch eine Arbeitsplatzfunktion zu über-
nehmen.

Häfen haben auch eine Funktion für die Versor-
gung der Bundesrepublik Deutschland, aber sie sind
auch Schnittstelle zwischen See- und Landverkehr.
Unserer Meinung nach haben sie eine ökologische
Funktion  und  sind  gegenüber  den  anderen  Ver-
kehrsträgern, was die ökologische Bilanz angeht, zu
bevorzugen. Das ist überhaupt keine Frage.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Hingegen bringen natürlich gerade diese Wachs-
tumsprozesse, die ich beschrieben habe, zunehmen-
den Flächenverbrauch. Die Hinterlandanbindungen
müssen ausgebaut werden, das wird ein Problem für
Wilhelmshaven  sein.  Die  Umweltverschmutzung
nimmt zu, über Schiffsanstriche haben wir schon ge-
redet, Sicherheitsmaßnahmen nehmen zu. Kurz ge-
sagt, die externen Kosten, so nennen wir das, die
ökologischen Kosten werden im Verlauf dieser Aus-
baumaßnahmen immer höher werden.

Ein schärferer Wettbewerb zwischen den Reede-
reien führt natürlich zwangsläufig zur Konzentrati-
on von Kapital, führt zu Fusionen, strategischen Al-
lianzen. Alle diese globalen Entwicklungen sind un-
bestritten. Die größeren Schiffe, die jetzt wahrschein-
lich auch kommen werden nach den Informationen,
die ich habe, führen natürlich auch zu höheren Ko-
sten  für  die  Reeder,  die  sie  dann  abwälzen  müs-
sen.  Auch  das  wiederum  führt  zu  einem  Kosten-

druck, zu höheren Fusionsanstrengungen, zu Koope-
rationen. Am Ende, sagt man, dieses Konzentrati-
onsprozesses  werden  nur  noch  sechs  Reedereien
weltweit übrig bleiben.

Das hat natürlich zur Folge, dass die Marktmacht
der Reeder gegenüber den Häfen, das betrifft auch
Bremen, steigen wird. Es wird zu Preisdumping kom-
men, es wird zu weiteren Hafeninfrastrukturausbau-
ten  kommen.  Die  Reeder  werden  versuchen,  sich
selbst an den Terminals zu beteiligen. Hutchison, ein
großer Reeder in Hongkong, ist jetzt schon an 17
Terminals beteiligt. Das heißt, auch die Regionalpo-
litik der Terminalbetreiber vor Ort wird immer mehr
den Standort verlassen und sich global orientieren.

Die politischen Folgen sind auch klar. Es wird ei-
nen Zwang der Häfen geben, politisch zu kooperie-
ren. Sie haben die Kooperation Bremen/Niedersach-
sen genannt, Hamburg ist leider ausgestiegen. Das
Problem, das wir jetzt feststellen, ist nur, dass gerade
die politischen Hafenkooperationen nicht dazu füh-
ren, dass Ressourcen gespart werden, sondern dass
das Kapital zunehmend akkumuliert wird und Ha-
fenausbauten expandieren. CT IV wird gebaut, Wil-
helmshaven wird gebaut, Altenwerder in Hamburg
wird gebaut, Hamburg will noch Moorburg bauen.
Dann soll noch die Elbe vertieft werden, die Unter-
weser soll vertieft werden, die Außenweser soll ver-
tieft werden und so weiter. Das ist eben gerade nicht
der  Trend,  dass  man  Konzentrationen  dazu  nutzt,
Ressourcen zu sparen, sondern auszubauen, und das
ist eine Kooperation, die wir eigentlich nicht wollen,
meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deshalb sage ich das nicht einfach so aus ideolo-
gischen Gründen, sondern weil das natürlich dazu
führt, dass die Hafeninfrastrukturen aus dem öffent-
lichen Haushalt künftig nicht mehr finanziert wer-
den können. Auch das ist klar. Wir haben allein in
den  bremischen  Häfen  einen  Kostendeckungsgrad
von zirka 70 Prozent, das ist nicht zu viel. Hier sind
die externen Kosten, die ökologischen Kosten für die
Baggerei und so weiter überhaupt noch nicht ein-
gerechnet. Wenn man sich alle Hafen- und Küsten-
städte von Rotterdam bis Hamburg einmal anschaut,
dann ist hier die Arbeitslosenzahl am höchsten, hö-
her als der Durchschnitt der nationalen Arbeitslosen-
quoten. Das muss auch seine Gründe haben, weil na-
türlich der öffentliche Haushalt hier stark drangsa-
liert wird, meine Damen und Herren.

Von daher unterstützen wir als Grüne auch die EU-
Politik mit dem Grünbuch, mit den Transparenzricht-
linien, mehr Transparenz in die Hafenfinanzierung
zu bringen. Ich finde, das ist ein richtiger Weg.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Folge davon ist, und das sagt auch die Europäische
Union,  zukünftig  werden  die  Nutzer  auch  an  den
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Kosten des Hafens beteiligt werden müssen. Das,
meinen wir, ist ein richtiger Weg als Kriterium da-
für, rechnet sich eigentlich ein Hafenausbau betriebs-
wirtschaftlich, oder wird es nur eine Subventions-
maschine, die wir so nicht wollen. Wir wollen das
Geld sinnvoll, ressourcensparend für die ganze Re-
gion einsetzen, und deshalb sind auch Hafeninfra-
strukturmaßnahmen für uns auf den Prüfstand der
Betriebswirtschaft zu stellen. Wir wollen die Siche-
rung  der  Häfen,  aber  ohne  finanzielle  Abenteuer,
meine Damen und Herren.

Es interessiert vielleicht die aktuelle Situation: Was
sagen wir zu CT IV und Wilhelmshaven? Ich habe
bei der Vorbereitung für die Rede recherchiert. Das
ISL hat ein Gutachten für die Grundlage aller wei-
teren Hafeninvestitionen der Zukunft erstellt, auf die
sich der Senat bezieht. Fast alle Hafenmaßnahmen,
die hier aufgeführt sind, sind auch durchgeführt oder
eingeleitet. Da sagt jetzt aber das ISL zu CT IV, mei-
ne Damen und Herren, ich zitiere mit Genehmigung
des Senats,

(Heiterkeit)

mit Genehmigung des Präsidenten, Entschuldigung:
„Die Verlängerung der Stromkaje in Bremerhaven
nach Norden für den potentiellen CT IV würde we-
gen  der  weit  in  das  Wasser  reichenden  Lage  sehr
teuer werden.“ Ein Gelände müsste angekauft wer-
den, es gibt Proteste, Weddewarden spielt da nicht
mit. Das ISL rät von der Investition in CT IV ab, meine
Damen und Herren. Hier haben Sie sich den schlau-
en Ratschlägen leider widersetzt.

Die Kooperation mit Niedersachsen haben Sie an-
gesprochen. Niedersachsen ist ein Haushaltsnotla-
geland, Bremen ist ein Haushaltsnotlageland, trotz-
dem wollen wir zwei neue Tiefwasserhäfen bauen,
zweimal eine Milliarde DM. Wir haben gedacht, die
neue Hafenpolitik geht dahin, dass die Nutzer sich
an diesen Kosten beteiligen, und das sollte für eine
neue Hafenpolitik ein Testfall werden. Leider können
wir feststellen, dass das eine Fehleinschätzung war.
Kein privater Investor beteiligt sich an den öffentli-
chen Infrastrukturkosten, weder bei CT IV noch in
Wilhelmshaven. Das ist für uns ein Zeichen dafür,
dass es für zwei Häfen betriebswirtschaftlich so gut
nicht aussehen kann.

Außerdem sind die ökologischen Kosten für den
Ausbau von CT IV enorm hoch, vor Weddewarden
ist das FFH-Gebiet, die ökologischen Kompensati-
onskosten sind enorm. Wir wissen gar nicht, ob das
Gelände überhaupt zur Verfügung steht. Außerdem
wird ein Neubau in Wilhelmshaven eine totale Kon-
kurrenz zu dem Ausbau CT IV darstellen, das ist
auch unter Experten völlig unstrittig. Es wird zu Kon-
kurrenzen zwischen Bremerhaven und Wilhelmsha-
ven kommen.

Die Senatsantwort sagt das auch ganz deutlich,
der Ausbau des Hafens in Wilhelmshaven hat für

die Arbeitsplätze in Bremerhaven den Vorteil, dass
die Arbeitnehmer aus Bremerhaven schneller nach
Wilhelmshaven kommen können durch den Weser-
tunnel, um dort zu arbeiten. Das ist eine Erhöhung
der Pendlerraten, aber keine Schaffung von Arbeits-
plätzen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann sagt die Antwort des Senats auch noch ganz
klar, es wird ein zukünftiges Potential von Contai-
nerumschlag in Höhe von 11,5 Millionen TEU ge-
ben, das sehen wir auch, davon aber nur fünf Mil-
lionen für die norddeutschen Küstenländer. Wenn
man bedenkt, was Hamburg allein mit Altenwerder
ausbaut und jetzt schon an Kapazitäten hat, dann
wären allein für Hamburg schon diese fünf Millio-
nen TEU zu absorbieren. Es muss eigentlich, wenn
man volkswirtschaftlich überlegt, gar nicht zu einem
Ausbau von neuen Häfen kommen.

Was wir aber auf jeden Fall deutlich machen wol-
len, ist, dass die Flussvertiefungen, das haben Sie
angesprochen, die jetzt geprüft werden, um in den
Verkehrswegeplan zu kommen, wirklich überhaupt
nicht benötigt werden. Wenn größere Schiffe kom-
men, und Wilhelmshaven wird gebaut, dann ist es
doch logisch, dass die großen Schiffe in Wilhelms-
haven umschlagen und abladen, und dann braucht
man nicht noch die Außenweser und die Unterwe-
ser zusätzlich zu vertiefen. Das macht doch ökono-
misch und ökologisch gar keinen Sinn.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Alles spricht unserer Meinung nach, wenn man
einen  Hafen  baut,  für  Wilhelmshaven,  wenn  be-
stimmte Bedingungen erfüllt sind. Ökologische Gut-
achten müssen vorliegen, die Bürger müssen betei-
ligt werden, Alternativen müssen ausreichend ge-
prüft werden. Wenn man einen neuen Hafen will,
dann bitte in Wilhelmshaven. Dafür spricht alles. Wir
sagen, besser ist es, in Bremerhaven den Bestand
zu sichern. Sorgen Sie lieber dafür, dass die Kaiser-
schleuse neu gebaut wird, und verwenden Sie Ihre
Ressourcen dafür, dass Bestand der funktionieren-
den Häfen gesichert wird und dass nicht weitere Res-
sourcen für zwei Hafenausbauten verschwendet wer-
den!

Was die Sicherung von Arbeitsplätzen angeht, kann
ich in meinem zweiten Beitrag gern noch etwas dazu
sagen. Dazu haben gerade die Vertreter der Arbeit-
nehmer und der Arbeitnehmerkammern ein neues
Gutachten vorgelegt, das genau belegt, dass die Ha-
fenabhängigkeit in der Frage der Bedeutung der Hä-
fen für die Beschäftigung relativ abnimmt. Wir hat-
ten bereits einmal 30 Prozent, dann 25 Prozent, jetzt
gibt es eine Hafenabhängigkeit von 17 Prozent. Die
Tendenz ist eher rückläufig, und der Anteil der Wert-
schöpfung des Hafens am Bruttoinlandsprodukt ist
ebenfalls rückläufig.
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Das muss man sehen, wenn man über Milliarden-
investitionen spricht. Da kann man nicht einfach Er-
folgsstories gebetsmühlenartig wiederholen, sondern
man muss die differenzierten Zahlen und Fakten zur
Kenntnis nehmen. Deswegen sagen wir: Bestands-
sicherung der Häfen ja, Hinterlandanbindung ja, die
Häfen müssen funktionieren, sie sind eine wichtige
Säule  der  bremischen  Ökonomie,  aber  bitte  keine
Luftschlösser bauen und Ressourcen für neue Expe-
rimente verschwenden! – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Unsere Häfen, insbesondere in Bre-
merhaven, sind die dominierenden Wirtschaftsfak-
toren im Land Bremen. Aus der Antwort des Senats
geht eindeutig hervor, dass seit 1994 jedes Jahr hö-
here Umschlagszahlen erzielt worden sind, die zeit-
weise bis über zehn Prozent lagen. Die Bruttowert-
schöpfung lag bei acht Milliarden Euro. Bemerkens-
wert ist die Tatsache, dass davon 62 Prozent selbst
im Land Bremen erwirtschaftet wurden. Daraus er-
gab sich, dass Finanzsenator Perschau Steuereinnah-
men von zirka 400 Millionen Euro verbuchen konn-
te,  die  von  der  Hafenwirtschaft  und  den  hafenab-
hängigen Firmen erwirtschaftet worden sind.

Tatsache ist, dass Daimler-Chrysler und BMW ihre
Pkw-Exporte bis 2008 um sage und schreibe 40 Pro-
zent steigern wollen. Hinzu kommt, dass Daimler-
Chrysler und BMW fast die Hälfte des Gesamtum-
schlages ausmachen. Darum ist es dringend erfor-
derlich, dass der BLG dringend, zum Beispiel auf dem
Carl-Schulz-Gelände, Zusatzflächen für den Auto-
mobilumschlag zur Verfügung gestellt werden. Wir
müssen Daimler-Chrysler und BMW ein deutliches
Signal geben, dass wir das geplante vierzigprozen-
tige Wachstum über Bremerhaven logistisch auch be-
wältigen können. Das, meine Damen und Herren,
ist das Gebot der Stunde.

Darum ist es dringend erforderlich, dass der qua-
litative Hafenstandort Bremerhaven schnellstens wei-
ter ausgebaut und die Infrastruktur erheblich verbes-
sert wird, denn ansonsten kann es durchaus passie-
ren, dass Daimler-Chrysler und BMW nach Belgien
oder Holland abwandern. Was das wirtschaftlich für
Bremerhaven bedeutet, brauche ich Ihnen wohl nicht
extra zu erklären, denn allein durch den Wegfall von
Toyota haben wir in Bremerhaven einen Mengen-
verlust von 100 000 Fahrzeugen im Jahr.

Darum fordere ich Sie im Namen der Deutschen
Volksunion dringend auf, der Bremer Lagerhaus-Ge-
sellschaft schnellstens mehr Fläche zur Verfügung
zu stellen sowie den Masterplan möglichst bald ef-
fektiv umzusetzen, das heißt den Bau weiterer Lie-
geplätze und Aufstellflächen im Osthafen sowie die

Vergrößerung der Kaiserschleuse, und das so schnell
wie möglich!

Meine Damen und Herren, selbstverständlich be-
darf es allerdings weiterer umfangreicher Investiti-
onen, um diesen ständig wachsenden Markt zu er-
halten und auch zu erhöhen. Aber, und das sage ich
in aller Deutlichkeit, wir als verantwortliche Landes-
politiker sind verpflichtet, Vorsorge für unsere Hä-
fen zu treffen, dass die wichtige Seehafenwirtschaft
nicht beeinträchtigt wird und dass durch Ihre politi-
sche Unfähigkeit wichtige große, tragfähige Unter-
nehmen nicht gezwungen werden, alternativ außer-
halb Bremerhavens in das benachbarte Ausland ab-
wandern zu müssen, denn das schöne Bundesland
Bremen hat dank Ihrer verfehlten Politik eine hohe
Arbeitslosigkeit und einen enorm hohen Schulden-
stand. Dafür tragen Sie die alleinige Verantwortung.

Aber, ich betone das jetzt eindringlich, auch die
Gewerkschaften haben einen sehr großen Anteil an
dieser für die Arbeitnehmer sehr schlimmen Ent-
wicklung.  Frau  Ziegert,  Herr  Jägers,  Tatsache  ist
doch, dass seit der Wiedervereinigung über vier Mil-
lionen Deutsche aus den Gewerkschaften ausgetre-
ten sind, und dafür muss es einen guten Grund ge-
ben.

Selbstverständlich  gehört  die  Frage  einer  kon-
tinuierlichen  Zusammenarbeit  zwischen  Gewerk-
schaften  und  Unternehmen  zur  Großen  Anfrage
„Hafenstruktur der Zukunft“ mit dazu. Darum rate
ich Ihnen sehr gut bezahlten Operettengurus, Ihren
Operettengewerkschaften ver.di und anderen Ge-
werkschaften, und damit meine ich natürlich nicht
das einfache Mitglied, die zuerst vielen Streikenden
und danach Arbeitslosen mit ihren billigen Fünf-
Cent-Pfeifen nicht anschließend schäbig im Stich zu
lassen. Ansonsten, und da bin ich mir ziemlich sicher,
werden wir sehr bald nicht nur eine solche Über-
schrift lesen können, ich darf zitieren: „Die Wut der
betrogenen Männer vom Bau: Wir haben starke Ar-
me, aber irgendwann verlieren wir die Kraft“, von
den  Gewerkschaften  im  Stich  gelassen,  sondern
dann werden wir auch verstärkt folgende Überschrif-
ten lesen: Wir haben starke Arme, aber irgendwann
verlieren wir die Kraft, Männer vom Hafen in Bre-
merhaven. Dafür sind dann auch die Gewerkschaf-
ten verantwortlich.

Frau Ziegert, bei dem Thema Belästigung am Ar-
beitsplatz sind Sie wahrscheinlich nur deshalb so
angegriffen gewesen, weil viele Arbeitnehmer wohl
der Meinung sind, dass sie durch Belästigung und
Terror am Arbeitsplatz von einigen Gewerkschafts-
funktionären gezwungen werden sollen, in die je-
weiligen Gewerkschaften einzutreten. Hier sind vie-
le Arbeitnehmer der Ansicht, dass dies auch eine
Art von Belästigung und Terror am Arbeitsplatz ist,
für die einige Gewerkschaftsfunktionäre erst verant-
wortlich sind, also von Personen, die eigentlich Be-
lästigung und Terror am Arbeitsplatz im Interesse der
Arbeitnehmer verhindern und bekämpfen sollen. Da
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brauchen Sie sich nicht über den zahlreichen Mit-
gliederschwund in Millionenhöhe und Austritte wirk-
lich weiter zu wundern, sondern Sie sollten einen
dementsprechenden Bericht im „Focus“ genaues-
tens  nachlesen  und  daraus  lernen.  –  Ich  bedanke
mich!

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Günthner.

Abg. Günthner (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men, meine Herren! Der Redebeitrag des Kollegen
Schramm fordert geradezu heraus, noch einmal nach
vorn zu kommen und noch einmal Stellung dazu zu
nehmen. Herr Schramm, ich glaube, ohne Ihnen zu
nahe treten zu wollen, dass Sie sich, wenn es um Ha-
fenpolitik geht, seit langer Zeit in einer intellektuel-
len Warteschleife befinden. Es kommt nichts Neu-
es, es ist immer das Gleiche, und letzten Endes bau-
en Sie auch inzwischen Argumentationsketten auf,
die kaum noch nachzuvollziehen sind.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Herr Kollege, kei-
ne Schärfe!)

Einerseits erklären Sie hier, die Arbeitslosigkeit
sei sehr hoch, insbesondere in Bremerhaven. Für Sie
folgt daraus, dass die Investitionen in die Häfen in
Bremerhaven  gestoppt  werden  müssen,  weil  das
nach  Ihrer  Auffassung  keine  neuen  Arbeitsplätze
schafft. Nur, wenn Sie die Investitionen stoppen, Herr
Schramm, treiben Sie die Arbeitslosigkeit noch wei-
ter nach oben, und das kann, glaube ich, auch nicht
in Ihrem Interesse sein, und in unserem Interesse ist
es auf keinen Fall!

Inzwischen haben Sie ja auch als Grüne den Au-
toumschlag für sich entdeckt. Es gab noch Zeiten,
daran erinnere ich mich gut, da wurde etwas läster-
lich davon geredet, eigentlich seien da nur Parkplät-
ze, das seien ja ganz viele Parkplätze, auf denen man
die Autos abstellen würde, sehr arbeitsplatzintensiv
sei es auch nicht. Diese Auffassung hat sich inzwi-
schen geändert, nun haben Sie den Autoumschlag
entdeckt. Ich kann Sie dazu nur beglückwünschen,
denn gerade der Autoumschlag ist sehr arbeitsplatz-
intensiv, und insofern sind wir da auf einem guten
Weg.

Ich will noch auf einen Punkt eingehen, der bis-
her in der Debatte nicht zur Sprache gekommen ist,
nämlich die Auswirkungen des 11. September auf
die Häfen in Bremen und Bremerhaven. Das ist dann
eher ein Thema, wo es nicht ganz so glücklich zu-
geht und wo man auch nicht mit der Entwicklung,
die sich da vollzieht, ganz so zufrieden sein kann.
Wir sind in der Situation, dass, wenn wir die großen
Umschlagsmengen, die insbesondere aus den Ver-
einigten Staaten kommen, halten wollen, wir die An-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

forderungen, die die Amerikaner an Sicherheit in den
Häfen stellen, erfüllen müssen, und zwar deutsch aus-
gedrückt ein bisschen nach dem Motto: Vogel friss
oder stirb! Also, die gesamten Richtlinien müssen um-
gesetzt werden, ansonsten besteht die Gefahr für uns,
dass  die  Umschlagsmengen  zurückgehen,  und  das
können wir nicht wollen.

Das ist natürlich ein bisschen ein Wermutstrop-
fen, weil die ohnehin schwierige Situation im Kon-
kurrenzkampf, insbesondere mit den anderen aus-
ländischen Häfen, die Preise schon nach unten drückt
und das Preisverhältnis weiter dadurch erschwert
wird, dass Preisdruck ausgeübt wird durch die Maß-
nahmen, die nun in den Häfen ergriffen werden müs-
sen, also durch das Checken von Containern und
ähnliche Sachen. Ich glaube, dass wir in dem Be-
reich noch große Probleme bekommen werden und
dass  in  dem  Bereich  auch  schwierige  Zeiten  auf
uns zukommen werden, aber ich glaube, insgesamt
haben wir auch dort die richtigen Schritte eingelei-
tet.

Ich will noch auf eine Debatte zurückgreifen, die
wir vor, ich glaube, zwei, zweieinhalb Jahren ein-
mal geführt haben, da ging es um Ausbildung im Ha-
fen, um die Frage, wie schaffen es die Unternehmen
im Hafen, die zum Teil auch darüber klagen, dass
sie zuwenig Nachwuchs haben, den entsprechenden
Nachwuchs zu bekommen. Wir haben alle hier ge-
meinsam auch einen Appell an die Hafenwirtschaft
gerichtet, in stärkerem Maße, als es bisher der Fall
ist, auszubilden, denn nur wenn sie ausbildet, hat
sie auch dann letzten Endes den Nachwuchs, den
sie braucht.

Bisher ist dort erschreckend wenig geschehen, des-
wegen möchte ich auch noch einmal an dieser Stel-
le erneut den Appell an die Firmen im Hafen rich-
ten, in stärkerem Maße, als es bisher der Fall ist, aus-
zubilden  und  damit  letzten  Endes  dann  auch  die
Grundlage dafür zu schaffen, dass die Häfen lang-
fristig konkurrenzfähig sind.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich wollte auf
meine  Vorredner  kurz  eingehen.  Der  eine  hat  es
vorgezogen, angesichts der Bedeutung dieses The-
mas dann doch wieder den Saal zu verlassen. Das
spricht für die Doppelzüngigkeit dieser Partei, die-
ses Einzelabgeordneten hier in diesem Hause!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Unabhängig davon, dass die Rede total daneben war
und den Belangen der Beschäftigten vor Ort nun wirk-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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lich nicht entsprach, zumal das Problem, das er an-
gesprochen hat, nun für Bremerhaven und Bremen
und die Hafenverkehrswirtschaft in Bremen über-
haupt nicht zutrifft. Also wirklich total daneben,
sechs, setzen, würde man normalerweise sagen.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Mit Herrn Schramm würde ich mich lieber grund-
sätzlicher auseinander setzen, denn er hat auch ein
grundsätzliches Problem, oder die Fraktion der Grü-
nen hat ein grundsätzliches Problem. Die Einleitung
war ja wieder ganz schön, wir fordern ökologische
Verkehrsträger. Gut gebrüllt, Tiger, kann man da sa-
gen, aber wenn es dann in die Umsetzung geht, wie
man diesen ökologischen Verkehrsträger dann för-
dern kann, dann zieht der Tiger den Schwanz ein.
Dann ist er auf einmal nicht mehr da und verzieht
sich ins Gebüsch.

Herr  Schramm,  Sie  müssen  es  schon  sagen,  Sie
wollen die Förderung des ökologischen Verkehrs-
trägers Wasser, Sie sind aber gegen den Ausbau der
Hafenverkehrsinfrastruktur, Sie sind gegen die Ver-
tiefung der Außenweser, Sie sind gegen die Vertie-
fung der Unterweser, Sie sind gegen die Vertiefung
der Mittelweser. Sie wollen eigentlich auch nicht den
Tiefwasserhafen Wilhelmshaven. Das ist eine Ne-
belbombe, die Sie hier werfen. Was wollen Sie denn
eigentlich ganz konkret? Sagen Sie nicht nur, was
Sie nicht wollen, sagen Sie konkret, was Sie wollen,
um den ökologischen Verkehrsträger Wasserstraße
zu fördern, meine Damen und Herren!

Wenn man sich mit Ihnen ab und zu einmal unter
vier Augen unterhält, hört sich das auch ein bisschen
differenzierter und anders an. Da scheint es, glaube
ich,  auch  einen  programmatischen  Richtungsstreit
in Ihrer Fraktion zu geben, was Sie eigentlich wol-
len, wohin Sie marschieren. Ich denke, Sie haben ja
gleich noch die Chance, dies aufzulösen. Sehr be-
merkenswert ist, das hat Kollege Günthner schon
gesagt, dass Sie sich jetzt für den Automobilexport,
für die Produktion und für die Förderung des Auto-
mobils einsetzen. Man nimmt das nur manchmal sehr
verwundert zur Kenntnis.

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, der auch
noch nicht in der Debatte zur Sprache gekommen ist,
das ist die Zukunft der stadtbremischen Häfen. Die
Umschlagsentwicklung der stadtbremischen Häfen
ist seit Jahren sehr stabil und bewegt sich zwischen
14 und 15 Millionen Tonnen Umschlag. Wir sind im
Augenblick sehr intensiv dabei, uns Gedanken da-
rüber zu machen, wie sich die einzelnen Gebiete dort
entwickeln, wie sich der Bereich Holz- und Fabri-
kenhafen entwickelt, wie sich der Bereich Neustäd-
ter Hafen entwickelt und wie sich der Bereich des
Industriehafens entwickelt.

Fakt ist, dass das Bundesland Bremen auch hier
hohe Investitionen in den vergangenen Jahren vor-

genommen hat. Das ist einmal die Sanierung der
Nordseite des Holz- und Fabrikenhafens vor zirka
zehn Jahren. Das ist die Vertiefung der Oslebshau-
ser Schleuse, um mehr Wirtschaftlichkeit in die Ver-
kehre von der Hafengruppe Industriehäfen zu be-
kommen. Natürlich ist das die Frage, wie geht es
mit dem Neustädter Hafen weiter, denn, einmal un-
abhängig von den sehr erfolgreichen Aktivitäten der
BLG dort in diesem Bereich, der Umschlag kann dort
sicherlich noch ein bisschen gesteigert werden. Hier
wollen wir sicherlich auch das eine oder andere tun
in der nächsten Legislaturperiode als CDU-Fraktion.
Das Ressort bereitet einen Masterplan vor für den
Bereich des Industriehafens. Ich finde, das ist eine
gute Maßnahme. Die Beteiligten dort vor Ort sind
eingebunden, was eine ganz wichtige Sache ist.

Ein wichtiger Punkt ist auch, die Entwicklung um
den  Holz-  und  Fabrikenhafen  abzusichern,  Be-
standsschutz auszusprechen. Auch dort investieren
Unternehmer in die Infrastruktur, meine Damen und
Herren, also denke ich, dass hier dieser einzelne Ha-
fen von der Wirtschaft angenommen wird. Ich den-
ke, dass man das an dieser Stelle auch noch einmal
sagen sollte, weil in der Diskussion über die Über-
seestadt doch der eine oder andere dies als sterben-
des Hafengebiet ansieht. Meine Damen und Her-
ren, hier können verschiedene Logistikangebote zu-
sammen greifen, und ich denke, dass trotz der Rück-
nahme des Überseehafens und wohl höchstwahr-
scheinlich der Rücknahme des Europahafens aus der
Hafennutzung, zumindest aus der Überseehafennut-
zung, hier doch eine Menge passiert.

Ich glaube, sowohl als auch, Bremen und Bremer-
haven als zwei Standorte eines Hafenstandortes Bre-
men/Bremerhaven als Keyport haben Zukunft. Ich
denke, dass wir da auf einem guten Weg sind, und
wenn Herr Schramm dann noch seine programma-
tischen Differenzen ausräumt, denke ich, dass wir
hier sogar ein sehr einheitliches Bild haben. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Vielen Dank,
Herr Kastendiek, für die Einladung, ich hätte mich
aber auch freiwillig noch einmal gemeldet, um noch
einmal  deutlich  zu  machen,  wohin  unsere  Wirt-
schafts- und Hafenpolitik eigentlich geht.

Ich habe es versucht, was die globale europäische
Politik angeht. Gerade bei diesen Milliardeninves-
titionen!  Niedersachsen,  ich  wiederhole  das,  ist
Haushaltsnotlageland, sie wollen es zumindest an-
melden, die Finanzzahlen gehen rapide in den Kel-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ler. Gestern haben wir in den Zeitungen gelesen, dass
der neue Finanzminister von Niedersachsen sich da-
rüber beschwert, dass der Bund zum Beispiel seine
Finanzbeteiligung  an  dem  neuen  Tiefwasserhafen
Wilhelmshaven noch nicht gegeben hat und diese
Zusage, dass der Bund sich an dem Ausbau des Ha-
fens beteiligt, überhaupt nicht gegeben ist, sondern
mehr als offen ist. Das ist ein zusätzliches Haushalts-
risiko zu den Versprechungen, die im Wahlkampf in
Niedersachsen gemacht worden sind. Die Finanzie-
rung des Tiefwasserhafens in Wilhelmshaven ist in
gar keiner Weise gesichert, noch nicht einmal öf-
fentlich gesichert, geschweige denn von den priva-
ten Investitionen.

Das Gleiche gilt für andere Hafenausbauten so-
wieso, deswegen sagen wir auch als Haushaltsnot-
lageland und als verantwortliche Parlamentarier für
diese Situation, die man verbessern muss, dass man
mit Augenmaß an große Infrastrukturmaßnahmen
herangehen muss. Nur das wollen wir! Wir wollen
die Sicherung von Arbeitsplätzen, wir wollen die
Säule der Außenwirtschaft, wir wollen die Säule der
Hafenwirtschaft erhalten und dass sie funktioniert.
Das funktioniert aber nur, wenn sie auf einer siche-
ren, seriösen finanziellen Grundlage existiert, die
auch zukunftsfähig ist und sich betriebswirtschaft-
lich rechnet, meine Damen und Herren!

Die Kriterien für Großinvestitionen sind eben so,
dass wir sagen, wir wollen Kosten-Nutzen-Analy-
sen, wir wollen betriebswirtschaftliche Rechnungen,
sonst findet diese Großinvestition nicht statt. Das sind
Kriterien, die wir uns selbst gegeben haben, und wir
fordern für diese Investition nur die Anwendung der
von uns selbst gegebenen Kriterien. Wir wollen also
Augenmaß, was die Finanzen angeht. Ich habe es
deutlich gemacht, dass es eigentlich sinnlos ist.

Der  neue  Geschäftsführer  der  Wilhelmshavener
Entwicklungsgesellschaft, Herr Werner, hat gesagt,
er tritt dafür ein, er sorgt dafür, dass Wilhelmshaven
bereits 2008 in Betrieb geht. 2006 geht CT IV in Be-
trieb, zwei Jahre später, also 2008 bereits ein neuer
großer Hafen mit riesigen Kapazitäten, 24 Liegeplät-
zen. Das muss man sich einmal vorstellen, das ist
eine Verdoppelung der bisher bestehenden Liege-
plätze! Wir meinen, man muss doch überlegen, ob
diese  parallele  Investition  wirklich  betriebs-  und
volkswirtschaftlich einen Sinn macht.

Wir legen als Kriterium Wertschöpfung in den Hä-
fen an. Wenn die Wertschöpfung hoch ist in den bre-
mischen Häfen und in Bremerhaven, dann ist das
doch gut, und wir würden das unterstützen. Aber
schauen Sie sich die Lokoquote in Bremerhaven an,
meine Damen und Herren! Die beträgt roundabout
acht Prozent, in Hamburg 40 Prozent! Wenn Sie nur
den Containerumschlag nehmen, beträgt die Loko-
quote in den Häfen in Bremerhaven ein Prozent bis
unter einem Prozent. Das ist zu vernachlässigen, da
kann man doch nicht mehr von Wertschöpfung spre-
chen, meine Damen und Herren. Wir meinen, Sie

sollten alles tun, wenn Sie schon genug Geld ha-
ben, um in die Häfen zu investieren, die Lokoquote
zu erhöhen. Das muss doch Ihr politisches Ziel sein,
um  die  Existenzfähigkeit  der  Häfen  in  Bremerha-
ven zu sichern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Deshalb habe ich den Ausbau der Kaiserschleuse
angesprochen, weil wir meinen, das wäre eine sinn-
volle Investition, um den Betrieb der Häfen zu ge-
währleisten. Ohne ideologisch auf den Autoverkehr
jetzt eingehen zu wollen, ist es eine Infrastruktur-
maßnahme, die für die bremischen Häfen eigentlich
sinnvoll wäre.

Wie ist es denn mit der Forderung, die Sie selbst
erhoben haben, das Carl-Schurz-Gelände zu einem
Logistikzentrum auszubauen, um die Lokoquote zu
erhöhen? Null, Null Komma Null! Noch nicht ein-
mal ein KLV-Terminal, lange in der Planung, vom ISL
vorgeschlagen, lange durchgerechnet, betriebswirt-
schaftlich wahrscheinlich sinnvoll! Wo ist das KLV-
Terminal, meine Damen und Herren? Wo ist das Le-
bensmittelexportzentrum, das das ISL zur Erhöhung
der  Lokoquote  für  das  Carl-Schurz-Gelände  ange-
sprochen hat? Auch hier werden diese Vorschläge
nicht in die Realität umgesetzt, das heißt, Ihre politi-
schen  Aktivitäten  begrenzen  sich  eben  nur  darauf,
Infrastruktur  in  Milliardenhöhe  zu  gewährleisten,
aber die Bestandssicherung, die Lokoquote in den Hä-
fen eben kaum zu erhöhen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das betrifft auch den Tourismusbereich. Alle Gut-
achten, die uns vorliegen, auch die neuen der Ar-
beitnehmerkammer, sagen, wenn man Bremerhaven
zu einem touristischen Standort entwickeln will, dann
bitte doch nicht nur im alten und neuen Hafen, da-
rüber kann man ja auch noch strittig diskutieren. Der
Hafen selbst, sozusagen das aktive Umschlagsge-
schehen, ist ein touristisches Highlight per se.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das muss man für die touristische Entwicklung öff-
nen,  das  hat  Zukunft.  Natürlich  kollidiert  das  ein
bisschen mit den Sicherheitsinteressen der US-Ame-
rikaner, jetzt gerade durch den Konflikt im Irak sind
die da sehr sensibel geworden, aber ich meine, der
Hafen in Bremerhaven darf nicht zu einem Hochsi-
cherheitstrakt werden, sondern muss auch für tou-
ristische Attraktionen geöffnet werden.

(Glocke)

Präsident Weber: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Günthner?
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Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, na-
türlich!

Präsident Weber: Bitte, Herr Abgeordneter Günth-
ner!

Abg. Günthner (SPD): Herr Kollege Schramm, sind
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass es relativ
konkrete Überlegungen gibt, wie der Hafen touris-
tisch erschlossen werden soll und für Tourismus ge-
nutzt werden soll?

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ich lese
nur die Antwort des Senats. Darüber kann ich we-
nig erfahren, und darüber diskutieren wir hier.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Danach ist
auch nicht gefragt worden!)

Doch, wir diskutieren über die Antwort des Se-
nats zur Hafenentwicklungsstruktur der Zukunft. Da
habe ich über touristische Entwicklungen bisher noch
nichts gesehen, und ich kenne auch keine größeren
Anstrengungen, kein Gesamtkonzept, weder regio-
nal noch überregional bekannt, welches geeignet
wäre, eine Öffnung der Häfen für Touristen vorzu-
stellen. Das können Sie gern hier noch einmal dar-
legen, wäre ich sehr interessiert zu erfahren.

Bisher ist in den Ausschüssen, aber auch in den
Medien sehr wenig darüber berichtet worden, wel-
ches Konzept eigentlich das touristische Standort-
marketing in Bremerhaven betreibt, die Häfen wirk-
lich für Tourismus zu öffnen. Das würde wirklich die
Bayern und die Baden-Württemberger interessieren,
die sich den Hafen einmal von innen anschauen
wollen, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Glocke)

Präsident Weber: Gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Günthner?

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ja!

Präsident Weber: Bitte, Herr Kollege Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Sind Sie dann bereit, zur
Kenntnis zu nehmen, Herr Schramm, dass die Fra-
ge der touristischen Erschließung des Hafens nicht
Thema der Großen Anfrage zur Hafenstruktur war?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Gehört aber doch wohl dazu!)

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Für mich
ist die touristische Öffnung der Häfen sozusagen eine
Säule dafür, dass der Hafen existentiell gesichert wird,

dass die Funktionsfähigkeit der Häfen gesichert wird,
dass das Image der Stadt gesichert wird, dass da-
durch Touristenströme in die Stadt kommen, Ein-
kommen produziert wird, Steuerkraft produziert wird
und so weiter.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Wie viele zu-
sätzliche Container kommen denn dadurch?)

Von daher sind Tourismus und Hafenumschlag für
mich keine Gegensätze, sondern ein Strukturele-
ment moderner Hafenpolitik und gehören für mich
normalerweise auch in die Antwort des Senats hin-
ein. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
R ö w e k a m p  [CDU]: Wenn es nach euch
geht, findet da doch gar nichts mehr statt!
– Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grü-

nen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich bin für die Große Anfrage dankbar. Sie
erlaubt den resümierenden Blick, und selbiger ver-
deutlicht die Standortbestimmung und ist auch hilf-
reich für die Frage nach der Perspektive.

Bremen, hier auch natürlich Synonym für Bremer-
haven, ist eine Hafenstadt. Nicht nur, aber vor al-
lem die wirtschaftlichen Fakten und auch das mit
einer solchen Hafenstadt verbundene Ansehen be-
legen diese Feststellung eindeutig. Rund 80 000 Ar-
beitsplätze, das ist gesagt worden, nicht nur bre-
misch, sondern auch niedersächsisch, die Logistik-
schwerpunkte, die wir heute mit einem Hafen ver-
binden müssen, all das belegt, wie wichtig der Ha-
fen  als  Impulsgeber  für  die  Wirtschaft  der  Freien
Hansestadt Bremen, für das Land ist.

Lassen Sie mich einen Blick auf die Fakten wer-
fen, das ist immer ganz hilfreich! Wir haben den CT
III a ausgebaut, Kosten 95 Millionen Euro, eine zu-
sätzliche Liegeplatzeröffnung im Herbst 2003. Wir
haben den CT IV geplant und auf den Weg gebracht,
Kosten rund 500 Millionen Euro, vier weitere Liege-
plätze, 1700 Meter Verlängerung der Kaje, Fertig-
stellung ist für 2007 geplant. Das Planfeststellungs-
verfahren ist eingeleitet. Wir liegen mit dem Projekt
im Zeitplan.

Wir haben die Schleusen ausgebaut, Oslebshau-
ser Schleuse in Bremen und Fischereihafenschleuse
in Bremerhaven. Wir haben die Außenweservertie-
fung auf den Weg gebracht, geplant ist eine Vertie-
fung auf 15,5 Meter, damit werden größere Schiffe
Bremerhaven anlaufen können. Jedermann, der weiß,
wie delikat solche Probleme auch politisch sind, weiß,
dieses  positive  Auf-den-Weg-Bringen  angemessen



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 76. Sitzung am 3. 4. 03 5459

einzuordnen. Wir haben uns mit Wilhelmshaven stra-
tegisch geöffnet. Das ist so häufig hier diskutiert wor-
den, dass ich des Längeren und Breiteren darauf
nicht mehr eingehen muss.

Aber, Herr Schramm, eines darf ich Sie doch fra-
gen: Wollen wir denn in Bremen alle Aussagen über
den Containerverkehr auf den Kopf stellen und sa-
gen, das wollen wir alles nicht, wir machen jetzt et-
was ganz anderes, wir bemühen uns jetzt um die
Lokoquote, was wir auch tun, was aber ganz andere
generelle wirtschaftliche Ursachen hat und in die-
sem Kontext nicht ursächlich erwähnt werden kann?
Lassen Sie es uns ganz freundlich betrachten: Wenn
wir uns die Zahlen der letzten Jahre ansehen, so
waren die Wachstumsraten immer überproportional,
also höher als geplant.

Wenn wir uns die weitere Gesamtentwicklung an-
sehen, lassen wir einmal Ausbuchtungen der wirt-
schaftlichen Konjunktur, der globalen Entwicklung
außen vor, dann wissen wir, dass die Häfen weiter
wachsen werden. Wir wissen aus diesen gutachter-
lichen Betrachtungen, selbst wenn man die dort fest-
gesetzten Planzahlen abschmelzt und etwa auf vier
bis fünf Prozent eingeht, dass in absehbarer Zeit,
sagen wir, in zehn bis 15 Jahren, alle Häfen Deutsch-
lands darauf keine Antwort mehr geben können. Das
ist der strategische Ausgangspunkt für Wilhelmsha-
ven. Wenn wir in Bremen da mitmachen, nicht nur
mit Prosa, mit schönen Worten, sondern auch hand-
fest, existentiell, also mit Geld, dann macht das Sinn
und gibt eine längerfristige Perspektive.

Insgesamt hat diese große Koalition Enormes in
den vier Jahren geleistet, um eine Hauptschlagader
Bremens, nämlich die Häfen, als solche zu erhalten.
Das ist aus meiner Sicht eine sehr nüchterne Fest-
stellung. Im Gegensatz zu Ihnen finde ich solche
Erfolgsmeldungen durchaus erfreulich, aber viel-
leicht liegt es auch an der politischen Gentechnik,
dass Sie dagegen sind.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wenn wir uns dann einmal nach innen wenden,
dann darf man sagen, dass wir Wirtschaft und Hä-
fen zusammengelegt haben. Wer weiß, dass, wenn
Unternehmen sich verbinden, die Wettbewerber sich
die Hände reiben und sagen, Gott sei Dank, die sind
jetzt erst einmal fünf Jahre beschäftigt, kann durch-
aus aufnehmen, dass hier eine Lösung gefunden
worden ist, die ohne großes Ächzen und Stöhnen
relativ schnell wirksam geworden ist. Wenn Sie wol-
len, können Sie ja dem Hafensenator Beifall klat-
schen. Wenn nicht, dann bleibt es gleichwohl ein
Faktum, das ich nüchtern feststelle.

Wir haben die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft wei-
ter unternehmerisch gewichtet. Erlauben Sie mir, das
zu sagen, ohne es weiter zu vertiefen, dass dieses
Unternehmen heute ausschließlich unternehmerisch
geführt wird! Das ist auch gut so, denn es muss zur

Impulsqualität der bremischen Häfen den entschei-
denden Beitrag leisten, und Steuergelder, die von
Unternehmen kommen, sind uns immer lieber als
Subventionen, die wir im Grunde selbst finanzieren.
Auch da, denke ich, sind wir einer Meinung.

Wir haben die bremischen Häfen privatisiert, um
präziser zu sein, wir haben sie in eine private Rechts-
form gebracht. Das erlaubt, etwa heute in Wilhelms-
haven uns auch finanziell zu engagieren. Ich glau-
be, auch das muss nicht weiter ausgeführt werden.
All solche Dinge und solche Maßnahmen sind kein
Selbstzweck, sondern dienen dem Bemühen, in ei-
ner globalen Wirtschaft in den Märkten effizienter
und besser arbeiten zu können. Ich glaube, ich darf
es bei dieser Feststellung belassen, dass wir da auf
einem guten Weg sind. Wir bemühen uns auch, so-
weit das in unseren Möglichkeiten liegt, den Ver-
kehr von der Straße auf Wasser und Schiene zu ver-
lagern. Ich darf als Stichwort Short-Sea-Shipping-
Promotioncenter erwähnen. All das sind Dinge, die
rundum belegen, wie sehr wir uns bemühen, strate-
gische und unmittelbar wirtschaftliche Maßnahmen
einigermaßen zu harmonisieren.

Wenn man sich die Entwicklung der bremischen
Häfen ansieht, dann haben sie mit 46,6 Millionen
Tonnen im abgelaufenen Jahr eine Rekordhöhe er-
reicht. Im weltweiten Ranking, und da gibt es ja ein
paar Häfen, sind sie vom fünfzehnten vorgerückt auf
den dreizehnten Platz. Beim Auto sind wir trotz Zee-
brügge für Europa immer noch der größte Hafen-
umschlagplatz. Wenn ich das sage, dann ist das kein
defätistischer Hinweis, sondern wir tun alles, um das
so zu erhalten, wie es ist. Mit rund 1,4 Millionen
Fahrzeugen liegen wir an der Spitze. Soweit einmal
das nüchterne Resümee!

Was bleibt denn noch zu tun? Auch das ist immer
wieder eine Frage, die man bei allen Erfolgen, die
wir vorzuzeigen haben, nicht durch Selbstgefällig-
keit verhindern darf, sondern stellen muss. Da ist
zunächst zu sagen, dass wir einen Masterplan für
den Autohafen erarbeiten, dass wir den Investitions-
bedarf für die Kaiserschleuse feststellen und dann
dafür sorgen müssen, dass zusätzliche Liegeplätze
für Autocarrier im Bereich des Osthafens bewirkt
werden, dass die Kaiserschleuse renoviert wird, viel-
leicht sogar ganz neu erstellt werden muss. Ich kann
Ihnen aus einer persönlichen Diskussion mit BMW
sagen, da wartet die deutsche Wirtschaft auf ein kla-
res Zeichen. Dieses Zeichen sollten wir setzen. Ich
bin zuversichtlich, dass das auch in Zukunft so ge-
schehen wird.

Herr Kastendiek, Sie haben zu Recht auf die stadt-
bremischen Häfen hingewiesen. Bei aller Konzen-
tration auf Bremerhaven, weil sich dort die eigentli-
chen Hafenimpulse, wie soll ich sagen, wirtschaft-
lich ausdrücken, dürfen wir die stadtbremischen Hä-
fen nicht vernachlässigen. Sie haben weiter ihren
Sinn, und sie haben ihre Perspektive. Auch hier wird
ein Masterplan für den Industriehafen erarbeitet, da-
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mit für die Zukunft das Notwendige und das Inves-
tive so in den Kontext gebracht werden können, dass
wir möglichst auf die Mark genau richtig investie-
ren.

Das neue Hochregallager von Tchibo ist eine wei-
tere Ergänzung der wirtschaftlichen Qualität des Neu-
städter Hafens, den ich mir natürlich auch wesent-
lich effizienter wünschen würde. Wenn ich mir aber
überlege, dass er vor 40 Jahren investiv angegan-
gen wurde, dann kann man eben heute nicht mit klei-
ner Münze solche Rechnungen anstellen, sondern
man muss sich eben bemühen, hier zusätzliche Wert-
schöpfung zu etablieren. Das ist mit Tchibo, wie ich
glaube, vorzüglich gelungen.

Wenn wir uns einmal aus unserer introvertierten,
unserer nach innen gerichteten Betrachtung lösen
und einmal die Häfen in einem größeren volkswirt-
schaftlichen Kontext stellen, dann muss man ganz
deutlich sagen, Häfen in Bremen sind keine Privat-
angelegenheit des bremischen Stadtstaates, weil wir
Ebbe und Flut so lieben und gern ein paar Schiffe
darauf sehen, sondern sie haben eine hohe volks-
wirtschaftliche Aufgabe, und das muss in Berlin im-
mer  wieder  deutlich  gemacht  werden.  CT  IV,  500
Millionen Euro, Herr Schramm, da sind wir völlig
einer Meinung, eine unglaubliche Aufgabe, die wir
da finanziell zu meistern haben, ist eine Lösung und
eine volkswirtschaftliche Gesamtleistung, die eben
nicht nur auf Bremen beschränkt ist, sondern auch
ihre  volkswirtschaftliche  Antwort  in  Berlin  finden
muss. Darum bemühen wir uns.

Das Thema Hafenlastenabgeltung ist das notwen-
dige  Stichwort,  auch  das  wird  immer  wieder  zur
Sprache gebracht. Dass die jetzt vorgesehene Re-
gelung bis 2005 da ungenügend ist, das halte ich in
dem Kontext fest.

Der Bundesverkehrswegeplan, ein anderes Stich-
wort, ist für uns von großer Bedeutung. Hinterland-
anbindung ist für die Häfen eine Essentiale. Was soll
der beste Hafen, wenn der wirtschaftliche Extrakt
nicht abfließen und zufließen kann? Wir müssen bis
2003 die erforderlichen Maßnahmen im Bundesver-
kehrswegeplan unterbringen. Jedermann weiß, wie
schwer das ist. Ich will nur einige Prioritäten nen-
nen: Wir brauchen die A 281 inklusive Weserque-
rung mit Anschluss der B 212, wir brauchen den An-
schluss auch für die A 27 zur A 1, wir brauchen den
Ausbau der A 1 und der A 27, wir brauchen den
Ausbau des Bahnknotens Bremen, die Unterweser-
vertiefung, die Außenweservertiefung, die Erhöhung
der Leistungsfähigkeit der Mittelweser, hier insbe-
sondere die Schleusen.

Meine Damen und Herren, all das ist Ihnen so ge-
läufig, und Sie wissen, dass man in Berlin nur auf
uns wartet, um uns diese Wünsche abzunehmen und
am nächsten Tag zu erfüllen. Der Staatssekretär ist
am Dienstag in Bremen. Ich werden all meinen Char-
me und, so vorhanden, Intelligenz einsetzen, um ihn

zu überzeugen, dass hier wichtige Dinge notwen-
dig beantwortet werden müssen.

Ich darf noch einmal sagen, im Rahmen der Ord-
nungspolitik ist auch die Kompensation für das deut-
sche Kraftfahrzeuggewerbe zu erwähnen. Bremen
wird mit der Mautverordnung im Bundesrat seine
Probleme haben, denn die zugesagte Kompensation,
die auch noch verdoppelt werden soll, also auf 600
Millionen Euro zu erhöhen ist, ist noch nicht in tro-
ckenen Tüchern, wie man zu sagen pflegt. Wir müs-
sen uns darum bemühen. Bremen verlangt eben auch,
nicht weil es eigennützig denkt, sondern glaubt,
volkswirtschaftlich vernünftig zu argumentieren, im
Umkreis von 150 Kilometern eine Bevorzugung des
Straßen- und Seehafenverkehrs, um beides zu ver-
bessern.

Wenn man das Fazit einer dürren, sachlichen Be-
trachtung zieht, dann kann man feststellen, dass wir
strategisch, so glauben wir jedenfalls und sind über-
zeugt,  angemessene  Antworten  gefunden  haben,
dass wir für Bremen mit seiner Hauptschlagader Hä-
fen – und ich sage immer wieder, Bremen ist für mich
das Synonym für Bremerhaven und alle bremischen
Häfen – eine Menge getan haben,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Viel Geld haben Sie ausgegeben,
sehr viel Geld! Geld, das wir nicht haben!)

über Gebühr uns konzentriert, strategisch und in-
vestiv kombiniert verhalten haben.

Wir sind als bremischer Hafen wegweisend. Wir
haben die bremischen Häfen in eine private Rechts-
form gebracht. Das macht man uns in Hamburg jetzt
nach. Das betrachte ich als Kompliment. Mit CT III
und CT IV sind Größenordnungen gesetzt, die durch-
aus alle Kräfte herausfordern. Immer wieder sage ich,
mit rund 80 000 Arbeitsplätzen ist diese Herausfor-
derung auch eine solche, die wir annehmen und be-
stehen müssen.

Wenn man zum Schluss dann noch etwas Prosa
bemühen will, so sage ich, wir, die große Koalition,
sind mit der Hafenpolitik erfolgreich. Wir haben eine
vitale Perspektive. Die Häfen bleiben ein kraftvoller
Impuls für Bremens Wirtschaft und auch, nicht zu
vernachlässigen, für Bremens Ansehen. Die Hafen-
bilanz  der  großen  Koalition  ist  vorzeigbar,  nicht
selbstzufrieden, aber der Hafensenator ist zufrieden.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/1420, auf die Gro-
ße Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
Kenntnis.
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Bericht zur Hochwasserschutzsituation im Land Bre-
men und Folgerungen anlässlich der Flutkatastro-
phe an der Elbe im August 2002 (Hochwasserschutz-

bericht Land Bremen 2002)

Mitteilung des Senats vom 4. Februar 2003
(Drucksache 15/1368)

Wir verbinden hiermit:

Maßnahmen für den Hochwasserschutz umsetzen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Februar 2003
(Drucksache 15/1382)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Wi-
scher.

Meine Damen und Herren, bevor ich die Beratung
eröffne, möchte ich Ihnen mitteilen, dass bei der Mit-
teilung des Senats durch ein technisch bedingtes Ver-
sehen  im  Abschnitt  7.  „Ausblick/Weiterer  Hand-
lungsbedarf“  eine  Textpassage  nicht  übermittelt
wurde. Ich bitte Sie daher, in dem genannten Ab-
schnitt 7. unter der Zwischenüberschrift „Planungen
und Untersuchungen in diesem Zusammenhang in
Bremen sind:“ folgende Ergänzung zu berücksich-
tigen, ich trage sie jetzt vor:

„Gutachten beim Franzius-Institut der Universi-
tät Hannover zur Verminderung nachteiliger Folgen
beim Hochwasserabfluss in der Wümme anlässlich
des  Wümmehochwassers  im  Sommer  2002“.  Des
Weiteren: „Folgeabschätzungen bei Flussausbaupla-
nungen wie Vertiefung der Außenweser beziehungs-
weise Unterweser, vergleichbare Untersuchungen bei
der  aktuellen  Außenweservertiefung  beziehungs-
weise Überseehafenbeseitigung haben gezeigt, dass
geringe Erhöhungen bei den Hochwasserständen im
Zentimeterbereich möglich sind.“ Als Letztes: „Offen-
halten der Rückdeichoptionen im Zuge der Rahmen-
planung Arberger/Mahndorfer Marsch gemäß Mit-
teilung des Senats an die Bremische Bürgerschaft vom
6. November 2001“.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn wir
einen Gesamtblick auf die Hochwasserschutzpolitik
des Senats werfen, dann kommen wir Grünen zu
der Bewertung, dass im baulichen Bereich, das heißt
bei den Maßnahmen der Pflege und Unterhaltung von
Deichen, dies angemessen betrieben wird und auch
keine Defizite zu erkennen sind.

Defizite sehen wir aber bei den vorsorgenden Maß-
nahmen zum Schutz vor Überschwemmungen. Hier
muss man einfach zu der Senatsmitteilung konsta-
tieren, dass sie der Worte zu viele macht, allein, es

fehlen die Taten. Den Risiken vor Sturmfluthochwas-
ser und Binnenhochwasser muss aber rechtzeitig ent-
gegengewirkt werden, und eine vorsorgende Hoch-
wasserschutzplanung ist jetzt erforderlich und nicht
irgendwann in weiter Ferne.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Hier muss man feststellen, dass bereits vor dem
Jahrhunderthochwasser im Osten Deutschlands und
auch  vor  den  sommerlichen  Überschwemmungen
der Wümmewiesen Vereinbarungen getroffen wor-
den sind zwischen den Weser-Anrainerländern, den
vorsorgenden Hochwasserschutz zu verbessern. Das
heißt,  schon  im  August  2000  haben  sich  alle  fünf
Weser-Anrainerländer dazu bekannt, tätig zu wer-
den, um Hochwasser besser vorzusorgen. An diesen
damals getroffenen Vereinbarungen muss sich auch
die aktuelle Politik in Bremen orientieren.

Ich möchte Sie, Frau Senatorin Wischer, an Ihre
Worte erinnern. Sie waren damals Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft,  die  dann  das  Aktionspro-
gramm „Flussgebiet Weser 2000 bis 2010“ veröffent-
licht hat. Sie schreiben in dem Vorwort: „Die Um-
setzung von einzelnen Maßnahmen wird nach der
Diskussion mit allen Beteiligten in den üblichen ge-
setzlichen Verfahren geregelt.“ Doch, meine Damen
und Herren, wenn wir uns ansehen, was bisher pas-
siert ist: nichts! Im Gegenteil, es ist festzustellen, dass
sogar gegen solche Vereinbarungen gehandelt wur-
de, nämlich was die Bebauung von Brokhuchting, ei-
nem Überschwemmungsgebiet, betrifft. Es war da-
gegen vereinbart im Aktionsprogramm „Flussgebiet
Weser“, dass man rechtliche Festsetzungen trifft, sol-
che Überschwemmungsgebiete von jeglicher Bebau-
ung freizuhalten.

Das ist auch die erste Forderung unseres Antrags,
nämlich unverzüglich gesetzliche Absicherungen zu
schaffen, so dass es zu keiner Bebauung von Über-
schwemmungsgebieten  kommt.  Der  zweite  Punkt
unseres Antrags ist bisher auch schon ausgiebig dis-
kutiert worden, wir erwarten nämlich, dass keine
weiteren Vertiefungen von Außen- und Unterweser
stattfinden. Gerade im Vorwort zur Mitteilung des
Senats wurde auch festgestellt, dass sich natürlich
der Tidenhub mit einer weiteren Vertiefung weiter
erhöhen wird. Das bedeutet de facto immer, jede
weitere Erhöhung des Tidenhubs führt zu dem Risi-
ko, dass der Sturmflutscheitel höher aufläuft. Das
heißt, dass damit jeweils natürlich auch das Risiko
einer Hochwasserkatastrophe zunimmt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Hier möchte ich Sie, Herr Dr. Schuster, noch ein-
mal an Ihre Worte und an entsprechende Debatten
erinnern, da haben Sie wörtlich gesagt: „Ich habe
bisher noch wenig vernünftige Gründe dafür gehört,
warum eine Vertiefung von Außen- und Unterwe-
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ser Sinn macht.“ In der Tat! Nun beziehe ich mich
auf die Aussage von Herrn Kastendiek, wenn er sagt,
wir vertiefen die Flüsse, dann fördern wir den Schiffs-
verkehr.  Das  ist  nun  wirklich  ein  bisschen  eine
schlichte Denkweise. Die Förderung des Schiffsver-
kehrs hat mit ganz vielen politischen Rahmenbedin-
gungen zu tun, die natürlich auf Bundesebene und
auch auf europäischer Ebene gesetzt werden müs-
sen. Eine Vertiefung der jeweiligen Flüsse führt letzt-
endlich zu einem aber auf jeden Fall: Es führt zu
ökologischen Wirkungen, und es erhöht das Risiko
von Überschwemmungen in Bremen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Hattig hat gesagt, er hätte das jetzt auf den
Weg gebracht. Der Stand, was die Außen- und Un-
terweservertiefung betrifft, ist, dass es leider, sagen
wir Grünen, durch die Unterstützung Bremens ge-
lungen ist, dass beide Vorhaben in den Bundesver-
kehrswegeplan aufgenommen worden sind. Es steht
auch wörtlich in der Mitteilung des Senats, dass die
Vorhaben von dem Bundesverkehrsministerium un-
terstützt werden, aber dann – und nur dann –, wenn
sie ökonomisch sinnvoll und ökologisch vertretbar
sind.

Diese Abwägung ist bis heute nicht vollständig
erfolgt. Es gibt aber, wie wir gerade schon hinsicht-
lich der Frage des Hochwasserschutzes festgestellt
haben, Problematiken. Es gibt hinsichtlich der Ge-
samtfrage der ökologischen Auswirkungen Proble-
matiken, die gerade in einer aktuellen Studie des
WWF noch einmal zusammengefasst worden sind.
Der WWF kommt zu der Bewertung, dass man auf-
grund der großen Umweltrisiken von weiteren Fluss-
vertiefungen Abstand nehmen sollte.

Unsere Position ist ganz eindeutig: Wir wissen
heute schon genug hinsichtlich ökologischer Risiken.
Hinsichtlich Risiken des Hochwasserschutzes sollte
man von diesem Vorhaben Abstand nehmen.

Der dritte Punkt unseres Antrags bezieht sich auf
die Arberger und Mahndorfer Marsch. Hier wollen
wir natürlich keine Bebauung, wir wollen aber die
Deichrückverlegung aus dem Grund, dass eine Maß-
nahme eines vorsorgenden Hochwasserschutzes da-
rin  besteht,  Wasseraufnahmeflächen  zu  schaffen.
Hier hat Bremen nicht viele Möglichkeiten. Im Prin-
zip ist das diese Stelle hier, eine der wenigen Berei-
che, wo wir aktiv aus Bremen auch einen Beitrag
zum vorsorgenden Hochwasserschutz leisten kön-
nen. Wir bitten darum, diese Forderung von uns zu
unterstützen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die letzten beiden Wünsche der Grünen sind, dass
man auch die Retentionsräume, die auch beabsich-
tigt sind im Bereich der Luneplate, zügig realisiert
und dass man in Bremen, wie wir nun zum hundert-

tausendsten Male wiederholen, davon Abstand neh-
men muss, neue Flächen zu versiegeln, weil auch das
ein Beitrag zum vorsorgenden Hochwasserschutz ist.
Es sind Retentionsräume, es sind Wasserspeicher-
räume, die erforderlich sind, wenn wir auf eine nach-
haltige Politik ausgerichtet sind und nicht nur die
nächsten vier Jahre, sondern die nächsten 50 oder
100 Jahre im Blick haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Uns ist klar – und das kommt immer als Gegenar-
gument, ich möchte dem gleich an der Stelle vor-
beugen, wir müssen das dann, glaube ich, nicht noch
einmal weiter erörtern –, dass jede dieser von uns
geforderten einzelnen Maßnahmen jeweils immer
nur ein kleiner Beitrag ist für den Hochwasserschutz,
aber das Entscheidende ist die Summe der Maßnah-
men. Die macht es, und in der Summe könnten  sie
dazu  beitragen,  dass  wir  dem  Risiko  von Über-
schwemmung rechtzeitig gegensteuern, bevor das
Kind in den Brunnen gefallen ist. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Im August letzten Jahres haben
wir hier in einer Aktuellen Stunde kontrovers über
das Wümmehochwasser debattiert. Heute liegen der
Hochwasserschutzbericht als Mitteilung des Senats
und ein Antrag der Grünen dazu vor. Um es gleich
vorwegzunehmen, den Antrag der Grünen lehnen
wir natürlich ab. Warum natürlich, werde ich Ihnen
später noch genauer erklären.

Erst einmal komme ich zum Bericht des Senats,
der sich mit der Hochwassersituation befasst. Es ist
wirklich ein umfangreicher Bericht, das muss man
schon sagen. Sie berichten, wie Hochwasser ent-
steht,  über  vergangenes  Hochwasser,  über  Hoch-
wasserstände, langfristige Vorausberechnungen. Das
ist schon einmal nicht schlecht, denn ich glaube, und
da sind wir uns hier alle einig, dass Hochwasser-
schutz in Bremen ganz wichtig ist und dass unsere
Deiche dazu gepflegt und erhalten bleiben müssen.
Dass die Deiche in einem guten Zustand sind, das
kann sich jeder, glaube ich, anschauen. Ich denke,
da können wir auch weiterhin nur unterstützend tä-
tig sein.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Darauf wäre ich nie gekommen!)

Das Thema Hochwasserschutz ist für das Land
Bremen aktueller denn je, weil mit dem Wümme-
hochwasser im vergangenen Sommer uns aufgezeigt
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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wurde,  dass  es  anscheinend  noch  einige  Mängel
gibt, die in unserem Wassersystem sind und die zu
beheben sind. Das Wümmehochwasser, also ein Bin-
nenhochwasser, hat aber leider nur sehr wenig Be-
achtung in der Mitteilung des Senats gefunden. Die
Mitteilung des Senats beträgt 17 Seiten, zehn Zen-
timeter davon waren für das Wümmehochwasser.
Das war ein bisschen wenig. Nicht zehn Zentimeter
Wasserhöhe, nein, zehn Zentimeter im Bereich des
Berichts, das war schon ein bisschen wenig!

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Ja, okay, der Präsident hat da noch drei Wörter
zugefügt. Ich möchte noch einmal erinnern, 1750
Hektar überschwemmte Fläche mit existentieller
Bedrohung  von  35  landwirtschaftlichen  Betrieben
und den Anwohnern in Borgfeld, Timmersloh und
Oberneuland.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Übertreiben Sie doch nicht!)

Wer nicht betroffen ist, kann sich natürlich gut hin-
stellen und sagen, nicht übertreiben, alles ist gar
nicht so schlimm, das ist ganz toll, Frau Hammer-
ström! Fangen Sie mir nicht so an!

(Beifall bei der CDU)

Keine Frage, dass es in diesen Gebieten schon im-
mer Überflutungen gab, doch früher ist das Wasser
sofort wieder abgeflossen und hat nicht wochenlang
als Kloake auf den Feldern gestanden. Wichtig ist,
dass das Wasser, wenn es denn da ist, auch wieder
abfließen kann. Um dies in Zukunft besser in den
Griff zu bekommen, ist ein Gutachten beim Fran-
zius-Institut in Hannover in Auftrag gegeben wor-
den. Ein erster Zwischenbericht wird in diesem Früh-
jahr erwartet. Der Abschlussbericht wird aber lei-
der erst im Jahr 2004 fertig sein.

Meine Damen und Herren, ich werde nicht zu
Schnellschüssen auffordern, doch auch Politik muss
kurzfristig handlungsbereit sein. Wenn es wieder sol-
che Niederschläge wie im letzten Jahr gibt, dann
gehen die betroffenen Betriebe langsam den Bach
hinunter. Das, meine Damen und Herren, darf ein-
fach nicht sein. Wenn man in der Mitteilung des Se-
nats  unter  „Ausblick  und  weiterer  Handlungsbe-
darf“ schaut, findet man dort auch ganz nebenbei
die Aussage, dass in den Folgejahren eventuell ein
erforderliches  Maßnahmenprogramm  entwickelt
werden soll! Da frage ich mich, wie ich diesen Satz
auffassen soll. Wieso eventuell erforderlich? Für mich
und die CDU-Fraktion steht jedenfalls fest, dass Maß-
nahmen getroffen werden müssen, um solche Hoch-

wasser wie im letzten Jahr an der Wümme in Zu-
kunft zu verhindern, und das nicht nur eventuell.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum haben Sie denn das Gut-
achten in Auftrag gegeben? Hätten Sie sich
doch schenken können, wenn es nicht ge-

wollt ist!)

Nun ist mir also mündlich berichtet worden, dass
erste  Ergebnisse  des  Franzius-Instituts  vorgestellt
worden sind. Dabei ist herausgekommen, dass eine
grundsätzliche Vertiefung der Wümme, wie sie vie-
lerorts gefordert worden ist, nicht den gewünschten
Effekt bringt. Es ist wohl so, dass, wenn man die
Wümme vom Lesum-Sperrwerk bis nach Kuhsiel um
einen Meter vertiefen würde, das den Wasserspie-
gel um nicht einmal zehn Zentimeter senken wür-
de, sondern wie mir berichtet worden ist, würde das
nur dazu führen, dass die Ufer einbrechen, aber nicht
den gewünschten Effekt bringen.

Dennoch müssen die Sandbänke, die nach wie vor
noch in der Wümme sind, ausgebaggert werden. Sie
müssen auch jährlich kontrolliert und dann ständig
ausgebaggert werden. Vor allen Dingen muss geklärt
werden, wo man in Zukunft damit bleibt, damit das
nicht ein paar Kilometer weiter hinten hineinge-
schüttet wird, so dass dort wieder neue Sandbänke
auftreten. Ein weiterer Knackpunkt: Es ist auch un-
tersucht worden, dass der Uferbewuchs regelmäßi-
ger abgeschnitten oder entfernt werden muss, weil
dieser den Wasserabfluss erheblich mindert.

Der Hauptpunkt, warum im letzten Jahr das Was-
ser nicht abgeflossen ist, ist, wie mir berichtet wor-
den ist, dass das Sperrwerk der Lesum nicht richtig
gefahren worden ist. Es sieht nämlich so aus, dass
man die drei Sperrwerke wohl nur in einem Zusam-
menhang  fahren  kann.  Das  heißt,  dass  man  die
Schotten nicht schließen konnte, als Hochwasser in
der Weser war. Insofern ist nicht nur zwölf Stunden
etwas abgeflossen, sondern es wurde auch zwölf
Stunden wieder etwas hineingedrückt.

Untersuchungen haben dabei ergeben, dass es ei-
nen  Höhenunterschied  von  einem  Meter  bringen
würde,  wenn  man  eine  Vollsperrung  des  Lesum-
Sperrwerks macht. Dabei muss man auch bedenken,
dass die Pumpen beim letzten Hochwasser nicht rich-
tig zum Einsatz gekommen sind. Im Lesum-Sperr-
werk gibt es drei Pumpen, die bis zu 45 Kubikmeter
pro Sekunde pumpen können. Sie werden jedoch
nur bei einem Wasserstand von 3,30 Meter über NN
angeschaltet. Ich meine, in solchen Extremsituatio-
nen muss man die Pumpen anstellen und das Sperr-
werk  schließen,  dann  bekommt  man  das  Wasser
nämlich auch weg. Daran muss schnellstens gear-
beitet werden.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]: Und
wo bleibt das Wasser, wenn es da weg ist?)
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Das Wasser bleibt in der Weser, Frau Hammerström!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Ja! Und dann?)

Ja, schön, dass Sie auch bei uns wohnen!

Fest steht auch, dass der Südarm, der hauptsäch-
lich  in  Borgfeld  und  Oberneuland  entwässert,  70
Zentimeter hoch und über eine Länge von dreiein-
halb Kilometern versandet ist. Das ist natürlich auf
niedersächsischem Gebiet. Es muss mit Nachdruck
mit denen verhandelt werden, damit dieser Südarm
entsprechend geräumt wird.

Dann gibt es da natürlich dieses Nadelöhr, diesen
Engpass  in  Borgfeld  in  Höhe  der  Wümmebrücke.
Hier muss man schnellstens zu einem Ergebnis kom-
men, ob ein zweiter Seitenarm die gewünschte Ent-
lastung an diesem Engpass bringen kann. Nach ers-
ten Schätzungen, so ist mir berichtet worden, könn-
te  dies  den  Wasserpegel  um  bis  zu  20  Zentime-
ter senken. Dieser Seitenarm würde da auch sehr
gut hinpassen, denke ich einmal, weil er durch ein
Ausgleichsgebiet fließen würde. Von daher würde
da nichts zerstört werden.

Festzuhalten bleibt, dass es keiner Panikmache
bedarf, was den Sturmflutschutz im Land Bremen
betrifft, doch im Bereich des Binnenhochwassers
muss aus Fehlern der Vergangenheit gelernt werden.
Hier müssen zeitnah und zügig Maßnahmen getrof-
fen werden, damit überflutete Flächen auch wieder
entwässern können. Dabei muss vor allen Dingen
beachtet werden, dass dieser Hauptpunkt, dass die-
ses Lesum-Sperrwerk anders gefahren werden muss,
in das Augenmerk genommen werden muss.

Ich komme noch zu dem Antrag der Grünen. Ihr
Antrag zur gesetzlichen Absicherung von vorhande-
nen Überschwemmungsgebieten kann meiner Mei-
nung nach, wie gefordert, nicht unverzüglich be-
schlossen werden. Das ist Ihr Punkt eins. Die Be-
gründung hierbei liegt darin, dass zwar nach dem
Beispiel der großen Sturmflut im Jahr 1962 Überflu-
tungsgebiete festgeschrieben worden sind, die Lage
jedoch durch die Veränderung in der Wasserwirt-
schaft und auch den Bau des Sperrwerkes eine an-
dere Sichtweise bekommen sollte und hat. Daher,
meine lieben Damen und Herren, müssen diese fest-
geschriebenen  Gebiete  erst  einmal  neu  überprüft
werden, bevor man sie gesetzlich festschreibt.

Zu Ihrem Punkt zwei, in dem von einer weiteren
Vertiefung der Außen- und Unterweser Abstand ge-
nommen werden sollte, möchte ich Ihnen sagen, dass
es keinerlei fundierte Untersuchungen gibt, in de-
nen eine solche Vertiefung eine größere Gefährdung
durch ein eventuelles Hochwasser darstellt. Hierbei
kann ich die Grünen auch nicht verstehen, dass sie
einerseits ökologisch vertretbare Verkehrswege for-
dern, zu denen die Schifffahrtswege nun wirklich
gehören, und andererseits jedoch den Schritt in die

verkehrte Richtung gehen und durch einen Antrag
diese Verkehrswege in ihrer Wirtschaftlichkeit und
Zukunftsfähigkeit zerstören wollen.

Zu Ihrem Punkt drei über die Schaffung von Vor-
aussetzungen einer Deichrückverlegung in der Ar-
berger und Mahndorfer Marsch muss insofern der-
zeit noch nichts beschlossen werden, als die Bauab-
schnitte eins und drei schon ohne Deichrückverle-
gung ausgeglichen sind oder werden und wir erst
wieder bei den Bauabschnitten vier und fünf erneut
darüber sprechen müssen.

Zu dem letzten Punkt Ihres Antrages, dass wir mehr
Brachflächen nutzen sollen, muss man sagen – zum
hunderttausendsten Mal, haben Sie gesagt, fordern
Sie es, und wir können es zum hunderttausendsten
Mal sagen –, dass wir doch wirklich viel gemacht
haben, ob es am Flughafen ist, Vulkangelände, in
den alten Hafenrevieren oder bei der alten Kaserne
Grohn. In unserem IFP, dem Integrierten Flächen-
programm,  sind  fast  60  Prozent  alte  Brachflächen
enthalten. Ich denke einmal, da sind wir auf einem
besseren Weg, als es damals die Ampelkoalition in
ihrem IFP-Programm im Jahr 1993 war.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, Sie
sehen also, dass Ihr Antrag von Ihnen nicht tiefgrün-
dig genug durchdacht worden ist und somit bei uns
auf keinen Fall auf fruchtbaren Boden stößt. Des-
halb kann er von uns auch nicht akzeptiert werden.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Dr. Schuster.

Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Imhoff, das war wirklich
eine gute Begründung, für die Ablehnung des An-
trages der Grünen nicht tiefgründig genug! Das hat-
ten wir in der Tat wirklich selten.

(Zuruf des Abg. I m h o f f  [CDU])

Genau! Da muss man Sie loben!

Ich möchte zu einigen Punkten Stellung nehmen.
Zum einen muss man sich noch einmal vergegenwär-
tigen, dass die Hochwasserkatastrophe im letzten
Jahr nicht auf die leichte Schulter genommen wer-
den darf.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es wird immer von Jahrhunderthochwasser geredet.
Dies suggeriert, das war einmal in einem Jahrhun-
dert, jetzt haben wir für die nächsten 100 Jahre Ruhe.
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Dann wären wir vor dem Jahr 2100 ja nicht mehr an
der Reihe. Eine solche Sichtweise unterschätzt die
Lage völlig. Wir haben es mit einem beginnenden,
mit einem sich vollziehenden Klimawandel zu tun.
Man kann dabei jetzt nicht sagen, wie die Auswir-
kungen genau sein werden. Wird es dauernd diese
Hochwasser geben? Wie werden sich die Sturmflu-
ten entwickeln? Das ist im Moment sicherlich noch
nicht genau vorhersagbar. Die bisher vorhandenen
Prognosen schwanken sehr stark.

Wichtig ist aber zu realisieren, dass wir einen gra-
vierenden Wandel vor uns haben, der nicht zu un-
terschätzen sein wird. Das ist ein Punkt, den wir
heute nicht debattieren, den wir wahrscheinlich in
der nächsten Bürgerschaftssitzung debattieren wer-
den, den man aber immer im Hinterkopf haben muss.
Man muss alles Mögliche tun, um diesen Klimawan-
del zu stoppen oder zumindest abzubremsen. Das
ist vorrangig eine Frage von Energiepolitik, eine Fra-
ge von Umbau der Wirtschaftsstrukturen und auch
der Lebensgewohnheiten.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Das können wir
nicht allein!)

Nein, das können wir nicht allein, aber wir müssen
auch in Bremen Schritte machen! Ich wollte das vor-
wegstellen, um die Dimensionen dieser Punkte, über
die wir im Moment reden, auszuleuchten.

Die zweite Sache ist sicherlich, und dazu haben
wir jetzt die Mitteilung des Senats vorliegen, dass
wir uns in Bremen um den Hochwasserschutz küm-
mern müssen. Man darf nicht vergessen, ohne Dei-
che und ohne Hochwasserschutz gäbe es Bremen
nicht, weil wir hier zum großen Teil unter dem Mee-
resspiegel liegen. Das ist die Hauptproblematik für
Bremen. Deswegen haben wir ein existentielles In-
teresse  daran  als  Grundvoraussetzung,  damit  hier
überhaupt etwas funktionieren kann.

Das ist die erste wichtige Botschaft der Senatsmit-
teilung, und die sollte man nicht gering schätzen:
Zurzeit sind alle Deiche sicher! Wir brauchen jetzt
also weder vor Binnenhochwasser noch vor Sturm-
fluten besondere Angst zu haben. Dass es immer ir-
gendwelche Ereignisse geben kann, die man nie vor-
hergesehen hat, das ist sicherlich möglich. Man kann
aber sagen, dass mit erheblichen Sicherheitsmargen
noch Platz bei unseren Deichen ist, so dass wir vor
einer aktuellen Sturmflut keine Angst haben müs-
sen. Das zeigt, dass der Senat und Bremen insge-
samt – maßgebliche Akteure sind die Deichverbän-
de – ihre Verantwortung wahrgenommen haben und
entsprechend Vorsorge getroffen haben.

Zwei Bereiche sind angesprochen worden, auf die
ich kurz eingehen möchte. Hier gibt es unter Um-
ständen  –  ich  sage  bewusst,  unter  Umständen  –
Handlungsbedarf. Ich möchte zuerst noch einmal auf
Sie, Herr Imhoff, und das Wümmehochwasser ein-
gehen. Es ist richtig, dass es für die betroffenen Land-

wirte kein leichtes Problem ist. Man sollte es über-
haupt nicht herunterreden und sagen, na ja, was sind
denn 35 Landwirte. Das wäre das völlig falsche Her-
angehen. Allerdings müssen wir sorgfältig prüfen,
welche Möglichkeiten wir haben, um dies zu min-
dern.

Sie haben jetzt vom Hörensagen berichtet, wel-
che Ergebnisse das Gutachten wohl habe. Ich habe
auch gehört, dass der angekündigte Zwischenbericht
jetzt vorliegen soll. Wir werden uns in der Umwelt-
deputation damit noch einmal genau auseinander
setzen  müssen.  Ich  will  bloß  eines  betonen:  Das
Wümmehochwasser an sich ist nichts Ungewöhnli-
ches. Das haben wir jeden Winter. Die Ursache ist
schlicht,  dass  bei  entsprechenden  Regenfällen  so
viele Wassermassen ankommen, dass sie nicht ab-
fließen können. Im Winter ist dies in der Regel auch
kein Problem.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Im Winter ist es
auch ein Problem! Es geht nicht, dass die
Wassermassen  dort  so  lange  stehen!  Die
Deiche weichen auf, und dann haben wir
ein Problem! Wenn die Deiche aufweichen,
dann  haben  wir  ein  Problem!  –  Unruhe)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, Sie können
dem Redner eine Zwischenfrage stellen, aber bitte
keine private Unterhaltung! – Bitte, Herr Kollege Dr.
Schuster!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber wenn
er es sonst nicht versteht!)

Abg.  Dr.  Schuster  (SPD):  Ich  kann  noch  mehr
Worte ertragen. Diese Dimension, dass die Deiche
aufgeweicht sind und es darüber Gefahren gibt, ist
auch bei dem Sommerhochwasser nicht eingetreten.
Das wäre ein schlimmer Fall, aber der ist nicht ein-
getreten. Es handelt sich um ein relativ normales
Hochwasser. Wir haben nicht umsonst einen Feucht-
wiesenring um Bremen herum. Das hängt auch mit
dem Grundwasser und all den Sachen zusammen.

Wenn sich aber plötzlich die Wassermenge, die
im Sommer kommt, verhundertfacht, dann ist es in
der Tat für so einen kleinen Fluss immer ein Pro-
blem, diese Menge abfließen zu lassen. Deswegen
wäre ich vorsichtig, ob Ihre Maßnahmen wirklich
zum Erfolg führen. Wenn sie dazu führen, muss man
bestimmte Maßnahmen ergreifen, weil es gar keine
Frage ist, dass wir auch dort die Situation nicht so
hinnehmen können.

(Glocke)

Präsident  Weber:  Herr  Abgeordneter,  gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Imhoff?

Abg. Dr. Schuster (SPD): Gern!
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Präsident Weber: Bitte, Herr Imhoff!

Abg. Imhoff (CDU): Herr Dr. Schuster, würden Sie
mir Recht geben, wenn ich sage, dass das Wasser
einfach nicht schnell genug wegkonnte, es zu lange
gestanden hat und es, wenn es auch im Winter zu
lange steht, auch Probleme gibt und wir deswegen
die Probleme hatten und dass nicht die Überflutung
selbst das Problem ist, sondern dass das Wasser zu
lange gestanden hat?

Abg. Dr. Schuster (SPD): Ja, es ist ein Problem,
dass es lange steht. Die Frage, die man stellen muss,
ist aber: Warum steht es so lange? Weil immer zu-
viel hinterherkommt? Wir hatten ja eine sehr lange
Starkregenperiode. Steht es, weil dauernd wieder
etwas hinterherkommt, oder aufgrund mangelnder
Abflüsse? Wenn ich das richtig verstanden habe, was
Sie vorhin gesagt haben – ich habe das Gutachten
auch noch nicht gesehen –, dann scheint es so zu
sein, dass das Vertiefen der Abflüsse wenig bringt.
Das müssen wir aber prüfen und schauen, welche
anderen Möglichkeiten es gibt. Wir hängen nicht der
These an, dass man da nichts tun darf, weil nur 35
Landwirte betroffen sind. Wenn man da etwas tun
kann, dann muss man das auch machen. Man muss
aber vorher genau prüfen, ob Erfolge zu erwarten
sind.

Nun zum Hauptvorwurf der Grünen, den ich so
nicht stehen lassen kann, auch wenn ich persönlich
zu einzelnen Bereichen bekanntermaßen eine an-
dere Auffassung habe als vielleicht die Mehrheit die-
ses Hauses! Es geht um die Unterstellung, dass wir
beim vorsorgenden Hochwasserschutz wenig tun
oder das auf die leichte Schulter nehmen. Das war
ja Ihr zentraler Vorwurf, Frau Mathes. Das halte ich
nicht für richtig.

Ihre Auffassung ist auf der einen Seite völlig zu-
treffend, dass man die verschiedenen Faktoren be-
trachten muss und durchaus auch die kumulative
Wirkung  verschiedener  Maßnahmen  betrachten
muss. Ich will nur ein kleines Beispiel nehmen, da-
mit man einmal mitbekommt, welche Maßnahmen
Auswirkungen haben. Die Zuschüttung des Über-
seehafens  hat  den  mittleren  Hochwasserstand  in
Bremen um zwei Zentimeter erhöht, weil eine ent-
sprechende  Wasserfläche  weggenommen  worden
ist. Es ist an sich völlig unproblematisch, ob da zwei
Zentimeter mehr oder weniger sind. Wenn man al-
lerdings verschiedene viele kleine Maßnahmen macht
und dann auch noch die grundlegenden Trends mit
in Rechnung stellt – beispielsweise habe ich gelernt,
dass durch die Absenkung der Erdplatte in unserer
Region, die in diesem Fall bis nach Norwegen geht,
der mittlere Hochwasserstand bis zum Jahr 2050 oh-
nehin um 30 Zentimeter steigen wird –, dann ist es
in der Tat wichtig, die verschiedenen kleinen Maß-
nahmen einmal zusammenzuaddieren und zu sehen,
was denn dabei eigentlich am Ende herauskommt.

Aber dies ist ja der Sinn des Gutachtens, welches
der Senat in Auftrag gegeben hat. Dort werden die-
se Fragen abgearbeitet. Aus den Ergebnissen muss
man dann Schlüsse ziehen, was man macht, ob man
auf die eine oder andere Maßnahme verzichtet oder
ob  man  die  Deiche  mittelfristig  erhöht.  Das  ist
sicherlich zu überlegen auf der Basis von solchen
Daten.

Dazu ist meines Erachtens angesichts des guten
Zustands der Deiche heute und wie bisher die Si-
cherheitsmargen sind, auch noch genügend Zeit. Ge-
rade weil wir vorsorgenden Deichschutz und Hoch-
wasserschutz betreiben, untersuchen wir die Zusam-
menhänge  so  rechtzeitig,  damit  man  Maßnahmen
ergreifen kann, denn Deichschutz und Hochwasser-
schutz sind eine Aufgabe in der langfristigen Per-
spektive. Da geht es um Zeiträume von zehn, 20, 30
oder 50 Jahren. Flächendeckend alle Deiche hier bei-
spielsweise um einen Meter zu erhöhen, wäre ers-
tens wahnsinnig teuer und zweitens keine Aufgabe,
die man innerhalb eines halben Jahres mal eben er-
ledigen kann. Deswegen prüfen wir frühzeitig, und
deswegen  ist  auch  der  vorsorgende  Hochwasser-
schutz aus meiner Sicht gewährleistet.

Noch einmal zusammengefasst: Ich glaube, die
wesentliche Botschaft des Senats ist, und die ist auch
zu teilen, dass wir im Moment Deichsicherheit und
Sicherheit vor Hochwasser haben. Wir sind dabei,
im Sinne eines vorsorgenden Hochwasserschutzes
zu untersuchen, was in den nächsten Jahren auf uns
zukommt.

Auch für den Bereich der Wümmewiesen ist es
so, dass wir die Probleme abarbeiten. Ich bin sehr
zuversichtlich, dass wir die Deichsicherheit gewähr-
leisten können. Wir sollten aber nicht meinen, da-
mit  den  Klimawandel  zu  beherrschen.  Das  ist  ein
Problem, das uns noch in vielen Bereichen in den
nächsten  Jahren  verstärkt  begegnen  wird.  Fehler,
die in der Vergangenheit gar nicht hier in Bremen
allein gemacht worden sind, kann man nicht mit ein
paar Maßnahmen ausgleichen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, es besteht
Einvernehmen in diesem Haus, dass vor dem Hin-
tergrund der katastrophalen Ereignisse an der Elbe
der Hochwasserschutz eine ganz besondere Heraus-
forderung für uns ist und dass wir allesamt, die wir
betroffen  sind,  angetan  sind,  sensibel  mit  diesem
Thema umzugehen und hier mit großer Sorgfalt auch
zu schauen, was wir in Zukunft zu machen haben.
Da sind wir, Frau Dr. Mathes, überhaupt nicht aus-
einander.
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Ich glaube, dass das auch eine Aufgabe ist, die
ständig und stets gemacht werden soll. Aber die Bot-
schaft, die heute doch wichtig ist, ist, dass insgesamt
die Deiche im Land Bremen sicher sind. Sie sind da-
rüber sehr schlank weggegangen. Das ist kein Selbst-
läufer, dass das so ist und dass wir das heute unse-
ren Bürgerinnen und Bürgern sagen können. Es ist
eben auch furchtbar viel dafür getan worden, und
insofern ist vorsorgender Hochwasserschutz ein stän-
diges Thema gewesen, das im Land Bremen auch
auf der Tagesordnung immer so gestanden hat.

Es hat eine Menge Geld gekostet, auch das, den-
ke ich, sollte man hier einfach einmal sagen, aber es
war auch natürlich notwendig, dass wir dieses Geld
ausgegeben haben. Pro Jahr betragen die Ausga-
ben der Deichverbände links und rechts der Weser
für Betrieb und Unterhaltung der Hochwasserschutz-
anlagen in Bremen insgesamt 2,26 Millionen Euro,
und aufgrund der Verträge der Stadt Bremen mit den
beiden Verbänden trägt Bremen seit dem 1. Okto-
ber 2002 von diesem Betrag ungefähr eine Million
Euro.  Die  Hochwasserschutzkosten  für  Bremerha-
ven betragen zirka 1,12 Millionen Euro. An diesen
Kosten  beteiligt  sich  Niedersachsen  in  Höhe  von
0,165 Millionen Euro. Hier obliegt die Durchführung
des Hochwasserschutzdienstes der BremenPorts. Um
die Hochwasserschutzanlagen auf dem heutigen Ni-
veau überhaupt zu erreichen, waren zirka 200 Mil-
lionen Euro erforderlich, die zu etwa zwei Dritteln
vom Bund und etwa einem Drittel vom Land Bre-
men aufgebracht worden sind. Ich sage das nur noch
einmal so deutlich, es ist eben in der Tat kein Selbst-
läufer gewesen, dass unsere Deiche so sicher sind.

Das Sturmflutereignis Anfang 1992 und auch das
Oberwasserereignis 1981 waren die maßgeblichen
Ereignisse für die Bemessung der Deiche und ande-
rer Hochwasserschutzanlagen, zum Beispiel der hier
schon angesprochenen kostenintensiven Bauwerke
des Lesum-Sperrwerks und des Ochtum-Sperrwerks.
Mit deren Bau und Inbetriebnahme 1979 verkürzten
sich die sturmflutgefährdeten Deiche an der Lesum
um 38 Kilometer, an der Ochtum um 22 Kilometer.
Insgesamt stellt die jetzige Organisation des Hoch-
wasserschutzes sicher, dass die Menschen in Bre-
men und Bremerhaven im Schutz der Deiche sicher
leben können. Ich möchte das gern noch einmal un-
terstrichen haben. Wie hoch der Erfolg der bisheri-
gen Hochwasserschutzpolitik ist, und das war im-
mer auch eine vorausschauende, ist letztendlich dar-
an zu erkennen, es ist eben schon einmal angespro-
chen worden, dass weite Teile Bremens unterhalb des
mittleren Tidehochwassers liegen und täglich über-
schwemmt würden, wenn wir diese Deiche nicht hät-
ten.

Jetzt zum Hochwasser an der Wümme im Som-
mer letzten Jahres! Wir sind doch gar nicht im Streit
darüber gewesen, dass es aufgrund der Tatsache, dass
dort zwar nicht die Deiche gefährdet waren, das sage
ich noch einmal eindeutig, die Deiche waren nicht

gefährdet, zu massiven Problemen für die dort an-
sässige Landwirtschaft gekommen ist, da waren wir
doch einer Meinung. Wir haben auch vor diesem Hin-
tergrund gesagt, wir müssen untersuchen, welche
Maßnahmen getroffen werden können, um eine sol-
che Situation, wenn wieder ein solches Hochwasser
ist, möglichst zu verhindern.

Sie haben darauf hingewiesen, dass jetzt der Zwi-
schenbericht vorliegt, es ist ein Zwischenbericht, es
war aber auch so verabredet gewesen, weil es wei-
tergehende Fragestellungen sind, die das Franzius-
Institut über diesen einzelnen Bereich hinaus unter-
sucht. Es geht um sehr viel mehr Fragestellungen.
Es war mit ihnen gemeinsam vereinbart zu sagen,
wir schauen auf diesen Teilbereich Wümme, Som-
merhochwasser letzten Jahres gesondert und schau-
en, welche Maßnahmen müssen da eingeleitet wer-
den.

Ich selbst habe den Zwischenbericht noch nicht
lesen können. Ich habe mir nur kurz sagen lassen,
welche Punkte dort angesprochen worden sind, all
die Fragen, die Sie eben aufgezählt haben, ob es zu
einer anderen Form kommen muss, ob es zu einer
Vertiefung kommen muss, ob es darum geht, einen
Seitenarm anzustellen, oder ob es um die bessere
Steuerung des Lesum-Sperrwerks geht. Das habe ich
noch nicht zu Ende schauen können. Ob die Schluss-
folgerungen so, wie Sie sie eben dargestellt haben,
tatsächlich darin enthalten sind, müssen wir noch
einmal gemeinsam bewerten.

Meine Kurzinformation, die ich bekommen habe,
lief darauf hinaus, dass praktisch all die Dinge, die
Sie angesprochen haben, nicht wirklich etwas brin-
gen, sondern dass es tatsächlich über eine bessere
Steuerung des Lesum-Sperrwerkes gehen muss. Aber
wir werden das gemeinsam, denke ich, in der De-
putation, dahin gehört das auch, bewerten, und auch
der Beirat wird dann entsprechend natürlich betei-
ligt. Aber es ging nie darum, nichts tun zu wollen,
sondern gefragt wird, was macht Sinn zu tun. Das
ist das Entscheidende, nicht irgendwo alles zu ma-
chen, was unter dem Strich nichts bringt, sondern
gezielte Maßnahmen zu machen.

Zu dem anderen Thema! Natürlich, Frau Dr. Mat-
hes, auch der beste Hochwasserschutz, den wir heute
erreicht haben, kann nicht so gut sein, dass wir ihn
nicht noch weiter verbessern müssen, dass wir auf
die Zukunft schauen müssen. Sturmfluthochwasser
und Binnenhochwasser, da bin ich mit Ihnen einer
Meinung, stellen grundsätzlich eine, wenn man auf
die weitere Zeit schaut, Gefahr für unsere Deiche dar,
und damit sind sie eben ein Risiko für Bremen und
Bremerhaven. Darum müssen weiterhin die entspre-
chenden Maßnahmen getroffen werden, damit die
Menschen auch zukünftig sicher im Schutz unserer
Deiche wohnen können.

Ich will nur beispielsweise nennen, was alles dazu
gehört.  Die  heutigen  Deiche  und  sonstigen  Hoch-
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wasserschutzanlagen sind weiterhin in einem dau-
erhaft guten Zustand vorzuhalten, also muss da wei-
terhin  investiert  werden.  Besonderes  Augenmerk
muss zum Beispiel auch auf die Deiche in Nieder-
sachsen oberhalb Bremens gelegt werden. Auch das
ist hier ein Thema, weil es da Probleme gegeben hat.
Zurzeit wird vom niedersächsischen Umweltministe-
rium eine Verstärkung dieser Deiche in die Wege
geleitet.  Die  Deichverbände  links  und  rechts  der
Weser stimmen sich hier mit den niedersächsischen
Verbänden ab. Auch weiterhin muss die gut laufen-
de Abstimmung für Hochwasserschutzmaßnahmen
mit Niedersachsen generell erfolgen.

Ein Punkt, den Sie auch angesprochen haben, ist:
Klimatische Veränderungen und deren Folgen für
Hochwasserschutz müssen in der Tat rechtzeitig er-
kannt werden, damit so früh wie möglich entspre-
chende Gegenmaßnahmen eingeleitet werden kön-
nen. Aufgrund der internationalen Forschungsergeb-
nisse, nach denen der Meeresspiegelanstieg für den
Zeitraum bis zum Jahr 2100 von 30 Zentimeter bis
zu einem Meter betragen könnte, wird zurzeit vom
Senator für Bau und Umwelt und in Abstimmung mit
Niedersachsen ein entsprechendes Gutachten zur
Überprüfung der Deiche an der Unterweser erstellt,
und eine gemeinsame Bewertung der Ergebnisse soll
Ende des Jahres, wenn es dann fertig ist, erfolgen.
Insofern,  Ihren  Vorwurf,  es  wird  nichts  getan  mit
Blick auf die Zukunft, kann ich nur zurückweisen,
denn genau mit diesen Fragestellungen, und Sie wis-
sen, dass die Wissenschaftler auch immer darüber
streiten, wie ist es denn nun genau, wie sind diese
Szenarien, haben wir uns auf den Weg gemacht, hier
ein entsprechendes Gutachten erstellen zu lassen.

Wichtig für den vorbeugenden Hochwasserschutz
ist auch das Thema Klimaschutz. Zwar gibt es auch
dort noch keine verlässlichen wissenschaftlich abge-
sicherten Prognosen zur Klimaabfolgeschätzung bei
Meeresspiegelanstieg, aber es ist nicht auszuschlie-
ßen,  dass  eine  Verstärkung  des  Treibhauseffektes
und damit eine Zunahme der globalen Temperatu-
ren eine Beschleunigung des Meeresspiegelanstiegs
zur Folge haben könnten. Insofern ist es auch hin-
sichtlich des Hochwasserschutzes wichtig, den Weg
zur  Reduzierung  des  Ausstoßes  von  CO2-Emissio-
nen weiter fortzusetzen und alles Mögliche zu tun,
um Energie zu sparen, sie effektiver einzusetzen und
zugleich erneuerbaren Energien auf den Weg zu hel-
fen und sie stärker zu fördern.

Vor allem gilt es, und da komme ich auf das, was
Sie angesprochen haben, Frau Dr. Mathes, da bin
ich gar nicht anderer Meinung als Sie, vor allem auch
die Überbauung freier Überschwemmungsflächen zu
vermeiden. In der Arbeitsgemeinschaft der Baumi-
nister wird zu diesem Thema mit Nachdruck an ei-
ner Handlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher
und technischer Instrumente zum Hochwasserschutz
gearbeitet.

Nun werfen Sie uns zu Recht vor, dass wir gegen
diese Vorstellungen, die die Bauminister erarbeiten,
und auch die, die die Umweltministerkonferenz vor
dem Hintergrund des Elbehochwassers im letzten
Jahr beschlossen hat, bezogen auf Brokhuchting ver-
stoßen haben. Ich kann aus meiner Sicht nur sagen,
dass dies in Brokhuchting eine absolute Ausnahme
gewesen ist. Wir haben in der letzten Bürgerschafts-
sitzung lange darüber diskutiert, ob es in Abwägung
vieler anderer Aspekte zu ertragen ist. Der Senat
und die Bürgerschaft sind, wie Sie wissen, zu dem
Ergebnis gekommen, dass man hier in diesem Son-
derfall aus meiner Sicht so entscheiden sollte, weil
die gesamte Fläche, die als Überschwemmungsflä-
che noch vorhanden ist, als ausreichend angesehen
worden ist.

(Glocke)

Präsident Weber: Ihre Redezeit, Frau Senatorin!

Senatorin Wischer: Ich komme auch gleich zum
Schluss!

Wir haben darüber lange diskutiert. Sie wissen, dass
neue Flächen dazu gekommen sind. Ich bin aber nach
wie vor der Meinung, dass die Ausweisung mög-
lichst  vieler  Überschwemmungsgebiete  weiterhin
auf der Tagesordnung steht, dass man das auch tun
sollte. Insofern finde ich es auch richtig, die Option
Deichrückverlegung in Mahndorf und Arbergen wei-
terhin aufrecht zu erhalten und dies dort auch zu
machen.

Wir haben Ihnen weiterhin auch mitgeteilt, dass
wir dabei sind, im Zusammenhang mit der Ände-
rung des Landeswassergesetzes zu schauen, ob man
nicht die Nutzung in den Überschwemmungsräumen
beziehungsweise die Aufhebung von Überschwem-
mungsbereichen einschränkt beziehungsweise ganz
verbietet. Das ist ein Teil, den wir auch tun werden,
um dem entgegenzukommen.

Weitere Maßnahmen zum Schutz vor Binnenhoch-
wasser der Weser sind, Sie haben darauf hingewie-
sen, im Aktionsprogramm vorsorgender Hochwas-
serschutz. Ich stehe nach wie vor zu dem, was wir
da gesagt haben. Aus meiner Sicht muss man die-
sen Maßnahmen hohe Priorität einräumen, auch in
dieser Hinsicht etwas zu tun für vorsorgenden Hoch-
wasserschutz. Das soll nach meiner Meinung auch
umgesetzt werden.

Zusammengefasst: Wir sind im Augenblick auf ei-
ner guten Seite, die Deiche im Lande Bremen sind
sicher, aber wir haben noch genügend zu tun, die-
sen Zustand in Zukunft auch weiterhin so zu gewähr-
leisten. Wir sollten alle Dinge tun, die uns dabei hel-
fen, den Flüssen auch ihren Raum zu geben. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD)
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Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe – –.

(Zurufe)

Es ist mir jetzt zum zweiten Mal passiert, dass ich
vergesse, etwas abstimmen zu lassen.

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich bei
der aufmerksamen Schriftführerin.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/1382 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der  Mitteilung  des  Senats,  Drucksache  15/1368,
Kenntnis.

Nun die Mitteilung: Die Fraktionen haben sich ge-
einigt, dass die beiden Tagesordnungspunkte 20 und
21, die sich auf das Gesetz zur Änderung des Bre-
mischen Richtergesetzes beziehen, direkt nach der
Mittagspause aufgerufen werden.

Zukunftsperspektiven für Bremerhaven

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 3. Februar 2003

(Drucksache 15/1361)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 18. März 2003

(Drucksache 15/1421)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hattig.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft zu wiederholen.

Herr Senator Hattig, ich gehe davon aus, dass Sie
darauf verzichten werden, so dass wir gleich in die
Aussprache eintreten können.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Mit der vor-
liegenden Antwort auf die Große Anfrage der CDU-
und  der  SPD-Fraktion  legt  der  Senat  ein  Zeugnis
über das ab, was er in den vergangenen vier Jahren
für die Wirtschaftsstrukturpolitik in Bremerhaven ge-
tan hat.

(Vizepräsident D r .  K u h n  übernimmt
den Vorsitz.)

Nachdem Bremerhaven bereits in der ersten Wahl-
periode der großen Koalition ein Schwerpunkt der
Wirtschaftspolitik des Landes war, hat die CDU auch
in der jetzt laufenden Wahlperiode mit ihrem Sena-
tor Hattig einen Schwerpunkt auf die wirtschaftliche
Entwicklung in Bremerhaven gelegt. Noch nie, mei-
ne Damen und Herren, wurden für Bremerhaven so
zahlreiche Projekte mit einer so großen Investitions-
summe vorgeschlagen und durch den Senat geför-
dert. Hierzu zählen, meine Damen und Herren, ins-
besondere die kurz bevorstehende Fertigstellung des
Containerterminals III a in Bremerhaven mit einem
zusätzlichen Liegeplatz, der Grundsatzbeschluss zur
Erweiterung des Terminals um den CT IV, der Um-
bau der Innenstadt zu einer attraktiven Flaniermeile,
aber auch solche Maßnahmen wie die vollständige
Sanierung des Stadttheaters oder die Sanierung be-
ziehungsweise, kann man schon sagen, der Neubau
des Zoos am Meer.

(Beifall bei der CDU)

Neben  diesen  zahlreichen  Maßnahmen  hat  die
CDU auch die weitere gewerbliche Entwicklung des
ehemaligen Carl-Schurz-Kasernengeländes in Bre-
merhaven vorangetrieben. Altlasten wurden besei-
tigt, das Straßensystem ausgebaut und Entsorgungs-
leitungen, die kreuz und quer über das Gelände lie-
fen, erneuert, nicht mehr benötigte Gebäude wur-
den abgerissen.

Der Grundsatzbeschluss des Senats zur Untertun-
nelung  der  Cherbourger  Straße  an  der  Kreuzung
Langener Landstraße sowie der verkehrsgerechte
Ausbau an den weiteren Knotenpunkten wird den
Verkehrsfluss in die Häfen und aus den Häfen be-
schleunigen und die Anwohner entlasten. Meine Da-
men und Herren, von den netto 70 Hektar Gewer-
befläche Carl-Schurz-Kaserne sind elf Hektar ver-
geben, 210 Arbeitsplätze sind auf diesem Gelände
entstanden beziehungsweise gesichert worden.

Mit den Gewerbeflächen Bohmsiel und Luneort
werden auch im Süden der Stadt attraktive Flächen
für  Neuansiedlungen  und  Betriebserweiterungen
geschaffen. Von den in der letzten Ausbaustufe ge-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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schaffenen Nettoflächen von 26 Hektar sind 19 be-
reits vergeben, 350 Arbeitsplätze sind hier neu ent-
standen.

Die Fertigstellung der lang ersehnten Fischerei-
hafendoppelschleuse, die Neuplanung der B 71 zur
Entlastung des Stadtteils Wulsdorf, die Gründung
eines Labors für Sensorik am TTZ und insbesonde-
re die Grundsteinlegung für das Gewerbe-, Grün-
der- und Entwicklungszentrum für biologische An-
wendungen in der Lebenmittelwirtschaft, kurz Bio-
Nord genannt, wurden in Bremerhaven als Stärkung
des Standortes für die Fisch- und Lebensmittelwirt-
schaft in den letzten vier Jahren realisiert.

Nirgendwo, meine Damen und Herren, in der Stadt
Bremerhaven ist der Strukturwandel von der Indus-
triestadt zur hochtechnologisierten und modernen
Großstadt besser sichtbar als im Gewerbegebiet Fi-
schereihafen. Dazu gehört auch, dass wir den Flug-
platz Luneort zum Regionalflughafen ausgebaut ha-
ben, indem zwei kreuzende asphaltierte Start- und
Landebahnen geschaffen, ein Rollbahnsystem einge-
richtet, der Passagierterminal errichtet und Hangars
völlig neu gebaut worden sind. Mit der Ansiedlung
einer Luftwerft und mit der Ansiedlung der Firma
Optimare Sensorsysteme zeigt diese Politik bereits
ihre ersten großen Ansiedlungserfolge. Wir haben
vor der Ausbaustufe am Flugplatz Luneort vier Ar-
beitnehmer beschäftigt, heute sind es bereits 87.

Die Hochschule und das ihr angeschlossene Tech-
nologietransferzentrum sind weiter gestärkt worden.
Mit der Erweiterung der Studiengänge und der An-
passung an aktuelle Ausbildungsbedürfnisse hat die
Hochschule ihr Profil und ihre maritime Kompetenz
durch die Arbeit der großen Koalition weiter stär-
ken können.

Auch in der touristischen Entwicklung des Alten/
Neuen Hafens ist die Stadt Bremerhaven dank der
Beschlüsse der großen Koalition und bei Enthaltung
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der letzten
Sitzung der Wirtschaftsförderungsausschüsse einen
Riesenschritt  weitergekommen.  Nach  jahrelangen
Planungen  stehen  die  Beschlüsse.  Die  Sportboot-
schleuse befindet sich bereits im Bau, die Planun-
gen für einen Hotelneubau, ein attraktives Einkaufs-
zentrum am Meer und vor allen Dingen für das Kli-
mahaus sind abgeschlossen. Die öffentlichen Förder-
mittel konnten wir noch vor der Bürgerschaftswahl
in vollem Umfang bewilligen. Damit steht fest, mei-
ne Damen und Herren, Bremerhaven bekommt ein
neues touristisches Zentrum, das sowohl für die Men-
schen in der Region als auch für auswärtige Gäste
spannend und interessant sein wird.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

An dieser Stelle lassen Sie mich, Herr Schramm,
weil das vorhin in der Hafendebatte eine Rolle ge-
spielt hat, auch sagen, der maritime Trail ist längst
beschlossene Sache! Wir werden selbstverständlich

die schönen Ecken Bremerhavens, die Sie Ihrer Kol-
legin Frau Dr. Trüpel bei Gelegenheit noch einmal
zeigen wollten, auch der breiten Öffentlichkeit zur
Verfügung stellen. Es gibt jetzt schon den Hafen-
bus, der durch beide Hafengebiete fährt. Es wird den
maritimen Trail mit Aussichtsplattform gegebenen-
falls sogar bei der Lloyd-Werft geben. Die Menschen
können den Hafen spüren und erleben, wenn sie nach
Bremerhaven  kommen.  Das  sollten  wir  begrüßen
und nicht mäkeln, dass es ein bisschen gedauert hat.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, seit die CDU in Bre-
men und Bremerhaven mitregiert und insbesonde-
re den Senator für Wirtschaft stellt, ist es mit dem
Strukturwandel in Bremerhaven rasch vorangegan-
gen.  Wir  haben  allein  in  dieser  Legislaturperiode
Mittel in Höhe von 600 Millionen Euro für die Stadt
Bremerhaven beschlossen. Ich meine, das ist eine
Leistungsbilanz, die sich sehen lassen kann.

(Beifall bei der CDU)

Von der alten Werft- und Fischstadt Bremerhaven
ist nicht mehr viel zu sehen. Wir sind eine moderne
Großstadt mit attraktiven und sicheren Arbeitsplät-
zen geworden. Wir haben uns zukunftssicher ent-
wickelt, wir haben aber auch noch viel vor uns. Da-
bei haben wir die vorhandenen Industriestandorte,
insbesondere die Werften, nicht vernachlässigt, son-
dern immer weiter gefördert und in ihrem Umstruk-
turierungsprozess  begleitet.  Bremerhaven,  meine
Damen und Herren, stellt den Schwerpunkt der Wirt-
schaftspolitik des Landes dar, und das ist gut so.

(Beifall bei der CDU)

Es ist für Bremerhaven viel getan worden, es ist
aber auch noch viel zu tun. Im Norden der Stadt müs-
sen  durch  geeignete  Infrastrukturmaßnahmen  auf
dem Gelände der Carl-Schurz-Kaserne optimale An-
siedlungserfolge für Logistik und Veredelungsbetrie-
be geschaffen werden. Ich habe mit großem Inter-
esse an einer Besichtigung des Tchibo-Hochregal-
lagers teilnehmen können. Das ist eine Infrastruk-
tur, wie sie auch Bremerhaven sehr gut gebrauchen
könnte. Ich hoffe, dass wir in der nächsten Legisla-
turperiode dazu die wegweisenden Beschlüsse fas-
sen werden.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen die Lokoquote erhöhen, indem wir vom
Umschlagshafen zum Verarbeitungs- und Verede-
lungshafen werden. Der CT IV ist planerisch noch
nicht in sicheren Schuhen. Eine rotgrüne Landesre-
gierung könnte das Projekt wieder kippen, und wie
wir alle wissen, sind die Grünen vehement gegen
den CT IV und die Außenweservertiefung. Deswe-
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gen kann ich mir für das Land nur wünschen, dass
die Opposition da bleibt, wo sie ist.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, auch die Kaiserschleu-
se muss dringend saniert werden. Die Verkehrsan-
bindung Cherbourger Straße muss so, wie der Se-
nat sie jetzt beschlossen hat, auch tatsächlich um-
gesetzt werden, und dafür ist Garant nur eine große
Koalition.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich habe eingangs ge-
sagt, der Senat hat ein Zeugnis ausgestellt. Ich ken-
ne  noch  ein  Zeugnis  aus  meiner  Schulzeit,  auch
wenn ich mittlerweile gelernt habe, dass das alles
nicht mehr so ist wie früher. In dem Zeugnis sollte
meiner Ansicht nach Lob stehen. Das heißt, die gro-
ße Koalition hat erkannt, dass Bremerhaven Schwer-
punkt der Wirtschaftsstrukturpolitik sein und blei-
ben muss. Sie hat alle Impulse für eine Verbesse-
rung der Wirtschaftsstruktur angenommen und selbst
Impulse gegeben. Sie hat sich, wie es so schön heißt,
immer wieder aktiv in die Strukturveränderung un-
serer Stadt eingebracht.

Es gibt aber auch Verbesserungsvorschläge, die
sich insbesondere auf die Gewerbegebiete im Nor-
den der Stadt beziehen, also Carl-Schurz-Kasernen-
gelände,  Speckenbüttel  und  auch  Weddewarden.
Um eine bessere Vermarktung und infrastrukturelle
Ausstattung muss sich die große Koalition auch in der
nächsten Legislaturperiode weiter bemühen.

Kurzum, man kann sagen, die große Koalition hat
ihr  Klassenziel  erreicht.  Sie  ist  es  würdig,  in  die
nächste Legislaturperiode versetzt zu werden. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Marken.

Abg. Frau Marken (SPD) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Der Standort Bremerhaven
hat gute Zukunftschancen. Er entwickelt sich sehr
erfreulich in Wirtschaft und Wissenschaft, Verkehr
und Tourismus. Das ist zusammengefasst das Ergeb-
nis der vorliegenden Senatsmitteilung. Das zeigt sich
aber auch Gott sei Dank in der tendenziell positiven
Entwicklung der Einwohnerzahlen. Leider sind Stim-
mung und Image schlechter als die tatsächliche Lage.
Dass es Schwierigkeiten gibt, ist zwar nicht zu be-
streiten,  die  Arbeitsmarktlage  ist  immer  noch  das
drückendste Problem, wir haben aber längst bewie-
sen, dass wir Probleme bewältigen oder zumindest
mildern können. Wer also Schwierigkeiten als Alibi
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

für Nörgelei und Mäkelei nutzt, ignoriert die Reali-
tät und schadet der Stadt.

(Beifall  bei  der  SPD  und  bei  der  CDU  –
Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grünen)

Da kommt der Protest genau aus der richtigen Rich-
tung!

Die Häfen, wir hörten es vorhin, das ausgedehnte
Gewerbeflächenangebot, die leistungsfähigen Ver-
kehrsanbindungen stehen für die Qualitäten Bremer-
havens als Wirtschaftsstandort. AWI und Hochschu-
le stehen für die wissenschaftlichen, das Schifffahrts-
museum, das Schaufenster Fischereihafen und das
Projekt Alter/Neuer Hafen für die touristischen Qua-
litäten.

Ich kann an dieser Stelle nicht alles benennen, was
Bremerhaven auszeichnet und zukunftsfähig macht,
die Große Anfrage hat sehr viele Fragen gestellt, und
die  Mitteilung  ist  sehr  umfangreich,  aber  einige
Highlights möchte ich dann doch noch hervorheben.

Auf dem Carl-Schurz-Gelände stehen in günstigs-
ter Hafenlage 70 Hektar zur Ansiedlung von Gewer-
be zur Verfügung. Die Akquisitionsstelle der BIS wird
die Vermarktung dieser hochwertigen Fläche forcie-
ren. Für die Entwicklung des Areals stehen gut 87
Millionen  Euro  ISP-Mittel  zur  Verfügung.  Fast  19
Hektar, Herr Röwekamp benannte es schon, sind
schon vergeben, weit über 200 Menschen haben hier
bereits einen Arbeitsplatz. Südlich des Fischereiha-
fens stehen im Gewerbegebiet Bohmsiel weitere 26
Hektar zur Verfügung. Auch hier ist die Nachfrage
rege, wurden inzwischen 350 Stellen gesichert oder
geschaffen. Die Orientierung auf On- und Offshore-
Windenergietechnik verspricht beste Perspektiven.
Ich hoffe, dass sich in Bremerhaven bald ein Off-
shore-Anlagenhersteller ansiedelt, eine solche Fir-
ma könnte  als  Entwicklungskern  einer  differenzier-
ten Windenergiewirtschaft und -forschung am Stand-
ort Bremerhaven fungieren.

Die vorhandenen Wissenschaftseinrichtungen bie-
ten ebenfalls zahlreiche Anknüpfungspunkte für die
Entwicklung der Windenergiebranche. Das zeigen
entsprechende  Hochschulstudiengänge  sowie  das
Institut für Energie und Verkehrstechnik, auch das
TTZ ist mit Fragen der Windenergieforschung be-
fasst.

Für einen im Rahmen des Förderprogramms zur
angewandten  Umweltforschung  ausgeschriebenen
Wettbewerb zum Thema Offshore-Windenergie wur-
den 36 Arbeiten eingereicht. Zehn Beiträge wurden
zur  möglichen  Förderung  ausgewählt,  15  zur  Prü-
fung an BIS und BIA weitergeleitet. Die Zahlen zei-
gen die beachtlichen qualitativen und quantitativen
Potentiale der Branche. Wir müssen sie für Bremer-
haven nutzen.

(Beifall bei der SPD)
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Maritime Technologien und Biotechnologien sind
weitere Beispiele für Standortqualität und Zukunfts-
chancen Bremerhavens. Mit dem AWI verfügt die
Stadt über eine international höchst renommierte
Wissenschaftseinrichtung.  Das  Institut  prägt  das
Image Bremerhavens seit langem weit über den Wis-
senschaftsbetrieb oder die Landesgrenzen hinaus
überaus positiv.

Durch das AWI ist Bremerhaven im Bewusstsein
vieler Menschen das Kompetenzzentrum für Mee-
res- und Polarforschung. Die Vielfalt der maritimen
Studiengänge ergänzt diese Kompetenz. Unter der
Überschrift Hochschule am Meer soll dieses positi-
ve Profil in den nächsten Jahren weiter geschärft und
entwickelt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, be-
inhaltet der Wissenschaftsplan 2010 neue Studien-
gänge und Bauten sowie eine deutliche Aufstockung
des Personals. Bestandteil des Konzepts Hochschule
am Meer ist das Thema blaue Biotechnologie. Bre-
merhaven soll zu einem Zentrum für anwendungs-
bezogene  biotechnologische  Forschung,  Entwick-
lung und Verfahren werden. Schon heute hat Bio-
technologie für 50 Prozent aller Firmen der Lebens-
mittelindustrie praktische Relevanz. Das unterstreicht
die ökonomische Bedeutung dieser Technologie.

Verknüpfungen zwischen meeresbezogener Wis-
senschaft und fischorientierter Lebensmittelindustrie
sprechen für den Fischereihafen als Biotechnologie-
standort. Hier wird das Institut für Fischereiökolo-
gie angesiedelt, hier wird das neue Gründer- und
Entwicklungszentrum Bio-Nord ab Mai biotechno-
logisch orientierten Firmen den Start erleichtern. Die
für Bio-Nord von der öffentlichen Hand aufgebrach-
ten 11,5 Millionen Euro sind gut angelegt, von Bio-
Nord werden für Bremerhaven mit Sicherheit wich-
tige wirtschaftliche Impulse ausgehen.

Erhebliche wirtschaftliche Bedeutung hat neben
maritimer Industrie und Wissenschaft der meeres-
bezogene Tourismus. Im Schaufenster Fischereiha-
fen hat sich die Orientierung am Meer und seinen
Produkten bewährt. Nach elf Jahren bedarf jedoch
das Konzept einer gewissen Modernisierung.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Elf? Ohne die CDU? Elf Jahre?)

Ja, das ist erstaunlich! Das ist einmal etwas, an dem
die CDU nicht so direkt mitgewirkt hat, muss ich fest-
stellen.

Das Projekt Alter/Neuer Hafen, auch eine Erfolgs-
nummer, wird sich unter dem Slogan „Meer erle-
ben“ als maritime Attraktion im Städtetourismus eta-
blieren. Hier werden immerhin 115 Millionen Euro
privates Kapital investiert, und 400 neue Stellen sol-
len entstehen.

Synergien sollen systematisch erschlossen und ge-
nutzt werden. Hierzu gehört das Modell Pendelbus
zwischen City und Schaufenster Fischereihafen, hier-

zu gehört die touristische Nutzung der Überseehä-
fen, Stichwort Seemeile Bremerhaven, hierzu zäh-
len aber auch Veranstaltungen wie die Sail und die
maritime Festwoche.

(Beifall bei der SPD)

Die Aufzählung ist nicht vollständig, zeigt aber das
Potential der Stadt, ein herausragendes touristisches
Highlight in Norddeutschland zu werden.

Synergieeffekte versprechen auch die Planungen
zur Umgestaltung und Neuausrichtung der Innen-
stadt. Die Fußgängerzone ist mit eindeutig positiver
Resonanz von den Bremerhavenern akzeptiert wor-
den. Die öffentlichen Investitionen werden private
Investitionen anregen, den Einzelhandel stärken und
die oberzentrale Funktion der Stadt stützen. Von der
fußläufigen Verbindung zwischen City und dem Ge-
biet Alter/Neuer Hafen werden beide Projekte pro-
fitieren.

(Beifall bei der SPD)

Ich betone an dieser Stelle, dass das Land 70 Pro-
zent der öffentlichen Investitionen von 87 Millionen
Euro trägt. Dies zeigt entgegen mancher Vorurteile,
wie ernst die große Koalition den ISP-Schwerpunkt
Bremerhaven nimmt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Weitere Mittel werden ab 2005 aus dem AIP zur
Neuausrichtung der südlichen Innenstadt fließen,
von der Errichtung eines Zentrums für kundenin-
tensive Dienstleistungen wird der Handel in der City
ebenso profitieren wie vom Umzug der Stadtbiblio-
thek in das Horten-Gebäude und von neuen Park-
plätzen. Wissenschaftliche und kulturelle Einrichtun-
gen  werden  den  unzureichenden  Dienstleistungs-
besatz in diesem Gebiet verbessern.

Die Verantwortung des Landes für die Stadt Bre-
merhaven  betrifft  auch  die  Anpassung  der  Infra-
strukturen an veränderte Bedarfe. Das herausragen-
de  Beispiel  für  zukunftsorientierte  Infrastrukturin-
vestitionen ist der Ausbau von CT III a und CT IV,
wir hörten es. Von diesen Ausbauten gehen existen-
tiell wichtige Impulse für Bremerhaven aus. Leis-
tungsfähige Kajen und attraktive Hafenflächen al-
lein reichen jedoch nicht aus. Die Verkehrsanbin-
dung muss optimiert werden, wenn die Hafeninves-
titionen maximale Wirkungen zeigen sollen. So si-
chert der Ausbau der Fischereihafendoppelschleuse
auf Panmaxgröße die Entwicklungschancen des Ge-
werbegebiets Fischereihafen auf lange Sicht. Inzwi-
schen steht fest, dass die Schleuse auch für alle Kom-
ponenten  von  Offshore-Windenergieanlagen  pas-
sierbar ist. Die Investition war also keinesfalls nur
teuer, sondern unverzichtbar und zukunftssichernd.

(Beifall bei der SPD)
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Mindestens ebenso notwendig ist die Modernisie-
rung der Kaiserschleuse. Ich bin sehr froh, dass Herr
Senator Hattig das in seinem Redebeitrag bestätigt
hat, Herr Röwekamp ebenfalls, denn sie funktioniert
trotz häufiger Unterhaltungsarbeiten nicht mehr zu-
verlässig  und  ist  für  einige  Autocarrier  einfach  zu
klein. Der Umweg über die Nordschleuse ist lang
und schwächt die Wettbewerbsposition Bremerha-
vens.  Bei  Schäden  an  der  Nordschleuse  könnten
große Autotransporter die Kajen gar nicht erreichen.
Um solche Katastrophen zu verhindern und die 1800
direkt beziehungsweise indirekt vom Autoumschlag
abhängigen Stellen zu sichern, gibt es zum zugege-
ben  sehr  teuren  Ausbau  der  Kaiserschleuse  keine
Alternative. Ich erwarte, dass BremenPorts uns sehr
bald ein beschlussfähiges Konzept für den bedarfs-
gerechten  Ausbau  und  eine  realistische  Finanzie-
rung vorlegt, und ich hoffe, dass die Vorstellungen
Bremerhavens  dabei  besser  berücksichtigt  werden
als beim Ausbau der Cherbourger Straße.

(Beifall bei der SPD)

Es freut mich, dass wenigstens von der Bremerha-
vener SPD Beifall kommt!

Ein gutes Beispiel für die Optimierung der Ver-
kehrsinfrastruktur ist der Flughafen Luneort. Die hier
eingesetzten 25 Millionen Euro sind bestens ange-
legt, weil der Flughafen den Wirtschaftsstandort stärkt
und zusätzliche touristische Impulse verspricht.

Fazit: Bremerhaven hat Probleme, insbesondere
am Arbeitsmarkt, aber zugleich gute Chancen, die-
se Probleme zu lösen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Die Stadt ist auf dem Weg, sich zu einem attraktiven
Wirtschafts- und Tourismusstandort zu entwickeln.
Für Pessimismus gibt es also keinen Anlass. Die Si-
tuation der Stadt ist jetzt und perspektivisch besser
als Image und Stimmung vermuten lassen. In Bre-
men gibt es keinen Anlass für Hochmut gegenüber
der Schwesterstadt, in Bremerhaven gibt es keinen
Grund für Verzagtheit und Nörgelei.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Der Sanierungskurs des Landes Bremen kann nur
zum  Erfolg  führen,  wenn  die  Städte  Bremen  und
Bremerhaven an diesem Prozess fair beteiligt wer-
den und diesen Weg gemeinsam gehen. Die vorlie-
gende Senatsmitteilung ist Indiz dafür, dass Land
und Stadt Bremen die Stadt Bremerhaven als gleich-
wertige  Partnerin  sehen.  Wir  sollten  diese  Rolle
selbstbewusst beanspruchen, uns nicht hinter Kla-
gen verstecken und noch einmal deutlich machen,
dass all dies, alle diese Erfolge keine Leistung eines

einzelnen Koalitionspartners, sondern gemeinsame
Leistung von SPD und CDU sind. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Sie werden
gleich unschwer erkennen, dass ich eben kein Mit-
glied der großen Koalition bin

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und sich mein Redebeitrag etwas von den vorheri-
gen unterscheidet. Die Aufzählung der Erfolgsstory,
das war ja zu erwarten, dass das kommt,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zurufe von der SPD)

aber dass Bremerhaven jetzt zur Boomtown hoch-
stilisiert wird, finde ich doch ein bisschen überzogen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es hat sich nach acht Jahren gegenseitiger Blo-
ckade  innerhalb  der  großen  Koalition  einiges  be-
wegt, das muss man für das eine oder andere Pro-
jekt sagen, aber ich glaube, der Anschein, es sei eine
Erfolgsstory, trügt doch ungemein.

Wenn man bei den einzelnen Projekten genauer
hinsieht, kann man feststellen, dass es sich zu fast
100  Prozent  um  angebotsorientierte  Infrastruktur-
maßnahmen  handelt,  die  sowieso  jeder  machen
würde,  wenn  er  ein  bisschen  Geld  auf  der  hohen
Kante  hat.  Das  hat  mit  Strukturwandel  eigentlich
noch weniger zu tun.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Warum habt
ihr dann nicht zugestimmt?)

Den meisten Projekten haben wir, glaube ich, zuge-
stimmt in den Wirtschaftsförderungsausschüssen!

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Wenn ich mir jetzt zum Beispiel einmal die neue
Silhouette Bremerhavens anschaue, das ist nun wirk-
lich etwas Neues, bin ich persönlich und viele ande-
re, mit denen ich gesprochen habe, eher erschrocken
als angetan über den Stilmix, der dort herrscht. Ara-
bische Emirate finden wir da gemischt mit italieni-
scher Piazza, einen Touch von Enterprise und kubi-
schen Minimalismus für die Wohnbebauung. Das ist
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ihre städtebauliche Gesamtkonzeption, meine Da-
men  und  Herren,  für  Bremerhaven.  Ich  finde  das
eher symptomatisch für eilige Betriebsamkeit, für viel
Infrastruktur, aber ohne richtiges Gesamtkonzept.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In der „taz“ konnte man gestern lesen: „Mediter-
raneum in Stade, Investor Albrecht macht dasselbe
in Stade, was er in Bremerhaven auch vorhat!“ Ich
frage Sie, wo ist eigentlich noch das Alleinstellungs-
merkmal für dieses Projekt?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn ich mir dann Haven Höövt anschaue, Bremen-
Vahr, Einkaufszentrum, die Space-Park-Shopping-
meile oder die Hafenkante, die auch geplant ist in
der Überseestadt, das sind alles dieselben Projekte
in der ganz nahen Umgebung von denselben Pla-
nern!  Meinetwegen  mögen  Sie  meinen,  das  kann
klappen, aber ich denke, hier sind doch viele Fra-
gezeichen zu sehen. Sie fördern hier eher Super-
märkte statt neuer Strukturen für die Seestadt, mei-
ne Damen und Herren.

Ich will Ihnen sagen, was Sie bisher nicht erreicht
haben: Sie haben nicht erreicht eine Imageverbes-
serung der Seestadt.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Das liegt an Ihnen!)

Acht Jahre! Wir reden immerhin über acht Jahre!
Sie haben nicht erreicht den Strukturwandel, und
was Sie schon gar nicht erreicht haben, ist die finan-
zielle Sanierung des Bremerhavener Haushalts.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das hat auch nichts mit Nörgelmanni zu tun oder
irgendwelchen dunklen Ecken, die wir nicht ausrei-
chend beleuchten, sondern ich berufe mich da aus-
drücklich auf vorliegende Gutachten, die ganz ak-
tuell die Lage in Bremerhaven untersucht haben. Wir
stehen da überhaupt nicht allein, der Kollege Pro-
fessor Dr. Haller, über den man ja denken kann, was
man mag, aber auf den Sie sich in Ihren Analysen
sehr oft berufen, hat genau das Gegenteil von dem
analysiert, was Sie hier vortragen, nämlich keine Er-
folgsstory bisher.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie müssen auch nur einmal Ihren eigenen Con-
trollingbericht lesen! Das kann man machen, wenn
man im Haushalts- und Finanzausschuss ist, da wird
es tagtäglich vorgeführt, was da passiert. Da kann
man nur einige Zitate nennen: „Haushaltslage au-
ßerordentlich problematisch“! Die konsumtive De-

ckungsquote, das ist ein Hauptmerkmal für die Sa-
nierung des Bundeslandes, hat sich nicht positiv, hat
sich negativ entwickelt, minus 41,5 Milliarden im Jahr!

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Millionen!)

Ja, Millionen, natürlich, aber immerhin ein negati-
ver Trend, kein Erfolg, da werden Sie mir zustimmen!

Das Geschäftsklima in der Stadt Bremerhaven ist
auf dem tiefsten Stand seit zehn Jahren, die Arbeits-
losenquote, das wissen Sie alle, ist um zwei Prozent
gestiegen, nicht gesunken, die Umsätze im verar-
beitenden Gewerbe sind rückläufig, minus 130 Mil-
lionen  Umsatzrückgänge,  die  Jugendarbeitslosig-
keit, das haben wir gestern gehört, ist gestiegen, die
Verschuldung der Stadt ist ebenfalls gestiegen. Geht
es schlimmer, meine Damen und Herren? Sind das
Kriterien für eine Boomtown? Ich meine, nein! Da
muss man es hier natürlich schon als Erfolg darstel-
len, dass sich die Einwohnerrückgänge von 2000 auf
900 reduziert haben. Das mögen Sie als Erfolg ver-
kaufen, wir meinen immer noch, das ist eine negati-
ve Bilanz, wenn man feststellt, dass 900 Einwohner
diese Boomtown verlassen haben.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Fishtown!)

Ich denke, dass sich trotz hoher Investitionsquote,
das muss man zugestehen, 13 Prozent, wahrschein-
lich die höchste in den letzten Jahren, keine wirt-
schaftlichen Erfolge eingestellt haben. Irgendetwas
läuft da verkehrt, und da müssen Sie auch einmal
nachdenklich recherchieren, woran es wohl liegen
kann!

Der Dienstleistungssektor, das ist doch wohl der
Sektor der Zukunft, da sind wir uns doch einig, ist
für den Strukturwandel ungemein wichtig. Da kann
ich Ihnen einmal zu Gemüte führen, was der BAW
in seiner neuesten Studie, die ist erst ein paar Wo-
chen alt, zur Dienstleistungsentwicklung in Bremer-
haven gesagt hat. Für die SPD-Kollegen: Die Arbeit-
nehmerkammern haben diesen Bereich für Bremer-
haven ebenfalls ausführlich untersucht. Man kann
denen  nicht  vorwerfen,  Sie  wären  nicht  SPD-nah.
Sie  kommen  zum  Beispiel  zu  dem  Ergebnis:  „Die
Zahlen im Dienstleistungssektor sind erschreckend.
Während in Deutschland im Dienstleistungsbereich
die Zahl der Erwerbstätigen um 17 Prozent gestie-
gen ist, sind sie in Bremerhaven um drei Prozent zu-
rückgegangen. Bremerhaven liegt noch hinter den
anderen vergleichbaren Küstenstädten“, also hinter
Cuxhaven, Emden oder was auch immer der BAW
hier untersucht hat.

Vor allen Dingen empfiehlt der BAW, und das war
eine zentrale Forderung der Grünen, weil Sie uns
immer vorwerfen, wir machen keine Vorschläge, Lo-
gistikzentrum, logistisches Kompetenzzentrum auf
dem Carl-Schurz-Gelände. Ich zitiere aus der Vor-
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lage des Wirtschaftssenators, die wir in der letzten
Sitzung  der  Wirtschaftsförderungsausschüsse  be-
schlossen haben, da heißt es: „In der Stadtgemeinde
Bremen liegt der Schwerpunkt auf der Neuschaffung
von Arbeitsplätzen bei den Investitionen in den Be-
reichen Elektronik.“ Das ist ja auch alles gut und
schön, dann kommt es: „Ein weiterer Schwerpunkt,
bezogen auf Investition und Schaffung von neuen
Arbeitsplätzen, ist die Erbringung von logistischen
Dienstleistungen in der Stadt Bremen.“ Meine Da-
men und Herren, so sieht die Förderung von einem
Dienstleistungszentrum in der Stadt Bremerhaven
in Ihrer Politik aus: Sie findet in der Stadt Bremen
statt!

Ich will gar nicht wieder diese ganze Debatte er-
öffnen, was in Bremen und was in Bremerhaven statt-
findet. Ich meine nur, wenn man die vorhandenen
Stärken, die Bremerhaven eigentlich hat, noch nicht
einmal fördert, wohin soll denn die Wirtschaftsstruk-
tur in Bremerhaven dann führen, meine Damen und
Herren?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man könnte auch diese Frage der Arbeitsteilung
zwischen Bremen und Bremerhaven, das ist für mich
eine zentrale Frage, unendlich fortführen. Short Sea,
darüber haben wir vorhin gesprochen, das hat der
Senator angesprochen, soll in Bremen stattfinden.
GAUSS, marine Ökologie und so weiter finden in
der Hauptsache in Bremen statt. Wenn man das Profil
der Hochschule für den Meeresbezug wirklich aus-
bauen will, was wir gut, richtig und wirklich sinn-
voll finden, dann muss man das Profil Meeresbezug
der Seestadt Bremerhaven auch wirklich konsequent
durchführen und eine Politik der Arbeitsteilung ma-
chen, die auch wirklich Sinn und Zweck hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen  –
Zurufe von der SPD und von der CDU)

Das heißt, ISL stärker in Bremerhaven, GAUSS hät-
te nach Bremerhaven gemusst, BLG-Logistik ist nicht
in Bremerhaven, sie ist in Bremen, Eurogate ist in
Bremen und nicht in Bremerhaven, marine Tropen-
ökologie findet in Bremen statt, logistisches Kompe-
tenzzentrum habe ich genannt, und so weiter! Sie
praktizieren wirklich überhaupt keine ökonomische
Arbeitsteilung, Sie verteilen meines Erachtens die
vorhandenen Potentiale wirtschaftsstrukturell falsch.

Die einzige Ausnahme, und das möchte ich aus-
drücklich erwähnen – wir sagen, dass es gelungen
ist –, ist wirklich die Förderung der blauen Biotech-
nologie.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Und Windenergie!)

Bei der Windenergie warten wir einmal ab, was da-
raus wird. Ich finde es auch gut, dass das so entwi-

ckelt wird. Bremerhaven hat da wirklich ein Allein-
stellungsmerkmal, und von dieser Entwicklung kann
eine  Chance  und  ein  Impuls  ausgehen.  Ich  meine
aber, für die anderen Bereiche hätte genau dassel-
be passieren müssen, dann würden wir in Bremer-
haven nicht da stehen, wo wir jetzt stehen.

Ein Großteil der Antwort des Senats bezieht sich
auf Hochschule und TTZ, ich finde, das ist auch wirk-
lich der zentrale Punkt, ist aber sehr viel Lyrik über
24 Seiten in der Antwort des Senats. Wenn man tat-
sächlich genauer hinschaut, sieht man, dass auch
oder gerade in der Technologieförderung große Lü-
cken oder Defizite entstehen. Zur Bioinformatik, das
ist das neue Stichwort, gibt es überhaupt kein Lehr-
angebot an der Fachhochschule Bremerhaven, das
ist ein reines Kind des TTZ. Hier gibt es keine enge
Kooperation zwischen TTZ und Hochschule, die ei-
gentlich sinnvoll wäre.

Sie sagen in der Antwort des Senats, die Gesund-
heitswirtschaft hätte die sehr wichtigen Potentiale
für die Entwicklung der Wirtschaftsstrukturen. Es
gibt aber nicht ein einziges Projekt zur Gesundheits-
wirtschaft in Bremerhaven, das zu erwähnen loh-
nen würde. Sie stellen es einfach nicht dar und ver-
säumen es hier, die Potentiale zu nutzen, die eigent-
lich für Bremerhaven auch da sind.

(Glocke)

Ist schon Schluss?

(Heiterkeit)

Als Bremerhavener ist man immer leicht versucht,
die Sache wirklich ausholend darzustellen. Ich habe
aber in meinem zweiten Beitrag vielleicht noch Ge-
legenheit dazu.

Ein weiterer Nachteil, den wir sehen, ist tatsäch-
lich der: Wo sind die Projekte aus der Initiative Bio-
Regio? Die Förderung ist entfallen. In der Antwort
des Senats steht, Sie gewähren 160 000 Euro als
Kompensation für die wegfallenden Projekte. Mit
160 000 Euro kann man sozusagen keine struktur-
verändernden Projekte in der Biotechnologie för-
dern. Da müssen Sie einmal einen richtigen Schwer-
punkt setzen und ins Portemonnaie greifen, nur so
werden Sie Bremerhaven voranbringen, meine Da-
men und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster erhält das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Nun wollen wir einmal Klartext
reden!

(Heiterkeit)
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Frau Marken, wie Sie selbst bemerkt haben, haben
Sie nur Beifall von den Bremerhavener Genossen
erhalten. Das sind auch die einzigen, die Ihnen noch
glauben. Die Bremerhavener Bevölkerung glaubt Ih-
ren  beschönigenden  Aussagen  schon  lange  nicht
mehr.

Meine Damen und Herren, die Mitteilung des Se-
nats, Zukunftsperspektive für Bremerhaven, ist eine
einseitige, großartige, beschönigende Selbstbeweih-
räucherung Ihrer verfehlten Politik für die Stadt Bre-
merhaven und ihre Bevölkerung. Ich darf Sie daran
erinnern, dass im Senat kein Interessenvertreter als
Senator  aus  Bremerhaven  kommt.  Daraus  könnte
man unweigerlich schließen, dass die Stadt Bremer-
haven im Senat keine ausreichende Interessenlobby
besitzt und dass meines Erachtens von Bremen auf
Kosten und zu Lasten der Stadt Bremerhaven und ih-
rer Bevölkerung eine zum Teil einseitige Bremer Po-
litik betrieben wird. Beispiele hierfür gäbe es mehr
als genug, so dass nicht einmal mehr eine verlän-
gerte Redezeit ausreichen würde, sie hier alle zu be-
nennen,  zum  Beispiel  den  sofortigen,  dringenden
Ausbau der Kaiserschleuse. Den sofortigen habe ich
gesagt!

Meine Damen und Herren, in Bremerhaven herrscht
dank Ihrer Politik ein dunkler Nebel des Grauens.
Bremerhaven ist durch Ihre Politik leider eine aus-
sterbende Stadt geworden. Bremerhaven ist eine
Stadt mit sehr hohen Schulden, sehr hoher Arbeits-
losigkeit,  fehlenden  Steuereinnahmen,  fehlenden
Arbeitsplätzen, steigender Kriminalität und drama-
tischem Einwohnerschwund und so weiter. Das ha-
ben die Stadt Bremerhaven und ihre Bevölkerung
nicht verdient. Ihre Politik insgesamt hat die Bevöl-
kerung des Landes Bremen nicht verdient. Dafür
erhalten Sie aber bei der Wahl am 25. Mai 2003 Ihre
verdiente Quittung.

Meine Damen und Herren, Sie reden hier von ei-
ner Zukunftsperspektive für Bremerhaven. Ich fra-
ge Sie allen Ernstes: Von was für einer Zukunftsper-
spektive reden Sie hier eigentlich? Sie reden zwar
viel, auch viel über Bremerhaven, und bringen hier
auch viele Große Anfragen ein, aber Sie handeln
am Ende politisch genau gegensätzlich, meistens zum
Schaden der Stadt Bremerhaven und auf Kosten der
Bevölkerung Bremerhavens. Sie haben zwar klei-
nere Maßnahmen eingeleitet, aber die sind nur ein
Tropfen auf dem heißen Stein. Darum fordere ich
Sie im Namen der Deutschen Volksunion eindring-
lich auf, dringend die Monostruktur der Wirtschaft
im Land Bremen im Interesse der Stadt Bremerha-
ven stärker und effektiver zu verbessern!

Meine Damen und Herren, das Ganze steht und
fällt mit den arbeitspolitischen Rahmenbedingungen
im Land Bremen. Dazu ist es aber dringend erfor-
derlich, dass Sie den Mittelstand, das Standbein der
Wirtschaft, erheblich stärken und steuerlich entlas-
ten. Fakt ist doch, dass gerade in Bremerhaven, und
nicht nur in der Bürger, immer mehr mittelständische

Betriebe und kleinere Geschäfte Insolvenz anmel-
den müssen, weil sie durch Ihre Politik nicht mehr
überlebensfähig  sind.  Die  logische  Folge  ist  eine
noch höhere Arbeitslosigkeit und eine damit verbun-
dene höhere Abwanderung ins Umland. So sieht Ihre
Strategie  zur  Verbesserung  der  Arbeitsplätze  und
Einwohnerentwicklung im Land Bremen und Bre-
merhaven aus. Dafür tragen Sie die politische Ver-
antwortung und sonst keiner!

Sie reden hier von Zukunft für Bremerhaven, ich
aber sage Ihnen, wie Ihre Zukunft, Ihre Politik für
Bremerhaven  aussieht.  Bremerhaven  hat  Straßen,
die in einem solch schlechten baulichen Zustand sind,
wie es ihn nicht einmal mehr in Mitteldeutschland
gibt. Bremerhaven hat ein flächendeckendes Park-
raumsystem, das dazu führt, dass immer mehr Ge-
schäfte  Insolvenz  anmelden  müssen,  weil  immer
mehr Kunden aus Bremerhaven in das niedersäch-
sische Umland zum Einkaufen fahren. Bremerhaven
hat eine ansteigende Kriminalität bei immer weni-
ger Aufklärung auf Kosten der inneren Sicherheit
für die Bremerhavener Bevölkerung.

(Zuruf des Abg. K n ä p p e r  [CDU])

Wenn Sie die Teilbereiche sehen, ja! Dann nehmen
wir das einmal im Land Bremen.

Bremerhaven hat einen dramatischen Einwohner-
rückgang. Wenn das so weitergeht, hat die Stadt
Bremerhaven bald die Einwohnerzahl von Dorum
oder Bad Bederkesa erreicht. Dafür tragen Sie die
politische Verantwortung.

Meine Damen und Herren, Bremerhaven liegt pro-
zentual mit an der Spitze der Rekordarbeitslosigkeit
in Deutschland. Leider ist dieser traurige, erschre-
ckende Spitzenplatz der einzige Spitzenplatz, den
Bremerhaven dank Ihrer Politik erreicht hat. Auf den
könnte und würde man sehr gern verzichten.

Meine Damen und Herren, immer mehr Geschäf-
te in Bremerhaven melden Insolvenz an. Gehen Sie
doch einmal in die Bürger, und schauen Sie sich ein-
mal Ihr politisches Desaster an! Da ist nichts los! Sie
kürzen im Land Bremen den sehr wichtigen Sport-
bereich, Sie schließen immer mehr Jugendfreizeit-
einrichtungen. Sie wollten in Bremerhaven in einem
sozial sehr schwachen und gefährdeten Stadtteil wie
Leherheide ein kurz zuvor mit Millionen DM sanier-
tes Polizeirevier nachts schließen. Dieser Schildbür-
gerstreich konnte dank der Deutschen Volksunion
gerade noch in letzter Minute erst einmal verhin-
dert werden.

(Abg. Frau M a r k e n  [SPD]: Das gibt
es doch nicht!)

Ich sage, erst einmal! Wo waren Sie denn? Ich war
in Leherheide auf dem Marktplatz, nicht Sie! Sie So-
zialdemokraten scheuen ja die Konfrontation mit dem
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Bürger wie der Teufel das Weihwasser. Sie interes-
siert doch überhaupt nicht, was der Bürger denkt!

(Abg. Frau M a r k e n  [SPD]: Sie haben
doch keine Ahnung!)

Meine Damen und Herren, allein die Idee ist ja
schon strafbar. Dafür sollten Sie sich einmal zur Ver-
antwortung melden und hier vorn einmal Klartext
reden! Frau Marken, ich könnte hier noch stunden-
lang über solche Schildbürgerstreiche reden, aber
Sie wollen es ja nicht einsehen. Das ist aber Ihr Pro-
blem.

Meine Damen und Herren, Tatsache ist doch, ers-
tens:  Eine  großartige  und  effektive  Stärkung  des
Wirtschaftsstandortes  Bremerhaven  gibt  es  nicht.
Ansonsten kommen Sie nach vorn und belegen das!
Zweitens:  Großartige  wirtschaftliche  Erfolge  Ihrer
Sanierungspolitik sind nicht eingetreten. Kommen
Sie nach vorn und belegen das! Drittens: Ausreichen-
de Steuermehreinnahmen gibt es nicht. Großartige
neue Arbeitsplätze in Bremerhaven gibt es nicht.
Kommen Sie also jetzt nach vorn und sagen, dass
das nicht stimmt!

Meine Damen und Herren, da reden Sie von ei-
ner Zukunftsperspektive für Bremerhaven? Ich kann
da nur sagen, was sind Sie nur für traurige, reali-
tätsfremde,  selbstbeweihräuchernde  Traumtänzer!
Zu der Zukunft einer Stadt gehört aber auch, dass
man  eine  ehrliche  und  glaubwürdige  Politik  zum
Wohle der Bevölkerung betreibt ohne den von Ih-
nen nachweislich betriebenen Parteienfilz und Pos-
tenschiebereien zum Schaden der Bürger. Mit  Ihrer
betriebenen Politik schafft man kein Vertrauen in
die Verlässlichkeit von Politik, ganz im Gegenteil!

Meine Damen und Herren, aufgrund der von mir
eben nur zu einem kleinen Teil aufgezählten Fak-
ten  Ihrer  betriebenen  verantwortungslosen  Politik
gegenüber der Stadt Bremerhaven und ihren Bür-
gern spreche ich Ihnen jedenfalls jegliches Recht ab,
hier in diesem hohen Hause jemals wieder das Wort
Zukunft für Bremerhaven in den Mund nehmen zu
dürfen.

Meine Damen und Herren von der SPD, ich glau-
be kaum, dass man mit solchen politisch Verantwort-
lichen wie zum Beispiel Ihrer treuen SPD-Parteisol-
datin, Frau Wiedemeyer, die als Sportvereinsvorsit-
zende durch ihre ach so großartige und demokrati-
sche  Vereinsführung  und  überdurchschnittlichen
Fähigkeiten als Vorsitzende für sehr große Unruhe
bei den Mitgliedern ihres sehr demokratisch geführ-
ten Sportvereins verantwortlich ist – –.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Wie bitte? – Glocke)

Frau Wiedemeyer weiß ganz genau, wovon ich rede!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Abgeordneter!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ich kann Ih-
nen aber versichern – –.)

Herr Abgeordneter Tittmann!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Dass ich zum
gegebenen Zeitpunkt noch ausführlicher da-

rauf eingehen werde!)

Herr Abgeordneter, ich entziehe Ihnen das Wort,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ausführli-
cher, als Ihnen lieb sein wird!)

wenn Sie hier über Dinge reden, die nicht zur Sache
gehören!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das gehört
schon zur Sache!)

Das gehört nicht zur Sache!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Es gehört
schon zur Sache!)

Wir haben hier eine Anfrage über die Zukunft von
Bremerhaven!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Zukunft für
Bremerhaven und für das Land Bremen! –

Glocke)

Kann vielleicht jemand Herrn Tittmann das Mikro-
phon abdrehen? Das wäre nett.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Nein, das
brauchen Sie nicht!)

Herr Tittmann,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ja bitte, ich
sage ja nichts!)

wir haben hier eine Große Anfrage zur Zukunft von
Bremerhaven.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ja, wenn Sie
mich weiter ausführen lassen würden!)

Es ist nicht Ihr Recht, hier in dieser Debatte über
Personen, die damit nichts zu tun haben, zu spre-
chen. Ich ermahne Sie hier, das zu lassen, ansons-
ten entziehe ich Ihnen das Wort! Sie haben jetzt wie-
der das Wort.
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Abg. Tittmann (DVU): Wenn Sie mir das Wort er-
lauben würden und das Mikrophon anschalten wür-
den!

Meine Damen und Herren, mit solchen fähigen oder
qualifizierten  Personen  kann  man  keine  zukunfts-
orientierte Politik für eine Stadt oder ein Land ge-
stalten  oder  umsetzen.  Ich  finde  es  wirklich  sehr
schade – ich bin am Schluss meine Rede –, dass Frau
Wiedemeyer nur 200 Stimmen gefehlt haben, um in
den  Bundestag  einzuziehen.  Sie  hätte  bestimmt  in
diese SPD-Chaos-Bundestagsfraktion gepasst.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union wird immer und zu jeder Zeit vehement als die
einzige wahre Opposition in diesem Haus für die In-
teressen der Bremerhavener Bürger und für die Zu-
kunft der Stadt Bremerhaven uneingeschränkt ein-
treten.

(Zuruf von der SPD: Der Führer hat ge-
sprochen!)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat Herr Sena-
tor Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! In einer generellen Betrachtung auch eine
generelle Feststellung! Wir machen natürlich in Bre-
men eine einheitliche Wirtschafts- und Strukturpo-
litik. Sie gilt für das ganze Land. Es steht aber außer
Frage, dass wir für Bremerhaven angesichts der be-
sonderen Verhältnisse härtere und noch konsequen-
tere Akzente setzen müssen und auch gesetzt ha-
ben. Wir nutzen die natürlichen Gegebenheiten für
die notwendigen Strukturveränderungen, indem wir
Küstennähe, Häfen, die maritime Wirtschaft, das ma-
ritime  Flair  in  die  Strukturbemühungen  als  selbst-
verständlich vorgegebene Größen hineinnehmen. Wir
bemühen uns, alle Felder strukturell zu verbessern,
was, Herr Schramm, in Bremerhaven immer wieder
eine besondere Herausforderung ist. Das steht au-
ßer jedem Zweifel.

Lassen Sie mich einige ganz wenige Stichpunkte
zu den jeweiligen Überschriften Tourismus, Alter/
Neuer Hafen sagen! Das öffentliche Investitionsvo-
lumen beläuft sich auf rund 262 Millionen Euro im
Laufe der letzten Jahre. Stichworte wie Klimahaus und
weitere Infrastrukturmaßnahmen, zum Beispiel die
Sportbootschleuse,  haben  erhebliche  Investitionen
bewirkt und werden sie weiter bewirken. Der Zoo
am Meer wird ein Schmuckstück, so darf ich sagen.
Ich will damit nur andeuten, dass wir uns in Bre-
merhaven bemühen, Akzente zu setzen. Die Innen-
stadtentwicklung ist hier bereits dargestellt worden.
Die Sanierung der Innenstadt wie der Nebenzentren
muss ich im Einzelnen nicht weiter ausführen. Wir
haben insgesamt über 70 Millionen Euro dafür aus-
gegeben.

Bremerhaven ist ein Wissenschaftsstandort. Das
Alfred-Wegener-Institut hat gewissermaßen Anker-

funktion. Als Stichworte sind Optimare, Polarflug-
zeuge, Institut für Fischereiökologie, das aus Ham-
burg  nach  Bremerhaven  kommt,  der  Bau  des  Bio-
technologiezentrums Bio-Nord zu nennen, die ich
nicht im Einzelnen ausführen muss, weil es Ihnen
geläufig ist. Mir geht es auch mehr darum, einfach
einmal hintereinander zu setzen, was alles in den
letzten Jahren geschehen ist.

Wir haben uns eben über die Häfen unterhalten,
das will ich jetzt nicht alles wiederholen. Dass sich
hier aber das Land Bremen enorm engagiert, um die
Zukunftsfähigkeit des Landes, was ja bei der gege-
benen  Hafenstruktur  in  Sonderheit  auch  die  Zu-
kunftsfähigkeit  Bremerhavens  heißt,  zu  bewirken,
muss nicht erneut dargestellt werden.

Erlauben Sie mir auch, hier einmal die Werften
einzubeziehen!  Das  Finanzierungsmodell,  das  wir
mit auf den Weg gebracht haben, um der Lloyd-Werft
ein  Management-Buy-out,  zumindest  partiell  für
Teile des Gesellschafteranteils, zu ermöglichen, wird
wohl auch einmal erwähnt werden dürfen. Weitere
Maßnahmen, etwa im Fischereihafen mit knapp 14
Millionen Euro, sind hier ebenfalls einzubeziehen.

Über die Cherbourger Straße ist hier heute Mor-
gen bereits gesprochen worden. Die Empfehlung des
Senats kennen Sie, und ich sage nachdrücklich, ich
halte sie für eine verkehrstechnisch und wirtschaft-
lich gute Lösung, die durchaus vorzeigbar ist und
auch unter Kostengesichtspunkten für die belaste-
ten bremischen Haushalte einigermaßen erträglich
bleibt. Die Erschließung des Gewerbegebiets Lune-
ort ist Ihnen deutlich, auch die Carl-Schurz-Kaser-
ne gehört zu diesen Maßnahmen, die Errichtung des
Technologieparks TimePort am Neuen Hafen, all das
sind Stichworte, die im Kontext der Strukturverän-
derung in Bremerhaven zu bewerten sind.

Wenn ich das alles einmal in nüchternen Zahlen
ausdrücke und dabei den CT IV einbeziehe, bei dem
wir immer wieder fragen, ist das bremerhavenspe-
zifisch oder ist das eine generelle Landesinvestition
– diese unterschiedliche Bewertung lasse ich einmal
außen vor –, dann haben wir insgesamt über 600
Millionen Euro investiert. Ich bin kein Zahlengläu-
biger, was den Anteil angeht, aber wenn wir im Er-
gebnis etwa 25 Prozent der Investitionen in Bremer-
haven investieren bei rund 18 Prozent der Einwoh-
nerzahl, dann belegt auch das, dass wir nicht nur
darüber reden, sondern auch handeln, nämlich die
Strukturreform in Bremerhaven als eine besondere
Herausforderung zu begreifen und entsprechend an-
zugehen.

Wenn wir uns mit dem Ausblick beschäftigen, auch
das  darf  in  einer  solchen  generellen  Betrachtung
nicht fehlen, so wird der Senat in Kürze mit dem
Strukturentwicklungskonzept  Bremerhaven  2020
weitere Schwerpunkte vorstellen. Das ist einmal die
Entwicklung Bremerhavens zu einem Zentrum der
Windenergie- und Offshoretechnik. Da nutzen wir
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die bundesgesetzlichen Möglichkeiten. Wir werden
die blaue Biotechnologie weiter ausbauen, wir wer-
den damit verbunden hoffentlich Maßnahmen zum
Stopp des Einwohnerrückgangs bewirken, und wir
werden weiter die Hafen- und Verkehrsinfrastruk-
tur ausbauen.

Herr Schramm, Sie haben eben so nett gesagt, ihr
habt noch nichts bewegt, weder die Sanierung noch
die Haushalte, und dann haben Sie eine schöne, für
mich neue Definition für Investitionsentscheidungen:
Das hätte doch jeder getan. Ich freue mich, dass Sie
mir zumindest damit indirekt attestieren, ein Jeder-
mann in Ihrer Meinung zu sein. Das ist ja immerhin
schon etwas. Was die bremischen, die Bremerhave-
ner Haushalte angeht, so bin ich sicher, wenn Sie
Wirtschafts-, Hafen- und/oder Finanzsenator gewe-
sen wären, dass wir die generellen Haushaltspro-
bleme des Landes aus den Überschüssen Bremer-
havens finanzieren könnten. Dabei will ich es dann
aber auch bewenden lassen, lieber Herr Schramm!
Es ist nun einmal so, wenn man in der Opposition
ist, muss man ja suchen, dass man etwas findet, und
da sind Sie ja ganz findungsfröhlich.

Wenn wir das Resümee ziehen: Die große Koaliti-
on bringt den Strukturwandel in Bremerhaven vor-
an. Bremerhaven bleibt eine Herausforderung, das
steht außer jeder Frage, aber gemeinsam haben wir
gute Chancen, sie auch zukünftig zu bestehen. Die
große Koalition hat engagiert daran gearbeitet, und
das Ergebnis ist vorzeigbar. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/1421, auf die Gro-
ße Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
Kenntnis.

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor,
dass wir jetzt keinen Punkt mehr mit Debatte aufru-
fen, sondern dass wir jetzt eine Reihe von Punkten
ohne  Debatte  abhandeln.  Ich  höre  keinen  Wider-
spruch, dann verfahren wir so.

Landesreferenzzinsgesetz (LRZG)

Mitteilung des Senats vom 11. Februar 2003
(Drucksache 15/1373)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Landesreferenzzinsgesetz,  Drucksache
15/1373, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 57
vom 25. Februar 2003

(Drucksache 15/1388)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 58
vom 11. März 2003

(Drucksache 15/1403)

s o w i e

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 59
vom 25. März 2003

(Drucksache 15/1426)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land
Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen
über das Benutzungsverhältnis der Tierhalterinnen
und Tierhalter im Lande Bremen mit der Nieder-

sächsischen Tierseuchenkasse

Mitteilung des Senats vom 4. März 2003
(Drucksache 15/1394)

1. Lesung
2. Lesung

Wir verbinden hiermit:
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Bremisches Ausführungsgesetz zum Tierseuchen-
gesetz (BremAGTierSG)

Mitteilung des Senats vom 4. März 2003
(Drucksache 15/1395)

1. Lesung
2. Lesung

s o w i e

Gesetz zur Änderung des Bremischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Tierkörperbeseitigungsge-

setz (BremAGTierKBG)

Mitteilung des Senats vom 4. März 2003
(Drucksache 15/1396)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung der aufgerufenen
Gesetzesvorlagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über das Gesetz zu dem Staats-
vertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der
Freien Hansestadt Bremen über das Benutzungsver-
hältnis der Tierhalterinnen und Tierhalter im Lande
Bremen mit der Niedersächsischen Tierseuchenkas-
se in erster Lesung abstimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1394, in erster
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Jetzt lasse ich über das Bremische Ausführungs-
gesetz zum Tierseuchengesetz in erster Lesung ab-
stimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1395, in erster
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Nun lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Bremischen Ausführungsgesetzes zum Tierkörper-
beseitigungsgesetz in erster Lesung abstimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1396, in erster
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und um Beschlussfassung bei diesen drei
Gesetzesanträgen in erster und zweiter Lesung ge-
beten hat und die Fraktionen der SPD und der CDU
dies als Antrag übernommen haben, lasse ich dar-
über  abstimmen,  ob  wir  jetzt  die  zweite  Lesung
durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung der Gesetzes-
vorlagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über das Gesetz zu dem Staats-
vertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der
Freien Hansestadt Bremen über das Benutzungsver-
hältnis der Tierhalterinnen und Tierhalter im Lande
Bremen mit der Niedersächsischen Tierseuchenkas-
se in zweiter Lesung abstimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1394, in zwei-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Jetzt lasse ich über das Bremische Ausführungs-
gesetz zum Tierseuchengesetz in zweiter Lesung ab-
stimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1395, in zwei-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
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Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Nun lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Bremischen Ausführungsgesetzes zum Tierkörper-
beseitigungsgesetz in zweiter Lesung abstimmen.

Wer dieses Gesetz, Drucksache 15/1396, in zwei-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag).

(Unterbrechung der Sitzung 12.55 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.30 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Richter-
gesetzes

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Januar 2002

(Drucksache  15/1039)
1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung des Bremischen Richter-
gesetzes

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses
vom 12. Februar 2003
(Drucksache  15/1378)

Meine Damen und Herren, bei dem Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Gesetz zur Ände-
rung des Bremischen Richtergesetzes vom 8. Janu-
ar 2002, Drucksache 15/1039, ist von der Bürger-
schaft (Landtag) in ihrer 52. Sitzung am 23. Januar
2002 die erste Lesung unterbrochen und der Geset-
zesantrag an den Rechtsausschuss überwiesen wor-

den.  Der  Rechtsausschuss  legt  nunmehr  mit  der
Drucksachen-Nummer 15/1378 seinen Bericht dazu
vor.

Wir setzen die erste Lesung fort.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält als Berichterstatter der Abgeord-
nete Isola.

Abg. Isola, Berichterstatter *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Der Rechtsausschuss hat sich
mit  dem  Antrag  der  Fraktion  der  Grünen,  Gesetz
zur Änderung des Bremischen Richtergesetzes, hier
ging es konkret um die Reform des Richterwahlaus-
schusses, sehr ausgiebig befasst. Über ein Jahr lang
haben wir uns mit dieser Materie beschäftigt. Der
Ausschuss ist auch zu einem Ergebnis gekommen,
allerdings zu keiner Lösung. Das Ergebnis ist, dass
die Reform schlicht gescheitert ist. Des Weiteren ist
das Ergebnis, dass in der nächsten Legislaturperi-
ode diese Reform noch einmal angepackt werden
soll.

Ganz kurz noch einmal zur Erinnerung! Zugrunde
lag, wie gesagt, ein Gesetzentwurf der Grünen, der
in drei Punkten folgende Änderungen begehrte: Zu-
nächst einmal sollte, erstens, der Zuständigkeitsbe-
reich des Richterwahlausschusses geändert werden.
Sie wissen, dass der Richterwahlausschuss bislang
nur  für  die  Berufung  von  Richtern  auf  Lebenszeit
zuständig ist. Diese Zuständigkeit sollte um den Be-
reich der Beförderungen und Versetzungen erwei-
tert werden. Zweitens sollen die Präsidenten eines
Landesgerichts künftig auf Vorschlag des Senats und
des Richterwahlausschusses gewählt werden. Drit-
tens sollte die Zusammensetzung des Richterwahl-
ausschusses geändert werden, nämlich die Zahl der
Senatoren von jetzt drei sollte ebenfalls herabgesetzt
werden durch das zuständige Mitglied des Senats.

Zunächst einmal hatten wir Schwierigkeiten, die
Materie insofern zu beraten, als das Justizressort
einwandte, es gibt schlicht rechtliche Hindernisse,
den  Antrag  der  Grünen  umzusetzen.  Dem  konnte
dann abgeholfen werden, indem der Rechtsausschuss
ein Gutachten eingeholt hat. Gutachter war der ehe-
malige Präsident des Staatsgerichtshofs, Professor Dr.
Pottschmidt, der dem Ausschuss überzeugend dar-
gelegt hat, dass es rechtlich keine Hindernisse gibt,
die von den Grünen begehrten Änderungen, insbe-
sondere in Bezug auf den Zuständigkeitsbereich, in
dem Gesetz zu verankern. Allerdings, das war aber
schon während der ersten Lesung klar, geht das al-
les nur im Rahmen einer Änderung des entsprechen-
den Artikels der Landesverfassung.

In den weiteren Beratungen hatte sich das Ressort
dennoch nicht imstande gesehen, einer umfassen-
den  Reform  zuzustimmen.  Die  SPD-Fraktion  wäre
dazu bereit gewesen, sich in etwa auf den Vorschlag
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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der Grünen einzulassen, im Prinzip auch die CDU-
Fraktion. Hier hat es allerdings zum Schluss noch
Differenzen hinsichtlich der Besetzung des Richter-
wahlausschusses gegeben, aber diese Frage wurde
nicht mehr ausdiskutiert, weil, und das ist dann ob-
jektiv so, wenn so lange beraten wird, in der Tat dann
die Zeit zu eng wurde. Wir haben dann auch alle
gesagt, man soll Verfassungsänderungen nicht noch
durchpeitschen, sondern es ist in der Tat besser, für
diese Legislaturperiode das Projekt aufzugeben, um
es dann in der nächsten Legislaturperiode wieder auf-
zugreifen.

Die SPD hat die Änderung des Richtergesetzes in
ihrem Wahlprogramm verankert, sie hat sich das vor-
genommen. Ich kann den Kollegen in der nächsten
Legislaturperiode  nur  Glück  wünschen,  dass  dann
eine vernünftige Reform des Richterwahlausschus-
ses stattfindet. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Herr Kollege Iso-
la hat mit seiner erkälteten Grabesstimme den Ton
schon ganz richtig getroffen.

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist in der Tat eine ziemlich traurige Angelegen-
heit, die wir unter diesem Tagesordnungspunkt zu
beraten haben, nämlich das Begräbnis des Versu-
ches, die Bestellung von Richtern in ihr Amt, in lei-
tende Ämter transparenter und durchsichtiger zu ge-
stalten und damit die alleinige Verfügungsgewalt des
Senats in dieser Frage zu beenden.

Die beiden Fraktionen hatten vor anderthalb Jah-
ren selbst erklärt, sie würden unserem Vorstoß im
Grundsatz folgen. Dann haben Herr Mäurer und Herr
Dr. Scherf gemauert, und die Fraktionen von SPD
und CDU haben sich verkrochen. Das ist schade, und
es ist wirklich kein Ruhmesblatt, meine Damen und
Herren!

(Zuruf von der CDU)

Ja, das haben Sie nun wirklich, das Ergebnis liegt ja
auf dem Tisch!

Wir hatten eine Änderung des Richtergesetzes mit
dem Ziel vorgeschlagen, Kollege Isola hat es gesagt,
dass in Zukunft der Richterwahlausschuss auch über
Beförderungen und die Besetzung von Präsidenten-
posten  bremischer  Gerichte  mitentscheiden  solle.
Unser Vorschlag ging immer davon aus, dass Senat
und Richterwahlausschuss gemeinsam Entscheidun-
gen fällen. Es ging nicht darum, den Senat hinaus-

zudrängen und das allein machen zu wollen, son-
dern wir wollen es gemeinsam machen. Es kam uns
und kommt uns auf eine größere Transparenz durch
parlamentarische Mitwirkung an.

Der Senat hat zunächst behauptet, das ginge al-
les nicht, es sei gesetzwidrig. Das Gutachten von
Professor Dr. Pottschmidt hat eindeutig geklärt, dass
unsere Vorschläge rechtlich machbar sind, wenn
man denn politisch will. Er hat noch Gesichtspunk-
te aufgegriffen, die den Wahlmodus der anwaltlichen
Mitglieder  des  Richterwahlausschusses  betreffen.
Wir hätten sie gern aufgenommen, aber dazu ist es
nicht gekommen. Diese Einwände gelten aber auch
für das geltende Gesetz. Das heißt, es ist kein Ein-
wand gegen unseren Vorschlag.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Verehrter Kollege Röwekamp, lesen Sie das Gut-
achten! Die Einwände, die Herr Dr. Pottschmidt auf-
geschrieben hat, gelten genauso für das jetzt gel-
tende Gesetz wie für ein etwa in unserem Sinn ge-
ändertes  Gesetz,  aber  Herr  Mäurer  und  Herr  Dr.
Scherf wollten nicht. Ich sage jetzt nichts zu der Prä-
senz hier im Haus. Sie wollten nicht ihr uneinge-
schränktes Recht auf Besetzung von herausgehobe-
nen Positionen in der Richterschaft aufgeben. Sie
erinnern sich, da ist Herr Mäurer auf seine unsägli-
che Attacke auf die Richterschaft verfallen und hat
deren Bestrebungen nach mehr Mitwirkung in eine
Linie  mit  reaktionären  und  nationalkonservativen
Strömungen in der Weimarer Zeit gestellt.

Herr  Mäurer  wurde  dafür  auch  von  Herrn  Dr.
Scherf gedeckt, obwohl sich – das ist ja wirklich ein
einmaliger Vorgang – 80, 90 Prozent aller Richter in
Bremen per Unterschrift dagegen ausgesprochen ha-
ben. Er musste nicht die Konsequenzen ziehen, weil
er von Herrn Dr. Scherf gedeckt wurde. Am Ende
hatten wir eine Entschuldigung, die keine war, und
das Versprechen von Herrn Mäurer, er wolle gern
die Diskussion über mehr Mitwirkung der Richter
nach der Wahl in die Hand nehmen. Meine Damen
und Herren, ich glaube gern, dass er das in die Hand
nehmen möchte. Ich glaube, mehr Bock ist ein Gärt-
ner selten gewesen als in diesem Fall.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie werden uns jetzt weiter erklären wollen, Herr
Röwekamp, welche Kompromisse es gegeben hätte,
wie schwierig das alles gewesen ist, die Zeit sei Ih-
nen weggelaufen, der Schwarze Peter wird hin- und
hergeschoben.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ich streiche
meinen Redebeitrag!)

Ja, das finde ich auch! Man kann das auch ein-
fach machen. Die Sache ist in der Tat einfach. Wir
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hatten vorgeschlagen, die Macht der Exekutive ein-
zugrenzen, durch diese Teilung der Macht die Ju-
stiz transparenter zu machen. Die Exekutive denkt
nicht daran, auch nur einen Millimeter ihrer Macht
abzugeben, und Sie haben den Schwanz eingezo-
gen, so einfach ist der ganze Ablauf gewesen!

Ich kann Ihnen nur raten, meine Damen und Her-
ren, den nächsten Anlauf nicht in die Hände von
Herrn Mäurer zu geben, sondern ihn selbst in die
Hand zu nehmen, denn mehr Demokratie war im-
mer Sache des Parlaments. In diesem Sinn kann ich
mich den guten Wünschen meines Kollegen Isola
auch anschließen, dass Sie beim nächsten Mal mehr
Glück und Erfolg haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Den Schwarzen
Peter habe jetzt wohl ich, weil ich wohl der Einzige
aus diesem Rechtsausschuss bin, der das Vergnü-
gen haben wird, sehr wahrscheinlich dem Rechts-
ausschuss der nächsten Legislaturperiode anzuge-
hören, so der Wähler uns noch geneigt ist, wovon
ich ausgehe. Sie haben sich beide mit dem Appell
an die künftige Legislaturperiode verabschiedet, das
Problem, das Sie nicht gelöst haben, zu lösen. Das
ist natürlich ein bisschen schwierig.

Herr Dr. Kuhn, ich will an dieser Stelle noch ein-
mal sagen, so unumstritten war Ihr Vorschlag nicht.
Zunächst ist festzuhalten, dass das, was Sie hier dem
Parlament  vorgelegt  haben,  verfassungsrechtlich
nicht tragbar war, auch nach dem Gutachten von
Herrn Professor Dr. Pottschmidt nicht, weil Sie un-
terhalb der Änderung einer Landesverfassung eine
Änderung des Richterwahlgesetzes angestrebt ha-
ben. Das war verfassungsrechtlich nicht in Ordnung.

Unabhängig davon haben wir uns redlich Mühe
gegeben, in den Beratungen des Rechtsausschusses
eine geeignete Grundlage zu finden, wobei ich nach
wie vor meine Sympathie – auch für die CDU-Frak-
tion – hier zum Ausdruck bringen möchte, dass der
Richterwahlausschuss selbstverständlich nicht nur
eine Abstimmungsmaschine sein soll. Wir haben die-
ser Tage gerade die Vorlagen für die nächste Sit-
zung  des  Richterwahlausschusses  bekommen,  in
dem es wieder nur darum gehen wird, Richter auf
Lebenszeit zu ernennen. Das ist in der Tat nicht, sage
ich einmal, für Mitglieder des Richterwahlausschus-
ses befriedigend.

Einen Dämpfer hat Ihr Vorschlag auch durch das
Gutachten von Herrn Professor Dr. Pottschmidt be-
kommen,  der  ausgeführt  hat,  so  schlank  geht  es
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nicht. Diejenigen, die im Richterwahlausschuss sitzen,
bedürfen einer parlamentarischen Legitimation, wenn
man ihnen wahrlich Mitentscheidungsrechte einräu-
men möchte. Das heißt, wir hätten hier im Parlament
über Vorschlagslisten abstimmen müssen, aus den
Vorschlagslisten hätten durch ein geeignetes Gre-
mium, ein Richterwahlausschuss oder etwas Ähnli-
ches, entsprechende Vorschläge aufbereitet werden
müssen. Das heißt, wir hätten im Parlament sowohl
die parlamentarischen als auch die nichtparlamen-
tarischen Mitglieder des Richterwahlausschusses in
einem relativ komplizierten Verfahren wählen müs-
sen.

Daraufhin hat das Justizressort, das zugegebener-
weise lange Zeit unbeweglich gewesen ist, den Vor-
schlag gemacht, lediglich im Weg der Anhörung den
Richterwahlausschuss auch an solchen Personalent-
scheidungen zu beteiligen, wie wir das eigentlich
angedacht hatten. Das ist in der Tat für die CDU-
Fraktion ein fauler Kompromiss gewesen, weil er ge-
genüber dem Status quo praktisch aus unserer Sicht
keinerlei  Verbesserung  gebracht  hätte.  Auch  Sie,
Herr Dr. Kuhn, haben diesen Kompromissvorschlag
letztendlich in Bausch und Bogen abgelehnt, so dass
es insgesamt dem Rechtsausschuss nicht gelungen
ist, eine verfassungsändernde Mehrheit für eine ge-
einigte Lösung zusammenzubekommen.

Wir halten als CDU-Fraktion die komplizierte Lö-
sung  aus  dem  Gutachten  von  Professor  Dr.  Pott-
schmidt mit Vorschlagslisten und was weiß ich al-
lem auch nicht für sachgerecht. Wir könnten uns vor-
stellen, das haben wir an der Stelle auch gesagt, ei-
nen rein parlamentarischen Richterwahlausschuss
mit relativ weitgehenden Kompetenzen zu installie-
ren. Dieser Vorschlag war mit Ihnen nicht einigungs-
fähig. Letztendlich haben wir dieses Modell mit Herrn
Isola einmal angedacht, aber dann gesagt, eine Zeit-
spanne von 14 Tagen oder sechs Wochen vor Been-
digung der Legislaturperiode ist nicht geeignet, eine
Reform des Richterwahlausschusses anzustreben.

Kurzum, es hat trotz langjähriger, und ich würde
das nicht so abtun wie Sie, Herr Dr. Kuhn, intensi-
ver und fachkundiger Beratung, und Herr Professor
Dr. Pottschmidt hat dem Ausschuss ein hervorragen-
des Gutachten erstattet, keine Reform gegeben. Wir
haben auch, finde ich, sehr sachgerecht inhaltlich
beraten, das heißt, wir haben uns sehr gründlich der
Thematik angenommen. Wir waren von Anfang an
als Koalitionsfraktionen im Prinzip bereit, an der jet-
zigen Zusammensetzung und an den jetzigen Kom-
petenzen des Richterwahlausschusses etwas zu än-
dern. Wir haben gelernt, dass es rechtlich sehr schwer
sein wird, eine geeignete Regelung zu finden, die
auch praktikabel ist, und nur deswegen haben wir
es aus den jetzigen Beratungen des Rechtsausschus-
ses genommen.

Ich finde, der Kollege Isola hat dem Plenum her-
vorragend berichtet, wie der Beratungsverlauf war.
Wir müssen es jetzt so zur Kenntnis nehmen, und
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ich werde mich darum bemühen, Ihren beiden An-
liegen für die nächste Legislaturperiode Rechnung
zu tragen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen
Richtergesetzes, Drucksache 15/1039, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung ab.

Damit unterbleibt gemäß Paragraph 35 Absatz 2
der Geschäftsordnung jede weitere Lesung.

Im  Übrigen  nimmt  die  Bürgerschaft  (Landtag)
von dem Bericht des Rechtsausschusses, Drucksa-
che 15/1378, Kenntnis.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, begrüße ich auf der Besuchertribüne ganz herz-
lich die Schafferinnen des Jahres 2002. – Herzlich
willkommen!

(Beifall)

Projekte gegen Jugendarbeitslosigkeit

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 3. Februar 2003
(Drucksache 15/1362)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 18. März 2003

(Drucksache 15/1422)

Wir verbinden hiermit:

Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit
verstärken

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. April 2003

(Drucksache 15/1444)

u n d

Projekte gegen Jugendarbeitslosigkeit

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 2. April 2003

(Drucksache 15/1450)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke.

Frau Senatorin, ich frage Sie: Möchten Sie die Ant-
wort mündlich wiederholen?

(Senatorin R ö p k e :  Ich verzichte!)

Ich gehe davon aus, dass wir in eine Aussprache
eintreten wollen. – Das ist der Fall.

Die gemeinsame Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Auf Initiative der
CDU und der SPD beraten wir heute, was wir kon-
kret in Bremen und Bremerhaven gegen die Jugend-
arbeitslosigkeit unternehmen, ob die bisherigen Maß-
nahmen gegriffen haben oder andere Wege gedacht
und beschritten werden müssen. Berufliche Ausbil-
dung und die berufliche Perspektive nach der Aus-
bildung müssen als ganzheitlicher Ansatz verstan-
den und konzeptionell auch so angegangen werden.
Damit wir an diesen Punkten gemeinsam im Sinne
der Jugendlichen vorankommen, dafür, meine Damen
und Herren, soll diese Große Anfrage eine Grund-
lage bieten.

Wir haben dazu 19 präzise Fragen gestellt. Die
wirklich aussagekräftigen Antworten des Senats lie-
gen uns vor. Ich bedanke mich bei allen, die sich
engagiert  einbringen,  um  den  Jugendlichen  eine
Chance im Beruf zu eröffnen. Besonders bedanken
möchte ich mich aber bei der Stadt Bremerhaven,
die ihre Maßnahmen über einen Arbeitkreis koor-
diniert und dafür richtigerweise die Industrie- und
Handelskammer sowie den Arbeitgeberverband ein-
gebunden hat. Das ist deshalb besonders erwäh-
nenswert,  weil  in  Bremen  etwas  Ähnliches  leider
nicht geschaffen worden ist, obwohl es dringend an-
gezeigt ist und von der CDU in der Arbeitsdeputa-
tion auch mehrfach angesprochen wurde.

Meine Damen und Herren, während die Jugend-
arbeitslosigkeit auf Bundesebene erschreckend und
ungebremst ansteigt, haben sich die Zahlen für Bre-
men und Bremerhaven konsolidiert, wenn auch lei-
der noch immer auf sehr hohem Niveau, und das
kann uns nicht zufrieden stellen. Warum wir uns in
unseren beiden Städten positiv vom Bundestrend ab-
heben, dazu gibt die Antwort des Senats eine klare
Auskunft. Die Jugendarbeitslosigkeit in Bremen ist
eine eindrucksvolle Bilanz in Zahlen, die allerdings
auch Fragen aufwirft, die ich noch vortragen werde.
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Bis Ende des Jahres 2002 wurden für die Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit in Bremen und Bre-
merhaven fast 110 Millionen Euro ausgegeben. Bis
Ende dieses Jahres wird diese Summe fast 150 Mil-
lionen Euro betragen, meine Damen und Herren. Von
diesen 150 Millionen Euro wurden durch das Land
Bremen rund 50 Millionen Euro bereitgestellt, also
genau ein Drittel der Gesamtsumme. Gut 60 Millio-
nen Euro stammen aus Mitteln der Beitragszahler,
also aus den Geldern der Arbeitgeber und der Ar-
beitnehmer. Die kleinste Summe, nämlich rund 38
Millionen Euro, hat die Bundesregierung im Rahmen
des Jugendsofortprogramms aus europäischen För-
dermitteln bereitgestellt. Dieses Geld wird, wie Sie
wissen, ebenfalls von den Arbeitsämtern verwaltet
und eingesetzt.

Nach den Angaben aus dem Ausbildungsbericht,
der im Rahmen des Bremer Bündnisses für Arbeit
und Ausbildung halbjährlich erstellt wird, waren in
den letzten drei Jahren rund 30 000 Jugendliche bei
den Arbeitsämtern in unseren beiden Städten ge-
meldet. Natürlich mussten nicht für alle 30 000 Ju-
gendlichen  Maßnahmen  angeboten  werden,  denn
der größte Teil der jungen Menschen findet nach
wie  vor  eigenständig  einen  betrieblichen  Ausbil-
dungsplatz. Die Zahl der unversorgten Jugendlichen
lag, nicht zuletzt wegen der gemeinsamen Kraftan-
strengung des Senats, den Arbeitsämtern und den
Bündnispartnern in der Wirtschaft bei 5,5 Prozent.
Für diese Jugendlichen konnte, Gott sei Dank, auch
etwas angeboten werden. Dafür geht mein Dank an
alle Beteiligten. Das ist ein Erfolg, auf den die große
Koalition zu Recht stolz ist.

Bis Ende des Jahres 2002 wurden mit geförderten
Projekten und dem damit verbundenen Mittelvolu-
men von 110 Millionen Euro fast 20 000 Jugendli-
che in Bremen und Bremerhaven erreicht. Die Zahl
ist, wie ich finde, verblüffend hoch, auch wenn der
Senat an vielen Stellen darauf hinweist, dass es Dop-
pelzählungen geben könnte. Selbst wenn ich ein-
mal 5000 Jugendliche als doppelt gezählt abrechne,
liegt die Zahl der geförderten Jugendlichen bei 15 000,
meine Damen und Herren. Das heißt, für jeden zwei-
ten Jugendlichen in Bremen und Bremerhaven wer-
den Beitragsmittel aus der Sozialversicherung und
auch Steuermittel eingesetzt. Das ist mehr als ver-
blüffend, weil nachweislich die Mehrheit der jun-
gen Leute ohne jede Maßnahme, ohne jedes Pro-
jekt und ohne jede Beratung den Weg in den Beruf
völlig unkompliziert findet und dann auch erfolg-
reich geht. Diese Antwort des Senats wirft an die-
sem Punkt erneut Fragen auf, die in der Deputation
auch mehrfach gestellt worden sind und die auch
die Bündnispartner auf ihre Agenda gesetzt haben.

Erstens: Sind die Mittel von 110 Millionen Euro
auch richtig eingesetzt worden? Zweitens: Sorgen
die eingesetzten Mittel wirklich dafür, dass die Ju-
gendlichen in eine Ausbildung kommen und dass sie
Fähigkeiten und Fertigkeiten vermittelt bekommen,

damit sie ihr Leben dann auch wirklich allein meis-
tern können? Drittens: Was bewirkt die Summe von
110 Millionen Euro aus Beitragsmitteln und Steuer-
mitteln nachweislich, und was kommt davon kon-
kret bei den jungen Leuten an? Viertens: Wer koor-
diniert und prüft den Erfolg der einzelnen Maßnah-
men, und zwar wirklich nachhaltig und ganz kor-
rekt im Sinne der Jugendlichen? Diese Fragen müs-
sen  dringend  beantwortet  werden,  nicht,  um  das
Mittelvolumen zu kürzen, meine Damen und Her-
ren, mitnichten, sondern um den Jugendlichen eine
verlässliche und konkrete Chance zu eröffnen.

Die Antwort des Senats macht an anderen Punk-
ten ebenfalls nachdenklich. Erstens: Von den 20 000
Jugendlichen, für die die Mittel von 110 Millionen
Euro eingesetzt worden sind, sind lediglich 2800 jun-
ge Menschen in einer dualen Ausbildung angekom-
men. Alle anderen Jugendlichen, also rund 17 000,
sind in Projekten, von denen keiner mit Sicherheit
sagen kann, ob die Jugendlichen mit vernünftiger
Perspektive auf die Zukunft in der Arbeitswelt vor-
bereitet werden. Es ist leider nicht verbindlich ge-
regelt, dass bei den vielen Maßnahmen die betrieb-
liche Anbindung stattfindet. Das ist allerdings drin-
gend geboten, damit Projekte nicht zu Warteschlei-
fen werden, was dann letztendlich bei den Jugend-
lichen ausschließlich zu Frust und Demotivation führt.

Zweitens: Schauen Sie sich, meine Damen und Her-
ren, die Zahlen der Beratungen im Qualifizierungs-
fonds an, der ausschließlich als Brücke auf den ers-
ten Arbeitmarkt genutzt werden kann! Im Jahr 2002
haben danach 8600 Personen an Beratungen teilge-
nommen. Wir hatten aber nur 7700 Jugendliche, die
eine Ausbildungsstelle gesucht haben, auch das steht
in der Antwort des Senats. Da ist das nächste Frage-
zeichen, das wir angehen müssen.

Um Missverständnissen vorzubeugen: Jugendliche
müssen und sollen bei der Berufswahl unterstützt und
beraten werden, das ist gar keine Frage. Das muss
innerhalb wie außerhalb der Schule geleistet wer-
den als quasi erste Kontaktanbahnung zu den Be-
trieben in Bremen sowie in Bremerhaven. Die Fra-
ge ist aber, ob es sinnvoll ist, ein Beratungsprojekt
nach dem anderen zu generieren und zu finanzie-
ren. Jede Instanz, Schulen, Berufsberatung, Kam-
mern, Bürgerzentren, Arbeitsamt, schafft ihre eige-
ne Infrastruktur. Vernetzt und koordiniert ist das in
Bremen leider nicht, ich habe bereits darauf hinge-
wiesen. Hier muss die Senatorin für Arbeit handeln
und sicherstellen, dass jeder Euro eine echte Chan-
ce für junge Menschen beinhaltet.

(Beifall bei der CDU)

Es kann uns nicht darum gehen, meine Damen
und Herren, Strukturen vorzuhalten und zu finan-
zieren, die nebeneinander ohne verlässliche Koor-
dination und ohne Erfolgskontrolle arbeiten. Das ist
nicht im Interesse der Jugendlichen, und das kann
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schon gar nicht das Ziel von Arbeitsmarktpolitik sein.
Insofern  begrüßt  die  CDU-Fraktion  ausdrücklich,
dass sich im Plenum des Bremer Bündnisses für Ar-
beit und Ausbildung alle Bündnispartner darauf ver-
ständigt haben, die bisherigen Projekte für Jugend-
liche auf den Prüfstand zu stellen und gemeinsam –
und ich betone gemeinsam! – einen Vorschlag zur
Optimierung  zu  erarbeiten.  Für  die  Jugendlichen
bitte ich die Arbeitssenatorin, diesen Auftrag der
Bündnispartner zügig abzuarbeiten und damit jun-
gen Menschen eine konkrete und solide Zukunfts-
chance im Betrieb zu eröffnen.

Die CDU-Fraktion hat sich aus diesem Grund auch
nachhaltig für die Förderung des erst kürzlich eröff-
neten Ausbildungsbüros in der Handelskammer Bre-
men eingesetzt. Dort sollen 50 zusätzliche Ausbil-
dungsplätze eingeworben werden. Wir denken, die-
ser Weg ist mehr als erfolgversprechend, weil hier
die Betriebe direkt eingebunden sind. Genauso er-
folgversprechend ist der weitere Ausbau der Aus-
bildungspartnerschaften  sowie  die  erfolgreichen
Ausbildungsverbünde, die wir weiter vorantreiben
müssen, meine Damen und Herren. Da müssen dann
auch Mittel von Projekten und Initiativen in die Aus-
bildungspartnerschaften und in die Ausbildungsver-
bünde  umgeschichtet  werden.  Nur  das  kann  der
Weg für die jungen Menschen sein.

Meine Damen und Herren, der Weg muss klar de-
finiert werden. Der kann eigentlich nur heißen, Ju-
gendliche und Betriebe finden einen gemeinsamen
Weg für eine Zukunft im Beruf. Das ist im Interesse
der jungen Menschen, das ist im Interesse der Be-
triebe, und selbstverständlich ist das auch im Inter-
esse der Politik. Ich glaube, da sind wir uns alle ei-
nig.

Ich  komme  jetzt  zu  den  beiden  vorliegenden
Anträgen! Ich finde den Antrag der Grünen eigent-
lich auch überzeugend. Er ist auch sprachlich bes-
ser, das gebe ich sofort zu. Dafür noch einmal herz-
lichen Dank! Der Antrag der großen Koalition ist al-
lerdings etwas präziser und klarer und enthält kei-
ne Lyrik, sondern sagt dem Senat sehr deutlich, was
wir von ihm erwarten. Da wir keine großen Diffe-
renzen und auch keinen Dissens haben, würde ich
noch einmal die Bündnisgrünen bitten, dem Antrag
der großen Koalition zuzustimmen. Ich glaube, dann
haben wir – –.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Beide Anträge überweisen!)

Wir überweisen nichts, Herr Dr. Kuhn, weil nämlich
die Legislaturperiode am 25. Mai 2003 zu Ende ist!
Sie als Vizepräsident wissen das natürlich!

Meine Damen und Herren, ich werbe natürlich
dafür, dass Sie dem Antrag der großen Koalition zu-
stimmen, und ich denke, das wird auch gehen.

(Unruhe beim Bündnis 90/Die Grünen)

Darf ich weitermachen, Herr Dr. Güldner? Es geht
nur um die Jugendarbeitslosigkeit, das Problem ist
ja nicht so dringend, ja?

Meine Damen und Herren, noch eine konkrete
Bitte, die schnell umgesetzt werden kann und muss:
Bei der Frage nach der Ansprache und Information
Jugendlicher  verweist  die  Antwort  des  Senats  auf
das System SIS des Arbeitsamtes hier in Bremen so-
wie bundesweit. Erstens bitte ich, da einmal selbst
zu suchen und die Schwerfälligkeit persönlich zu
erleiden. Das ist meine Bitte an alle! Dann bitte ich
dringend darum, Stellensuchsysteme nicht mit ei-
nem dringend notwendigen ersten Informationsüber-
blick für Jugendliche zu verwechseln! Jugendliche
wollen Kriterien eingeben können wie zum Beispiel:
Ich habe Begabungen im handwerklichen Bereich,
ich bin technisch interessiert, ich gehe gern mit
Menschen um, ich interessiere mich für die Arbeit
mit Tieren. Es kann doch nicht so ganz schwer sein,
dafür ein vernünftiges System aufzubauen! Ich sehe,
Herr Kottisch hier wird das können. Wenden Sie sich
an meinen Kollegen Herrn Kottisch, der macht das
sofort und prima!

(Glocke)

Ich komme gleich zum Schluss, Herr Präsident!
Fazit, meine Damen und Herren: Viel ist für die Ju-
gendlichen in Bremen und Bremerhaven getan wor-
den, um den Weg in eine solide berufliche Zukunft
zu finden. Das ist richtig und muss auch so bleiben.
Im Sinne der jungen Menschen unserer beiden Städ-
te muss jedoch sehr viel genauer geprüft werden,
ob die eingesetzten Mittel auch das verabredete Ziel
erreichen. Dazu dient der Antrag der großen Koali-
tion. Ich hoffe, wir werden ihn einstimmig auf den
Weg bringen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Bevor ich der nächsten Red-
nerin das Wort erteile, darf ich auf dem Besucher-
rang Frau Rena Brooks und Herrn Dr. Peter Meyer,
die mit ihren Begleitungen auf Einladung des Se-
nats Bremen besuchen, begrüßen. Frau Brooks und
Herr Dr. Meyer sind ehemalige Bürger dieser Stadt,
die während der Zeit des Nationalsozialismus we-
gen ihrer jüdischen Abstammung ihre Heimatstadt
Bremen verlassen mussten. – Herzlich willkommen
in diesem Hause!

(Beifall)

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Frau
Dreyer, wenn man Ihnen lauscht, dann drängt sich
mir immer so der Eindruck auf, als ob Sie gar nicht
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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wüssten,  wer  in  den  letzten  acht  Jahren  hier  das
Bundesland Bremen regiert hat.

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Das weiß
ich sehr genau!)

Das wissen Sie sehr genau? Dann kann ich Sie auch
daran erinnern, es ist schließlich die große Koalition,
die es dann versäumt hat, ein Gesamtkonzept zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit vorzulegen,
wie Sie es eben hier angemahnt haben. Ihrem An-
trag werden wir zustimmen, er ist schließlich zu 70
oder 80 Prozent von unserem abgeschrieben, und
Sie wissen ja, dass wir nicht so kleinlich sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man muss es doch einmal deutlich auf den Punkt
bringen, was hier Sache ist! Die Ausbildungslage in
Bremen und Bremerhaven ist in der Tat als drama-
tisch zu bezeichnen, und die Antwort auf die Große
Anfrage der CDU zeigt sehr deutlich, dass es eine
ganze Reihe von Projekten gibt, Frau Dreyer hat die
Zahl genannt, die zur Bekämpfung von Jugendar-
beitslosigkeit dienen sollen. Ich glaube, dass diese
Projekte nicht mehr ausreichen, weil wir mittlerweile
nur noch am Reparieren sind. Wir bekämpfen Symp-
tome, aber wir suchen viel zu wenig nach den Ursa-
chen, warum Jugendliche arbeitslos werden und wa-
rum sie auch oftmals das Gefühl haben, dass sie hier
in Bremen keinerlei Perspektive mehr haben, um ei-
nen Job zu finden.

Auch bundesweit wird das immer deutlicher. Ges-
tern hat im Bundestag eine große Debatte zur Zu-
kunft der beruflichen Bildung stattgefunden, die sich
eben  auch  genau  mit  diesem  Thema  auseinander
gesetzt hat. Die grüne Bürgerschaftsfraktion legt Ih-
nen deshalb heute einen Antrag vor, der den Senat
auffordert, ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit vorzulegen. Dieses Konzept
muss endlich den Übergang von Schule und Beruf
ins Visier nehmen mit dem Ziel, dass jeder Jugend-
liche einen Ausbildungsplatz erhält.

Wir wissen doch, Frau Dreyer, wie das ist. In der
Arbeitsdeputation beschäftigen wir uns mit den Ju-
gendlichen, die das Bildungswesen, also die Schule,
verlassen haben, keinen Abschluss oder einen Haupt-
schulabschluss haben, die die Schule verweigert
haben. Dafür ist dann die Arbeitsdeputation zustän-
dig und stellt Mittel bereit, um die Jugendlichen eben
mit speziellen Fördermaßnahmen in den Job zu brin-
gen, und auch die Sozialsenatorin gibt Gelder, um
die Berufsvorbereitung zu pushen. Von der Handels-
kammer wird dann aber kritisiert, wir haben keine
Jugendlichen, die die Ausbildungsplätze besetzen
können, und auch Wirtschaft sagt, da muss etwas
passieren, viel zu wenig Jugendliche sind den Aus-
bildungsanforderungen gewachsen.

Ich finde, da muss der Senat sich doch endlich ein-
mal an einen Tisch setzen. Es ist ja eine überschau-
bare Anzahl an Senatoren und Staatsräten, und ich
glaube, es kann nicht so schwierig sein, für das Land
Bremen ein Gesamtkonzept vorzulegen, um auch die
Ursachen gezielt zu bekämpfen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe es eben gesagt: Immer mehr Jugendliche
habe  Schwierigkeiten,  die  begonnene  Ausbildung
erfolgreich zu absolvieren. Ein großer Anteil der Aus-
zubildenden ist auf begleitende Maßnahmen seitens
der Betriebe oder der Arbeitsverwaltung vom Beginn
der Ausbildung an angewiesen. Andere brechen die
Ausbildung aufgrund der hohen Anforderungen vie-
ler Ausbildungsberufe ab, und das sind immerhin
über 20 Prozent. Ich finde, das ist eine sehr eklatan-
te Zahl, die einmal deutlich macht, dass wir hier drin-
genden Handlungsbedarf haben.

Zweitens gibt es eine große Anzahl von Ausbil-
dungsplätzen, die unbesetzt bleibt, weil geeignete
Bewerber fehlen, und drittens gibt es ebenfalls eine
sehr große Anzahl an Ausbildungsplätzen, die ver-
loren geht, weil es Schwierigkeiten bei der Beset-
zung von Lehrstellen gibt und die Betriebe negative
Erfahrungen gemacht haben. Die überlegen es sich
dann zwei- oder dreimal, ob sie eine Stelle noch ein-
mal ausschreiben oder nicht. Ich finde, das macht
noch einmal sehr deutlich, dass es nicht einen Kö-
nigsweg gibt, sondern dass wir einige Fragen zu den
Problemen stellen müssen und dass wir auch ver-
antwortlich sind, dafür Antworten zu finden. Unser
Antrag sagt, die Bremische Bürgerschaft solle ein-
mal laut sagen, die Bundesregierung habe richtig
gehandelt mit dem Jugendsofortprogramm zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Ich finde, es ist wich-
tig, dass wir das hier als Bremische Bürgerschaft sa-
gen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich finde auch, die CDU in Bremen und auch die
CDU auf Bundesebene sollte so schlau sein. Ich habe
gehört, sie haben gestern gefordert, man sollte das
Jugendsofortprogramm  abschaffen.  Ich  finde  das
verrückt  angesichts  der  akuten  Lage  auf  dem  Ar-
beitsmarkt. Davor warnen übrigens auch die Arbeit-
geber. Wir können nicht auf diese Maßnahmen ver-
zichten, und das Programm JUMP, so wie es in ge-
kürzter Form heißt, hat sich aus unserer Sicht voll-
kommen bewährt und sollte auch noch fortgesetzt
werden. Wir brauchen neben diesen Angeboten wei-
tere Ausbildungsplätze. Wir fordern den Senat auf,
weitere Ausbildungsplätze durch Ausbildungsver-
bünde, gerade bei kleineren und mittleren Betrieben,
noch stärker als bisher zu fördern. Das fand die Ko-
alition so gut, das hat sie gleich übernommen. Da
stimmen wir zu.
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Ich finde, da liegen echte Chancen auf neue Jobs
und Ausbildungsplätze, gerade auch bei Betrieben,
deren Inhaber ausländischer Herkunft sind. Gerade
auch diese Betriebe sind durch die verstärkte Wer-
bung des Arbeitsressorts in den letzten Jahren dazu
aufgefordert worden, mehr Jugendliche auszubilden,
gerade gezielt jugendliche Migranten. Dort zeich-
net sich auch eine deutliche Steigerung der Ausbil-
dungsbereitschaft ab. Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen findet, das ist ein richtiger Weg, und der soll-
te auch auf alle Fälle sehr verstärkt fortgesetzt wer-
den.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich komme zu dem Punkt, dem Sie wahrschein-
lich  als  Koalition  nicht  zustimmen  wollten!  Wir
haben  noch  einmal  in  den  Antrag  aufgenommen,
dass wir dafür plädieren, dass der Meisterzwang in
Deutschland gelockert wird. Wir sind ja nun eines
der wenigen Länder außer Österreich, die noch den
Meisterzwang haben. Man muss einen Meister ha-
ben, um eine Existenz gründen zu können, und man
braucht auch, um ausbilden zu können, eben die-
sen Meisterbrief oder die Ausbildereignungsprüfung.
Andere Länder in Europa machen das nicht und bil-
den deutlich mehr aus. Deshalb bekräftige ich an
dieser Stelle noch einmal die Forderung.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Von Gerhard
Schröder!)

Nein, Gerhard Schröder bleibt auf halbem Weg ste-
hen, der will das doch nur für fünf Jahre machen,
Herr Pietrzok!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann soll er das doch einmal richtig machen!

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Das ist doch
Ihr Bundeskanzler!)

Das ist doch nicht mein grüner Bundeskanzler! Wir
haben einen ganz schicken Vizekanzler!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir meinen, mit
herkömmlicher Berufsausbildung und Maßnahmen
kommen  wir  nicht  weiter.  Wir  brauchen  Baustein-
qualifizierung  und  Module  gerade  für  besonders
benachteiligte Jugendliche. Wir müssen nicht mehr
08/15 innerhalb von drei Jahren ein Ausbildungsbild
anbieten, sondern wir müssen den Jugendlichen ein-
zelne Bausteine anbieten, damit wir auch die Ju-
gendlichen mitnehmen, die eben nicht so schnell ler-
nen können oder die auch Probleme haben. Es gibt
viele junge Frauen, die bereits Kinder haben und des-
halb ihre Berufsausbildung auch einmal für eine ge-
wisse Zeit unterbrechen müssen, und da wollen wir
in Bremen moderne Wege gehen, das auch ganz ge-

zielt anbieten und auch auf andere und neue Be-
rufsfelder ausweiten. Damit könnte Bremen auch eine
Vorreiterrolle einnehmen.

Zu Beginn habe ich gesagt, mit Reparaturmaßnah-
men kommen wir auf Dauer nicht weiter und stoßen
auch an Grenzen. Derzeit liegt ein zu großer Schwer-
punkt auf der Bekämpfung der Symptome und nicht
bei den Ursachen. Wir müssen in der Bildungspoli-
tik in den nächsten Jahren viel genauer darauf ach-
ten, die Jugendlichen ganz individuell zu fördern.
Wir haben in den letzten Tagen mehrere Debatten
darüber gehabt, wie wir Jugendliche auch fitter oder
wie wir auch Schule attraktiver machen und wie wir
die Qualität in den Schulen ganz gezielt steigern
können. Ich finde, wir können es uns nicht leisten,
dass 21 Prozent der ausländischen Jugendlichen die
Schule ohne Schulabschluss verlassen. Das ist ein-
fach ein großer gesellschaftlicher Skandal, und da
müssen wir doch ganz dringend handeln!

Jugendarbeitslosigkeit ist ein bundesweites Pro-
blem, und alle Länder müssen sich mit den Folgen
auseinander setzen. Ich finde, wenn wir heute wis-
sen, dass der schulische Erfolg über die berufliche
Laufbahn sehr stark mitentscheidet, dann kann die
Antwort doch nicht sein, dass jetzt jedes Bundes-
land – die Ministerpräsidenten und die CDU haben
das jedenfalls ganz laut gefordert – seine eigene Bil-
dungspolitik macht, dass jedes Land seine eigenen
Bildungspläne vorlegt und Bildungsrahmenpläne
macht. Ich finde, wir können uns diese bildungspo-
litische Kleinstaaterei angesichts der aktuellen Pro-
bleme einfach nicht leisten.

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Uns geht es
aber besser als beim Bund!)

Nein, Frau Dreyer, es kommt darauf an, dass alle
Bundesländer sich an einen Tisch setzen und sich über
die Rahmenpläne für die Kindergärten, über die Rah-
menpläne für die Grundschulen verständigen, was
wir in der Sekundarstufe I und II brauchen, wie un-
sere Berufsschulen in diesem Land aussehen sollen,
was die Schulen den Jugendlichen vermitteln sol-
len und welches die Ziele sind! Das kann nicht – –.
Ich halte es geradezu für schwachsinnig, dass sich
jedes Bundesland auf einen eigenen Weg macht. Da
ist der Föderalismus vielleicht nützlich, weil viele
Ideen an einen Tisch kommen, aber es muss eine ge-
meinsame Linie hier in diesem Land geben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Frau Ziegert ist gleich nach mir an der Reihe, und
sie sagt immer – das finde ich wichtig, deswegen
möchte ich das hier jetzt noch einmal verstärken,
weil ich ganz sicher bin, dass das gleich kommt –,
die Wirtschaft ist gefordert, dass sie ausbildet, auch
heute schon. In den nächsten Jahren wird die Wirt-
schaft sehr viele Fachkräfte brauchen. Ich kann nur
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davor warnen, dass jetzt Ausbildungsplätze nicht
besetzt werden, denn auch die Wirtschaft muss sich
zusammen mit der Politik an einen Tisch setzen, die
Handelskammer,  die  Handwerkskammer  müssen
auch auf die Senatorin zugehen. Ich denke auch,
dass die Arbeitssenatorin noch einmal das Gespräch
mit den einzelnen Kammern suchen wird. Wir kön-
nen aber nicht darauf verzichten, dass die Wirtschaft
auch ihrer Verpflichtung nachkommt, Jugendliche
auszubilden, auch wenn das nicht immer ganz so ein-
fach ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun zum Antrag der großen Koalition! Ich habe
es eben schon gesagt, unser Antrag ist der bessere,
weil er weitgehender ist. SPD und CDU bleiben auf
halbem Weg stehen. Wir haben eben das Beispiel
gehabt, Gerhard Schröder, der nur für fünf Jahre die
Handwerksordnung lockern möchte. Wir wollen da
gern weiter gehen. Wir werden Ihrem Antrag aber
trotzdem zustimmen, obwohl ich finde, dass dabei
nicht so deutlich herauskommt, dass wir ein Gesamt-
konzept brauchen. Ich habe das eben aus Ihrer Rede
herausgehört, Frau Dreyer, dass Sie das eigentlich
auch wollen. Das fände ich noch einmal sehr wich-
tig, dass es eigentlich das Ziel dieser Anträge sein
muss, dass sich eben alle Ressorts dringend gemein-
sam an den Tisch setzen und ein Gesamtkonzept zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Bremen
erarbeiten. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es ist so, dass wir uns eigent-
lich in der Deputation weitgehend über die Parteien
hinweg einig sind in dieser wichtigen Frage. Ich glau-
be fast, dass das für die praktische Politik in Bremen
und für das, was wir für Jugend tun müssen, auch
zu diesem wichtigen Thema bedeutungsvoller ist,
als dass wir jetzt hier in der Debatte noch einmal
parteipolitische Differenzen herausarbeiten. Ich weiß
natürlich, wo die Differenzen liegen zwischen viel-
leicht der CDU oder der SPD oder den Grünen. Sie
werden ja auf anderer Ebene ausgetragen, ich finde,
das muss aber hier eigentlich nicht unbedingt sein.

Frau Stahmann, zu Ihrem Gesamtkonzept: Sie ha-
ben selbst gesagt, es gibt keine Patentlösung. Das
ist ja richtig. Es wird nicht nur darauf ankommen,
dass der Senat sich zusammensetzt, ein Gesamtkon-
zept macht, sondern wichtig ist vor allen Dingen,
dass  sich die vielen Akteure, die in der beruflichen
Ausbildung eine Rolle spielen, zusammensetzen und
ihren Part beitragen. Zum Wichtigsten, nämlich dass
wir genügend Ausbildungsstellen in den Betrieben
haben, können wir als Politik einen Teil beitragen.

Wir haben eine ganze Menge Programme, die sich
auf die betriebliche Ausbildung richten, aber den Lö-
wenanteil muss nun einmal die Wirtschaft bringen.

So ganz unkoordiniert sind wir da nicht, sondern
ich darf daran erinnern, dass es so etwas Ähnliches,
wie es das mit dem runden Tisch in Bremerhaven gibt,
in Bremen mit dem Bündnis für Arbeit gibt, in dem
auch  die  Kammern  sind,  Handelskammer,  Hand-
werkskammer,  Arbeitgeber,  Gewerkschaften,  Bil-
dungsressort und Arbeitsressort, und hier an gemein-
samen Konzepten gearbeitet wird. Frau Dreyer hat
die Ergebnisse des Bündnisses für Arbeit zitiert, die
darauf beruhen, auch die gesamte Politik der Maß-
nahmen für arbeitslose Jugendliche zu überprüfen und
in ein Gesamtkonzept zu bringen. Da sind wir uns,
glaube ich, alle drei einig, dass das notwendig ist.

Zu ein paar Dingen möchte ich dann aber doch
noch einmal etwas sagen! Was ich nicht so gut und
auch nicht zutreffend fand, ist, dass Sie, Frau Stah-
mann, gesagt haben, dass Jugendliche in Bremen
jetzt sehen, dass sie überhaupt keine Perspektive
haben. Ich denke, wir haben zirka 4400 arbeitslose
Jugendliche, und, das gebe ich auch zu, das sind
4400 zu viel, überhaupt keine Frage! Trotzdem ist
es richtig, und Frau Dreyer hat darauf hingewiesen,
dass wir in der Entwicklung der Jugendarbeitslo-
sigkeit hier in Bremen im bundesweiten Vergleich
angesichts dieser Misere, die wir haben, noch rela-
tiv gut liegen. Das Landesarbeitsamt Niedersachsen/
Bremen hat, was die Jugendarbeitslosigkeit betrifft,
im Landesarbeitsamtsbezirk die günstigste Entwick-
lung. In Niedersachsen hat es sogar einen leichten
Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit gegeben, und
in Bremen, kann man sagen, stagniert diese Zahl.
Ganz genau haben wir im Februar 2003 einen arbeits-
losen  Jugendlichen  weniger,  es  ist  also  ungefähr
plus/minus null.

Ich will nicht sagen, dass wir uns da befriedigt
zurücklehnen könnten. Ich will aber sagen, dass es
uns hier doch gelungen ist durch die Vielzahl von
Maßnahmen und Anstrengungen, die wir unternom-
men haben, hier mindestens Jugendlichen doch so
weit, in welcher Form auch immer, Perspektiven zu
geben – die Wirtschaft beteiligt sich daran auch, wir
hatten letzte Woche die Eröffnung der Beratungs-
büros Exam hier in Bremen, und alle Beteiligten ha-
ben gesagt, dass sie nicht nur willens sind, sondern
dass sie es auch so einschätzen –, dass mindestens
das Ausbildungsplatzniveau des letzten Jahres ge-
halten werden kann, obwohl im Augenblick immer
noch etliche hundert Ausbildungsplätze fehlen.

Inzwischen  ist  es  wieder  gelungen,  für  die  Bil-
dungseinrichtung der Handwerkskammer den Zu-
schuss von Seiten des Senats sicherzustellen, so dass
die Umlage nicht erhöht werden muss, und auch das
Handwerk hat zugesagt, die Zahl der Lehrstellen
mindestens auf dem Niveau des Vorjahres zu hal-
ten.  Auch  die  Handelskammer  hat  schon  Erfolge
vermeldet, dass große Betriebe zugesagt haben, die
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Zahl  ihrer  Ausbildungsplätze  zu  erhöhen.  Somit
denke ich, dass sich unsere Anstrengung jetzt da-
rauf richten muss, noch gemeinsam bis zum Beginn
des  neuen  Ausbildungsjahres  alle  Anstrengungen
zu unternehmen, um zumindest das Niveau des Vor-
jahres  in  Bremen  und  in  Bremerhaven  zu  halten,
damit wieder jeder Jugendliche, der dies nachfragt,
auch einen Ausbildungsplatz erhält.

Ich kann auch nicht bestätigen, Frau Stahmann,
dass jetzt hier die einen sagen, wir benötigen einen
Ausbildungsplatz, und die anderen sagen, wir kön-
nen Ausbildungsplätze nicht besetzen. Die Zahl der
unbesetzten Ausbildungsstellen ist so niedrig wie
noch nie. Das heißt, der Ausschöpfungsgrad der ge-
meldeten Ausbildungsstellen ist so hoch wie noch
nie. Er ist auch in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlich besser geworden, so dass immer nur noch ein
kleiner Teil von Ausbildungsstellen unbesetzt bleibt.
Ich möchte nicht bestreiten, dass das dann vielleicht
auch mit einer gewissen Zahl der Abbrüche zusam-
menhängt, weil Jugendliche sich dann letztlich ent-
scheiden, einen Ausbildungsplatz anzunehmen, bei
dem sie dann merken, dass er ihnen doch nicht liegt.

Ich finde es richtig, durch vorherige Beratung und
auch durch eine Lehrstellenbörse, die eine möglichst
schnelle Wiederbesetzung von solchen Ausbildungs-
plätzen ermöglicht, bei denen die Ausbildungsver-
hältnisse gelöst sind, diese Ausbildungsstellen noch
auszunutzen. Wichtig ist auch, dass wir mit dem Aus-
bildungsprojekt „Bleib dran“ für die Jugendlichen
ein Beratungsprojekt haben, damit es solche Aus-
bildungsabbrüche, die vielleicht durch Differenzen
zwischen Ausbilder, ausbildendem Betrieb und Aus-
zubildendem entstehen, nicht gibt und die Differen-
zen geklärt werden können.

Ich möchte noch einmal kurz auf die Maßnahmen,
die wir anbieten, eingehen! Wir sind uns darüber
einig gewesen, dass wir diese vielfältigen Angebote
für benachteiligte Jugendliche, die ich auch wichtig
finde – denn es gibt Jugendliche, die aufgrund ihrer
schulischen Vorbildung, ihrer sozialen Herkunft,
nicht ohne weiteres in der Lage sind, eine betriebli-
che Ausbildung zu machen –, wirklich auf den Prüf-
stand stellen müssen, ob sie effektiv sind, und zwar
nicht nur effektiv im Hinblick darauf, dass wir sa-
gen, was haben wir da an Geld eingesetzt, und was
ist der Effekt, sondern, was bringen sie auch letzt-
lich für die jungen Leute? Das ist unbefriedigend,
wenn solche Maßnahmen letzten Endes nur als War-
teschleifen und als vertane Zeit gesehen werden.

Deswegen glaube ich, ist es richtig, dass wir an-
fangen, solche Maßnahmen stärker an die betriebli-
che Wirklichkeit zu binden, um den ernsten Cha-
rakter solcher Maßnahmen zu unterstreichen. Es gibt
Jugendliche, die ohnehin bereits schulmüde sind.
Denen nützt es nichts, wenn man ihnen anstelle ei-
ner Ausbildungsstelle nun wieder eine Art von Schu-
le oder eine Art von pädagogisch geschütztem Raum
anbietet, wo sie eigentlich nicht wirklich etwas schaf-

fen und nicht wirklich etwas machen möchten. Ich
finde es deswegen gut, dass im Zuge der Hartz-Re-
form die Berufsvorbereitungsmaßnahmen so refor-
miert worden sind, dass sie stärker betrieblich ori-
entiert sind und auch als ein Teil einer modularen
Ausbildung anerkannt werden. Das gibt den Jugend-
lichen dann die Gewissheit, dass sie nicht umsonst
in eine Warteschleife geschickt werden, sondern dass
sie während dieser Maßnahme auch wirklich etwas
für sich erreichen können und ihnen das angerech-
net wird.

Ich hoffe nur, dass wir Betriebe, so, wie die Be-
triebe sich auch jetzt bereits an Praktika beteiligen,
dafür gewinnen können, auch in stärkerem Maße
Praktika für solche Maßnahmen zur Verfügung zu
stellen.  Das  erhöht  die  Chance,  dass  aus  solchen
Berufsvorbereitungsmaßnahmen dann wirklich be-
triebliche Ausbildungsverhältnisse werden.

Zum Programm JUMP! Da denke ich, dass es ein
wichtiges  und  richtiges  Programm  war,  vor  allen
Dingen, weil auch in der Zeit, als dieses JUMP-Pro-
gramm begonnen hat, viele Jugendliche durch die-
ses Programm angesprochen und erreicht worden
sind, die wir sonst nicht erreicht haben, die nicht bei
den Beratungsstellen vorgesprochen haben, auch
nicht beim Arbeitsamt. Um die Dimensionen zu zei-
gen: Es sind jetzt immer noch beim Arbeitsamt Bre-
men 900, und ich glaube, in Bremerhaven 300 Ju-
gendliche in diesen JUMP-Maßnahmen, und davon
im  Arbeitsamt  Bremen  700,  die  zuvor  arbeitslos
gewesen sind. Das ist immer noch eine ganze Reihe
von denen, die vorher vom Arbeitsamt und anders-
wo nicht erfasst worden sind und die zum ersten Mal
über  dieses  Programm  angesprochen  und  auf  den
Weg gebracht worden sind, eine Ausbildung zu ma-
chen.

Über die Notwendigkeit, jetzt auch eine entspre-
chende schulische Vorbildung zu schaffen, haben wir,
glaube ich, gestern bereits ausführlich an verschie-
denen Stellen debattiert. Es besteht in der Tat – Se-
nator Lemke ist im Augenblick gerade nicht da –
Einigkeit, dass es nicht geht, dass ein großer Teil
ohne  Schulabschluss  aus  der  Schule  kommt  und
dann die Arbeitsämter dazu da sind, aus Mitteln der
Beitragszahler den Hauptschulabschluss nachholen
zu lassen oder Ähnliches. Das ist, glaube ich, wirk-
lich kein Zustand, den man länger hinnehmen kann.
Hier ist dringend Abhilfe geboten.

Dies gilt ebenfalls für eine bessere Organisation
des Übergangs von der Schule in den Beruf. Damit
meine ich nicht, dass wir jetzt als eine Form von Plan-
wirtschaft die Zuteilung der Jugendlichen auf die
Ausbildungsgänge in Bremen vornehmen oder Ähn-
liches. Ich meine, dass Jugendliche schon während
ihrer Schulzeit eine stärkere Verbindung zur Arbeits-
welt und zur Wirtschaft bekommen, möglicherwei-
se durch Praktika auch schon Betriebe kennen ler-
nen können, bis hin zu solchen Experimenten, wo
auch schon in der neunten oder zehnten Klasse ein
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Teil des Unterrichts in Verbindung mit Betrieben
stattfindet, um hier eine bessere Anbindung zu fin-
den.

Es gibt sicher viel zu tun, und ich glaube, wir sind
uns auch alle einig in der Einschätzung, dass die Si-
tuation für die Jugendlichen schwierig und ernst ist.
Ich finde es völlig richtig, dass ein großer Teil der
Finanzmittel – die 100 Millionen Euro, die Frau Drey-
er genannt hat – in die Ausbildung oder in Maßnah-
men für benachteiligte Jugendliche geflossen sind.
Ich finde, das muss, und ich bin sicher, es wird auch
ein  hauptsächliches  und  dringliches  Politikfeld  für
uns in den nächsten Jahren bleiben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich melde mich
nur noch einmal, da Frau Stahmann ja behauptet,
ich hätte ein Gesamtkonzept angemahnt. Nein, Frau
Stahmann, so naiv bin ich nicht! Das mag bei den
Grünen der Gedanke sein, mit einem Gesamtkon-
zept hätten wir irgendetwas beendet. Das ist nicht
so!

Sie haben in Ihrer Rede die Frage gestellt, Frau
Stahmann, wo die Ursachen dafür liegen, dass jun-
ge Leute beim Übergang von der Schule in den Be-
ruf stolpern. Sie wissen doch genauso gut wie wir
alle hier im Haus, dass diese Ursachen vielfältig sind.
Schauen  Sie  doch  in  die  Schulklassen,  zehn  und
mehr Nationalitäten, von denen nicht alle der deut-
schen Sprache wirklich richtig mächtig sind! Das
meine ich nicht als Vorwurf, das meine ich als Sys-
tembeschreibung. Elternhäuser, die sich nicht aus-
führlich kümmern, auch nicht mit einem Vorwurf
verbunden, sondern einfach als Fakt noch einmal
dargestellt, Schulverweigerer, alle diese Fragen!

Da geht doch die große Koalition jetzt auch nach
der Pisa-Studie richtig Stück für Stück daran. Des-
halb muss man überall da, wo man nur eine Chance
hat, einem Jugendlichen über diese Hürde zu hel-
fen, mit einem relativ individuellen Konzept heran-
gehen, nicht mit einem Gesamtkonzept! Wir wollen
hier keinen Sozialismus,

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Das habe ich auch gar nicht

gefordert!)

wir wollen hier keine Gleichmacherei. Wir wollen
ganz individuell auf jede Fragestellung des einzel-
nen Jugendlichen eingehen.

Ich will es nur noch einmal deutlich machen, Frau
Stahmann, wir reden von zwei unterschiedlichen
Dingen. Wir haben da schon den anderen Blickwin-

kel, nämlich zu schauen, was bringt der einzelne Ju-
gendliche mit, und vor allen Dingen bei den Stärken
zu schauen, Frau Stahmann, nicht bei den Schwä-
chen, und nicht alle über einen Kamm zu scheren.
Das wäre nämlich wirklich völlig falsch. Schuldefi-
zite, ja, die beklagen Sie zu Recht, die beklagen wir
schon lange. Wenn wir den Grünen einen Vorschlag
machen, sind diese sowieso immer einer Meinung,
und zwar irgendeiner Meinung, die sonst auch wirk-
lich kaum noch jemand teilt.

Wissen Sie, Frau Stahmann, richtig ist ja, wenn
wir junge Leute zehn Jahre in die Schulpflicht neh-
men, dass sie nicht nach zehn Jahren die Leute bei
uns in der Arbeitsdeputation mit der Aussage abge-
ben können: Schulpflicht erfüllt, Schreiben und Le-
sen können sie leider nicht. Da teile ich wirklich Ihre
Meinung, Frau Stahmann. Kinder, die wir zehn Jahre
lang in der Schule haben, müssen zumindest Schrei-
ben und Lesen können und einen Abschluss haben.
Dass fast neun Prozent der Jugendlichen, wenn sie
die  Schule  verlassen,  nicht  über  einen  Schulab-
schluss verfügen und dass ausländische Jugendliche
nach zehn Jahren zu 22 Prozent ohne Schulabschluss
aus der Schule entlassen werden, ist wirklich kein
gutes Zeugnis, und zwar für uns nicht.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte nicht die Debatten führen, die eigent-
lich Herr Rohmeyer für mich führen müsste, denn er
kann das alles viel besser. Ich glaube, klar ist, wenn
wir  nicht  darangehen,  Frau  Stahmann  und  auch
meine Kollegen von der SPD, dann haben wir hier
wirklich versagt. Wir werden als CDU einfordern,
dass Sie sich da bewegen und nicht mit Ihrem Weg
des Zentralismus in Berlin weitermachen. Wir ha-
ben eine Kultusministerkonferenz, und wir müssen
unsere Probleme hier vor Ort bewältigen. Unsere
Probleme sind viel weniger gravierend als in Nie-
dersachsen. In Niedersachsen ist die Jugendarbeits-
losigkeit auch höher, und deshalb gibt es dort jetzt
nicht mehr Rotgrün, sondern Christian Wulff, eine
tolle Sache! – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Was uns über alle politischen Grenzen
hinweg eint, ist unser gemeinsamer Kampf gegen
die Jugendarbeitslosigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Ich denke, dass wir hier – das ist mehrfach auch
schon gesagt worden – bei allen Schwierigkeiten,
die leider bundesweit aktuell wieder zu verzeichnen
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sind, doch in unserem Bundesland ganz gut aufge-
stellt sind, was die Zusammenarbeit der Akteure be-
trifft.

Ich bin wirklich sehr froh, dass es uns gelungen
ist, das Bündnis für Arbeit und Ausbildung hier im
Lande Bremen weiterzuführen. Dieses Bündnis hat
sich ganz massiv auf das Problem Jugendarbeitslo-
sigkeit konzentriert. Ich möchte es noch einmal ganz
ausdrücklich sagen: Alle Akteure, ob Kammern, Wirt-
schaftsverbände, Gewerkschaften, ob Bildungs- oder
Sozial- und Arbeitsressort, alle sitzen hier an einem
Tisch, alle arbeiten unglaublich engagiert, und alle
sind diesem gemeinsamen Ziel, Ausbildungsplätze
für Jugendliche zu schaffen, verpflichtet.

Diese Zusammenarbeit läuft ausgesprochen gut,
bis hin zu Ad-hoc-Meldungen vom Arbeitsamt, wenn
erkennbar ist, dort gibt es wieder eine schwierige
Situation, dass sofort Kontakte zwischen den Part-
nern hergestellt werden können, um auch bezogen
auf den Einzelfall eine Lösung zu finden. Ganz her-
vorragend! Ich kann mich nur bei allen bedanken.
Insofern sitzen wir schon lange an einem Tisch, und
es ist auch nicht nötig, daneben noch eine neue
Struktur einzuführen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch nicht nötig, Frau Stahmann, da teile
ich die Auffassung von Frau Dreyer, ein Gesamtkon-
zept zu schaffen. Wir wissen doch alle, worin die
Ursachen liegen. Wir wissen doch alle, was notwen-
dig ist. Es geht vielmehr darum, ganz konkrete
Handlungsstrategien zu entwickeln und diese Hand-
lungsstrategien auch umzusetzen, und genau das
passiert unter anderem ganz hervorragend im Bünd-
nis für Arbeit. Das machen wir alles schon. Das ma-
chen wir doch auch gemeinsam in der Deputation
für Arbeit und Gesundheit. Mir geht es darum, jetzt
nicht noch wieder drei Leute an ein Konzept zu set-
zen, die 35 Seiten plus Anlagen basteln. Das bringt
uns doch überhaupt nicht weiter. Mir geht es dar-
um, dass wir für die jungen Leute ganz konkret et-
was tun, und das läuft in Bremen und Bremerhaven
sehr gut.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben in der Tat, Frau Dreyer hat das ausge-
führt, sehr viel Geld in die jungen Leute investiert
und werden es auch weiter investieren. Das ist auch
gut angelegtes Geld. Davon profitiert die nachwach-
sende Generation. Davon profitieren aber natürlich
auch die Standorte Bremen und Bremerhaven. Ich
teile dennoch die Auffassung, dass wir sehr genau
hinschauen müssen, wie und wo wir dieses Geld in-
vestieren. Ich teile auch die Auffassung, dass wir sehr
genau hinschauen müssen, ob die Ergebnisse, die
wir erwarten, die auch formuliert werden – wir kom-
men immer mehr dahin, dass wir ganz konkrete Ziel-
vorgaben,  auch  in  der  Deputation,  formulieren  –,

auch erfüllt werden und dann auch, wenn es nicht
so optimal läuft, daraus Konsequenzen gezogen wer-
den. Das Bündnis hat sich auch genau an der Stelle
so verabredet, dass ressourcenschonend, wie es heißt,
optimale Ergebnisse erzielt werden. Auch da sind
wir daran. Keine Frage, das muss noch weiter opti-
miert werden.

Wir haben auch erkannt – die Ursachen sind hier
bereits  angesprochen  worden,  Frau  Stahmann  –,
dass es dringend notwendig ist, im Bildungsbereich
angefangen, das ist mir noch einmal ganz wichtig,
auch im Elementarbereich die Grundlagen dafür zu
legen, dass junge Menschen eine gute Qualifikation
von  Anfang  an  bis  hin  zum  Schulabschluss  auf
den Weg bekommen. Das ist die zentrale Aufgabe
der nächsten Legislaturperiode und folgender wahr-
scheinlich auch noch.

Deswegen bin ich sehr dafür, dass wir alle hier
verabreden, den Schwerpunkt auf die Entwicklungs-
förderung und Qualifikation von Kindern und Ju-
gendlichen zu legen. Das ist aus meiner Sicht das
Wichtigste, das wir uns vornehmen müssen. Das wird
noch länger dauern, das ist keine Frage. Das ist aber
die absolute Voraussetzung, um jungen Menschen
das nötige Rüstzeug für ihren Lebensweg mit auf den
Weg zu geben.

Es läuft ja jetzt auch schon eine Menge an Schu-
len, was die Berufswahl betrifft. Da hat sich auch
sehr viel bewegt. Betriebe gehen in die Schulen, prä-
sentieren sich und sprechen mit den Schülerinnen
und Schülern. Das ist auch wichtig, weil dadurch
erreicht werden kann, dass Schülerinnen und Schü-
ler vielleicht nicht völlig falsche Berufsvorstellungen
entwickeln, wenn sie sich ein Bild machen können,
wenn sie in die Betriebe gehen, Praktika machen
und dann vielleicht an der einen oder anderen Stel-
le sagen, nein, so habe ich mir das alles gar nicht
vorgestellt, das ist wahrscheinlich doch nicht der
richtige Beruf für mich, da schaue ich mich doch noch
einmal woanders um. Da ist, denke ich, sehr viel
passiert. Wir müssen weiterhin in diese Richtung ar-
beiten.

Die Übergänge vom Schulsystem in den Beruf, da
teile ich die Auffassung von Frau Ziegert, müssen
noch deutlich besser organisiert werden. Wir müs-
sen auch mehr dahin kommen, dass wir die Arbeits-
welt in den Schulen präsent machen. Es sind aus
meiner Sicht auch die Lehrerinnen und Lehrer sehr
gefordert, sich da zu öffnen, um den Schülern wirk-
lich die Arbeitswelt nahe zu bringen.

(Beifall bei der SPD)

Es wird uns bei allen Anstrengungen natürlich
nicht immer gelingen, alle Jugendlichen in eine Aus-
bildung betrieblicher Art zu bringen, deswegen brau-
chen wir auch weiterhin ein breites Angebot an be-
rufsorientierenden  Vorbereitungsmaßnahmen.  Wir
haben es zurzeit mit einer schwierigen Situation zu
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tun. Die Bündnispartner haben auch verabredet, auf
jeden Fall gerade diesen Punkt der berufsvorberei-
tenden Maßnahmen auf ihren Ebenen weiterzuver-
folgen und sich dafür einzusetzen, dass wir da auch
in Zukunft ein breites Spektrum zur Verfügung ha-
ben.

Es ist wichtig, dass die Berufsvorbereitung als eine
wichtige Säule der beruflichen Bildung endlich ins
Berufsbildungsgesetz aufgenommen worden ist. Es
ist wichtig, dass wir an den Qualifizierungsbaustei-
nen arbeiten. Bremen beteiligt sich auch auf Bun-
desebene an diesem Projekt. Zu diesem Zweck hat
sich auch ein Netzwerk Bremer Weiterbildungsein-
richtungen  gebildet.  Dieser  Kooperationsverbund
hat den Modellversuch „Bremer Grundbildungszer-
tifikat“ gestartet. Dieses Zertifikat soll nachgewie-
sene informationstechnische Qualifikationen der Ju-
gendlichen  dokumentieren.  Das  ist  ein  weiterer
wichtiger Schritt in diesen von mir genannten Hand-
lungsstrategien.

Es ist wichtig, dass wir alles tun, damit Ausbil-
dungsplätze direkt bei den Betrieben eingerichtet
werden. Deswegen unterstütze ich es auch, dass wir
weiter auf die Ausbildungsverbünde setzen. Das ist
aus meiner Sicht ein ganz zentrales Instrumentari-
um, um gerade an kleinere und mittlere Betriebe
heranzukommen. Das Ausbildungsbüro dient jetzt
auch dazu, ihnen klar zu machen, was sie tun müs-
sen und tun können, um Auszubildende einzustel-
len, aber ihnen auch die Hilfestellung zu geben, um
diesen Zusammenschluss, der auch noch gefördert
wird, zu ermöglichen. Den Weg müssen wir entschie-
den weitergehen.

Wir haben in der Tat aktuell noch einmal einen
sehr bedrohlichen Rückgang auf dem Ausbildungs-
markt zu verzeichnen, wie gesagt, bundesweit. Ganz
schwierig ist es hier in unserem Bundesland in Bre-
merhaven. Das Bündnis hat verabredet, das Augen-
merk sehr stark auf Bremerhaven zu legen. Wie ge-
sagt, die betriebliche Ausbildung hat weiterhin ab-
solute Priorität. Deswegen begrüße ich das Ausbil-
dungsbüro sehr, das jetzt aus dem Bündnis heraus
entstanden ist und übrigens auch schon die auslän-
dischen Betriebe mit in seine Arbeit einbezieht. Die
BQN ist auch zeitweise in diesem Büro anwesend.
Es gibt dort eine gute Kooperation. Was im Antrag
steht, läuft also schon. Ich bin zuversichtlich, dass es
gelingt, die Zielzahl – auch da haben wir eine Ziel-
zahl formuliert – von 50 Ausbildungsplätzen zusätz-
lich noch in diesem Jahr zu erreichen.

Ich freue mich auch, dass es gemeinsam mit dem
Wirtschaftsressort gelungen ist, die überbetriebliche
Ausbildung bei der Handwerkskammer durch Son-
derzuschüsse von jeweils 200 000 Euro für dieses und
für das nächste Jahr abzusichern, so dass das Hand-
werk weiterhin die 1400 Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung stellen kann. Das ist ein wichtiger Beitrag des
Handwerks.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundesregierung hat jetzt ganz aktuell noch
einmal  zwei  wichtige  Schritte  unternommen.  Das
Programm „Kapital für Arbeit“, aufgelegt von der
Bundesregierung als Resultat aus dem Hartz-Kon-
zept, sieht vor, jeden Ausbildungsplatz, der neu ent-
steht, mit einem zinsverbilligten Kredit von 100 000
Euro zu ermöglichen. Der Unternehmer kann dann
also diesen Kredit in Anspruch nehmen. Es ist auch
eine Lockerung – ich weiß, dass es Ihnen noch nicht
reicht, aber das ist schon einmal ein wichtiger Schritt
–  der  Anforderungen  an  die  Ausbildungseignung
vorgesehen, die jetzt auch realisiert wird. Ich glau-
be auch, dass das hilft, bei kleinen und mittleren
Betrieben, gerade auch zum Beispiel im Handwerk,
zusätzliche Anreize für Ausbildungsplätze zu schaf-
fen.

Ich möchte auch noch einmal zum Schluss fest-
stellen, dass Politik natürlich in der Verantwortung
steht, wenn es um die Schaffung von Ausbildungs-
plätzen geht, dies aber in erster Linie, auch bei al-
len Schwierigkeiten, die wir zurzeit konjunkturell zu
verzeichnen haben, in der Verantwortung der Wirt-
schaft liegt.

(Beifall bei der SPD)

Die bremische Wirtschaft ist bereit, ihren Beitrag
zu leisten. Ich habe beschrieben, wie gut die Zu-
sammenarbeit im Bündnis läuft. Ich glaube aber, wir
müssen noch weiter dafür werben und die Wirtschaft
in die Verantwortung nehmen. Es ist die Wirtschaft,
die  ein  eigenes  Interesse  daran  haben  muss,  die
Fachkräfte jetzt schon auszubilden, die sie in den
nächsten Jahren dann verstärkt brauchen wird und
die auf dem Markt dann auch zur Verfügung stehen
müssen. Das ist bei der Wirtschaft, meine ich, oft noch
gar nicht so richtig angekommen. Meine Damen und
Herren von der Wirtschaft, tun Sie also das Ihrige
dazu, dass wir hier mit großer Kraft und gemeinsa-
mer Anstrengung allen Jugendlichen im Land Bre-
men, die einen Ausbildungsplatz brauchen, auch ei-
nen bieten können! – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/1444 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktionen der
CDU und der SPD abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und der
SPD mit der Drucksachen-Nummer 15/1450 seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Antwort des Senats, Drucksache 15/1422, auf
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der
SPD Kenntnis.

On- und Offshore-Windkraft in Bremen und
Bremerhaven

Mitteilung des Senats vom 11. Februar 2003
(Drucksache 15/1375)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Wi-
scher.

Die Beratung ist eröffnet.

Das  Wort  erhält  der  Abgeordnete  Dr.  Domann-
Käse.

Abg. Dr. Domann-Käse (SPD): Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte
Ihnen zu Beginn meiner Rede die Bedeutung des
Ausbaus der Nutzung der Windkraft zur Energie-
gewinnung aus Sicht der Sozialdemokratie noch ein-
mal kurz darstellen. An oberster Stelle stehen für
uns dabei ganz sicher die Fragen des Klimaschut-
zes. Die Bundesregierung hat sich nicht nur im Pro-
tokoll von Kyoto, sondern auch schon vorher, auch
die letzte Bundesregierung, 1995 sehr ehrgeizige
Ziele im Klimaschutz zur deutlichen Reduzierung der
Kohlendioxidemission  der  Industrie,  der  privaten
Haushalte, aber eben auch seitens der Energiever-
sorgung gesteckt.

Allen ist klar, dass sich diese ehrgeizigen Ziele
nur verwirklichen lassen, wenn es gelingt, den An-
teil der erneuerbaren Energien bei der Energiege-
winnung zu steigern, und wenn hier wiederum der

Anteil der Energieerzeugung durch Windkraftanla-
gen ganz enorm gesteigert wird. Das ist ein sehr gu-
ter Grund für uns, die Bedeutung des Ausbaus der
Windenergienutzung zu unterstreichen.

(Beifall bei der SPD)

Als zweiten Punkt möchte ich anführen: Wir alle
sind davon abhängig, eine sichere Energieversor-
gung zu haben, sicher insofern interpretiert, als dass
klar sein muss, dass auch morgen noch Strom aus
der Steckdose kommt, sicher aber auch in der Hin-
sicht, dass klar sein muss, dass der Strom nicht aus
Anlagen kommt, die unsere Gesundheit gefährden
oder Atommüll produzieren, der noch Jahrtausende
vor sich hinstrahlen wird, von dem man nicht weiß,
ob er jemals sicher zu entsorgen sein wird. Wind-
kraftanlagen produzieren nicht solche Abfälle. Wind-
kraftanlagen können nicht explodieren wie die An-
lage in Tschernobyl. Das ist auch ein guter Grund
für den Ausbau der Windenergie.

(Beifall bei der SPD)

Als Drittes möchte ich die Bedeutung anführen,
die die Nutzung der Windenergie inzwischen gera-
de bei uns in Bremen für den Strukturwandel und
für die Generierung neuer Arbeitsplätze gewonnen
hat. In der Mitteilung des Senats, über die wir heute
diskutieren,  Ausbau  der  On-  und  Offshore-Wind-
kraft, ist dargestellt, dass es in Bremen inzwischen
bereits rund 1000 Arbeitsplätze in dieser Branche gibt.
Das ist angesichts der Kürze der Zeit, in der diese
Branche jetzt expandiert, doch eine beachtliche Zahl.
Ich hoffe, dass es auch noch mehr werden.

Als vierten Grund, der die Bedeutung des Ausbaus
der Windenergienutzung unterstreicht, möchte ich
anführen, dass wir in der Bundesrepublik, in einem
sehr rohstoffarmen Land, gut beraten sind, Energien
auszubauen, die erneuerbar sind und die uns nicht
stärker in Abhängigkeiten gegenüber Ländern füh-
ren, die die fossilen Energieträger beherrschen. Ich
denke, gerade in dieser Zeit hat dieser Punkt eine
besondere Aktualität gewonnen, in einer Zeit, in der
am Persischen Golf ein Krieg um Öl geführt wird, in
dem unter fadenscheinigen Begründungen Männer,
Frauen und Kinder hingeschlachtet werden, damit
von den entwickelten Industrieländern weiter unbe-
grenzt Einfluss auf die Nutzung der fossilen Ener-
gieträger ausgeübt werden kann.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Reden wir über
Offshore?)

Ich meine, gerade in dieser Zeit ist es sinnvoll, da-
rauf zu verweisen, dass es für uns wichtig ist, auf
die erneuerbaren Energien zu setzen, um nicht tie-
fer in diese Abhängigkeiten hineinzugeraten.

 (Beifall bei der SPD)
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Auf den Antrag der Koalition, der hier im Haus
mit der Unterstützung aller Fraktionen verabschie-
det wurde, hat der Senat ein Konzept zum Ausbau
der On- und Offshore-Windenergie vorgelegt. Das
ist ein Konzept, das aus Sicht unserer Fraktion sehr
gut gelungen ist.

Ich möchte nur kurz die wesentlichen Punkte auf-
führen. Wir legen uns darauf fest, die Infrastruktur
für  die  Firmen  der  Windenergiebranche  an  drei
Standorten, so genannten Kompetenzzentren für die
Windenergie, auszubauen. Diese Standorte werden
in  Bremerhaven  der  Bereich  Luneort,  in  Bremen-
Stadt der Holz- und Fabrikenhafen und in Bremen-
Nord das Vulkangelände sein. Der Senat hat in sei-
nem Konzept dargelegt, wie er die Förderung von
Forschung und Entwicklung im Bereich der regene-
rativen Energien weiter fördern wird und wie der
Technologietransfer weiter befördert werden soll. Es
ist eine Weiterbildungs- und Qualifizierungsstrategie
entwickelt worden. Es ist dargestellt, mit welchem
umfangreichen Programmpaket in Zukunft Investi-
tions- und Projektförderung in diesem Sektor mög-
lich sein wird.

Weiterhin haben wir festgelegt, dass wir die Wind-
energie, wo immer möglich, durch die Ausweisung
von Standorten für solche Anlagen im eigenen Land
Bremen nutzen werden. In diesem Konzept des Se-
nats ist dargestellt, dass das überregionale Marke-
ting für den Bereich der Windenergienutzung inten-
siviert wird und die bereits sehr gut funktionieren-
de Windenergieagentur Bremerhaven/Bremen wei-
terhin finanziell abgesichert wird. Wir meinen, das
ist ein Konzept, das genau unseren Vorgaben ent-
spricht und sehr gelungen ist.

(Beifall bei der SPD)

Sicherlich besteht noch weiterer Handlungsbedarf.
Für die vorgeschlagenen und skizzierten Maßnah-
men wird in Zukunft die Finanzierung abgesichert
werden müssen. Ich denke, wir haben aber schon in
den letzten Sitzungen des Wirtschaftsförderungsaus-
schusses eindrucksvoll dokumentiert – dort wurden
etliche Millionen Euro zur Bereitstellung von Infra-
struktur im Bereich Bremerhaven-Luneort bewilligt
–, dass wir als Parlamentarier willens sind, diese Maß-
nahmen auch zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Des Weiteren besteht Handlungsbedarf in der Ent-
wicklung regionaler Kooperationen. Bremen und Bre-
merhaven sind allein sicherlich nicht stark genug,
um den norddeutschen Raum sozusagen als Mekka
der Windenergie darzustellen. Es gibt hier Konkur-
renzen, die aber auch Möglichkeiten zur Koopera-
tion bedeuten. Ich meine, hier müssen alle Möglich-
keiten genutzt und ausgeschöpft werden.

Dann gilt es noch das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz auf Bundesebene so abzusichern, dass eine wei-
tere gezielte Förderung der Windenergie möglich sein
wird. Es steht eine Novelle an, und ich bin gespannt,
wie sich die Fraktionen im Bundestag dazu verhal-
ten werden. Des Weiteren ist aus meiner Sicht noch
wichtig: Wir müssen dafür sorgen, dass Offshore-
Standorte an der Nordseeküste auch im küstenna-
hen Bereich, im Bereich der Zwölf-Seemeilen-Zone,
entwickelt werden, Projekte, die als Pilotprojekte auch
gerade für bremische Unternehmen dienen können.

Bei diesen letzten beiden Punkten, die ich genannt
habe, kann ich den Kolleginnen und Kollegen der
CDU auch dieses Mal, wenn es um das Thema Wind-
kraft geht, ein paar kritische Töne nicht ersparen.
Kommen wir noch einmal zum Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz!  Der  umweltpolitische  Sprecher  der
CDU/CSU im Bundestag, das ist Herr Dr. Peter Pa-
ziorek, von dem war vor einem halben Jahr hier
schon einmal die Rede, da kannte ihn niemand aus
Ihrer Fraktion, ist auch nach der Wahl 2002 weiter
in dieser Funktion und hat am 27. Januar 2003 er-
klärt, ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten:

„Im geltenden EEG“ – also Erneuerbare-Energien-
Gesetz – „muss Abstand genommen werden von der
einseitigen Förderung von Techniken zur Energie-
erzeugung, weil keine Energieform, sei es konven-
tionell oder erneuerbar, sei es Wind oder Biomasse,
einseitig begünstigt werden darf. Dies geht nur über
eine dringend notwendige Novellierung des EEG mit
dem Inhalt, die erneuerbaren Energien so zu fördern,
dass die Förderung der Windkraft verringert und die
Förderung  anderer  erneuerbarer  Energien  erhöht
wird. Die Zeit für ideologische Experimente von Rot-
grün ist im hohen Maße zu Ende.“ Zitat von Herrn
Dr. Paziorek!

Liebe Kollegen, das müssen Sie ertragen, dass Sie
als CDU-Fraktion hier in Bremen sicherlich ehren-
werte Unterstützer der Windenergie sind, dass uns
aber leider von Ihrer Partei auf Bundesebene doch
ein deutlicher Wind ins Gesicht bläst. Das ist auch
leider nicht der einzige Fall. Es ist doch so, jetzt kom-
me ich auf den Punkt Offshore-Standorte, dass es
für jede Industrie, die sich in der Entwicklung be-
findet, wichtig ist, dass es Pilotprojekte gibt, die man
vorzeigen kann, wenn man Kunden gewinnen will.
Leider ist die Bundesrepublik, was Offshore-Wind-
energie angeht, noch nicht so weit. Unsere Unter-
nehmen sind gezwungen, ihre Erfahrungen in Dä-
nemark oder in Schweden zu sammeln, weil nur dort
auch im Bereich der küstennahen Standorte bereits
Möglichkeiten zum Bau von Offshore-Anlagen exi-
stieren. Alle Unternehmensvertreter, die ich in die-
sem Bereich kenne, betonen, wie wichtig es wäre,
wenn es auch hier an der Nordseeküste vorange-
hen würde.

Nun gibt es aber das Problem, dass wir zum Bei-
spiel eine Frau Gitta Könemann haben, das ist die
CDU-Bundestagsabgeordnete aus Unterems, die im
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Oktober 2002 aufgrund einer Presseerklärung Fol-
gendes erklärt hat, ich zitiere wieder mit Genehmi-
gung des Präsidenten: „Keine Offshore-Anlagen in-
nerhalb der Zwölf-Seemeilen-Zone! Könemann un-
terstützt den Widerstand der Inseln und Küstenfi-
scher, und Frau Könemann kann hierbei auf die Un-
terstützung durch die niedersächsischen Mitglieder
der zukünftigen“ – nein, das müsste man streichen,
der jetzigen – „CDU-Bundestagsfraktion rechnen.“

Auch das kann man nun wirklich nur als Gegen-
wind interpretieren. Man könnte nun sagen, das ist
alles halb so wild, solange sich dieses Geplänkel nur
im Bundestag abspielt, denn dort haben zum Glück
andere die Mehrheit. Durch die Niedersachsenwahl,
sie hat ein aus meiner Sicht nicht besonders gutes
Ergebnis hervorgebracht, ist das Problem jetzt aber
akut geworden.

(Beifall bei der SPD)

Hören Sie dazu die „taz“ vom 13. Februar 2003,
ich zitiere wieder mit Genehmigung des Präsiden-
ten –

(Glocke)

ich komme zum Ende! –: „Tschüss, Offshore-Müh-
len“! Es heißt weiter: „Mit der neuen CDU-Regie-
rung in Niedersachsen soll es keine Offshore-Wind-
parks innerhalb der Zwölf-Seemeilen-Zone geben.
Das sicherte der designierte niedersächsische Um-
weltminister Lutz Stratmann der scheidenden Land-
tagsabgeordneten Hedwig Prühn zu.“

Herr Stratmann erklärt also: keine Windenergie-
anlagen in der Zwölf-Seemeilen-Zone! Ich kann Sie
nur bitten, Kolleginnen und Kollegen der CDU, re-
den Sie noch einmal auf Ihre Parteifreunde im Bun-
destag und auf die niedersächsischen Kolleginnen
und Kollegen ein, dass uns hier in Bremen, die wir
darauf setzen, dass es etwas mit der Windenergie
und auch mit der Offshore-Windenergie wird, nicht
dauernd der Wind ins Gesicht bläst! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Mull.

Abg. Frau Mull (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst ein-
mal möchte ich hier keine Grundsatzdebatte über
den Sinn oder den Unsinn des Irakkriegs führen, wie
Sie, Herr Dr. Domann-Käse, es einleitend getan ha-
ben.

(Beifall bei der CDU – Abg. G ü n t h n e r
[SPD]: Sie gehören ja auch zur kriegsfüh-

renden Partei!)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wie Sie meinen! In Bezug auf das EEG und die Aus-
führungen der CDU, ich denke einmal, wir haben
hier heute eine bremische Debatte – –.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Würden Sie das
bitte zurückweisen, Herr Präsident! Daran
sind schon Parlamentarische Abende ge-
scheitert! – Zurufe von der SPD und von

der CDU)

Ich glaube, bis zum Parlamentarischen Abend ist
es noch ein bisschen hin! Bis dahin haben wir uns
auch wieder beruhigt.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Frau Mull, Sie haben das
Wort!

Abg. Frau Mull (CDU): Genau, und alle anderen,
die sich an der Debatte beteiligen möchten, können
sich ja gleich melden!

Zum EEG möchte ich nur sagen, im Moment ha-
ben wir ein geltendes Energiegesetz. Wir haben hier
viele Möglichkeiten für das Land Bremen, die soll-
ten wir auch entsprechend nutzen, und das ist heu-
te Diskussionsgegenstand.

Um auch noch einmal auf die Frage Niedersach-
sen zurückzukommen, Herr Dr. Domann-Käse, die
Niedersachsen haben erst einmal ganz forsch ge-
sagt, dass sie das mit dem Offshore ablehnen. Ich
denke aber, auch für die Niedersachsen ist Offshore
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, und von daher könn-
te ich mir schon vorstellen, dass die eine oder ande-
re Aussage, die vielleicht verfrüht getätigt wurde,
noch einmal zurückgezogen oder überdacht wird.
Deshalb ist es noch verfrüht, eine Diskussion in Be-
zug auf Offshore und Niedersachsen zu führen.

Zunächst einmal möchte ich mich recht herzlich
bedanken für diese doch sehr umfangreiche Vorla-
ge, die wir nun erhalten haben, die auch in den bre-
mischen Medien eine hohe Resonanz gefunden hat
und deutlich macht, welch wichtiger Faktor, welch
wichtiger Bereich die Windenergie hier bereits in
Bremen doch nun ist. Die Mitteilung des Senats zeigt,
welches Know-how hier vor Ort sitzt und welche
Maßnahmen und Anstrengungen unternommen wer-
den, um hier vor Ort optimale Rahmenbedingungen
für die Windenergiebranche zu schaffen und vorzu-
halten.

Unser CDU-Ziel ist es, möglichst viele Akteure aus
dem  Bereich  Windenergie  nach  Bremen  und  Bre-
merhaven zu holen, damit unser Bundesland Ober-
zentrum  für  Windkraftanlagenbau  und  Dienstleis-
tungen wird. Wir haben uns hier nicht nur gegen
die Konkurrenz durch die Städte, was Sie ja eben
schon ansprachen, Niedersachsens, also Emden, Wil-
helmshaven, Cuxhaven, Husum und Brunsbüttel, zu
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wappnen, die sich als Standorte für die Offshore-
Industrie positionieren, sondern auch gegen die Kon-
kurrenten im europäischen Ausland, hier sind Hol-
land und Dänemark zu nennen. Wie bereits gesagt,
wir haben aber gute Voraussetzungen, uns zu be-
haupten, um das Ziel zu erreichen, das wir uns ste-
cken. Ich denke einmal, da sind wir uns sowohl mit
der SPD-Fraktion als auch mit der Opposition, den
Grünen, einig.

Meine Damen und Herren, Forschung und Ent-
wicklung in den bremischen Hochschulen und wis-
senschaftlichen  Instituten  im  Bereich  der  Wind-
energieforschung leisten einen wichtigen Beitrag zum
Ausbau Bremens als Kompetenzzentrum. Ich möch-
te hier auf zwei Punkte der Vorlage eingehen, zum
einen auf die Seite zehn, wo über den Standort Bre-
men-Überseestadt und die Prüfung eines Entwick-
lungskonzeptes Energiemeile gesprochen wird.

Vertreter  der  Windenergiebranche  wollen  am
Standort Holzhafen/Fabrikenhafen in der Übersee-
stadt eine wirtschaftsorientierte Energiemeile reali-
sieren. Das wurde auch schon das eine oder andere
Mal in den Medien berichtet. Auch wir als CDU-
Fraktion haben mit den ortsansässigen Unterneh-
men Gespräche geführt. Neben der Windenergie soll-
ten möglichst viele Unternehmen aus dem Bereich
der regenerativen Energien einbezogen werden, so
sind wir der Auffassung, um das Know-how dort
besonders breit anzulegen und auch auszubauen.

Meine Damen und Herren, mit der Energiemeile
wollen die Vertreter des Entwicklungskonzepts nicht
nur Arbeitsplätze schaffen und ausbauen, sondern
es soll auch ein Ausbildungszentrum für Servicetech-
niker für Windenergieanlagen gegründet und an-
gesiedelt werden. Meine Damen und Herren, hier-
mit werden zukunftsfähige Arbeitsplätze in Bremen
ausgebildet. In der Mitteilung des Senats wird hier
auf den gegenwärtigen und zukünftigen Fachkräf-
temangel in der Produktion und im Windenergiean-
lagenbau hingewiesen. Dies ist eine wichtige Mög-
lichkeit oder eine gute Chance, auch Erstausbildung
in diesem Bereich für diesen Zukunftsmarkt zu schaf-
fen.

Wir unterstützen die Planung zur Errichtung ei-
nes Ausbildungszentrums auch unter dem Aspekt,
dass sich immer mehr Betriebe Auszubildende und
Ausbildung nicht mehr leisten können. Wie gesagt,
meine Damen und Herren, für uns ist das Projekt
Energiemeile sehr wichtig, und wir stehen dem sehr
positiv gegenüber.

(Beifall bei der CDU)

Für uns hat der Ausbau und die Ansiedlung von zu-
kunftsfähigen Unternehmen mit Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen höchste Priorität. Die Überseestadt ist
ein attraktiver Standort für Branchen, die über Stra-
ßen- und Wasserwege gleichermaßen erreichbar sein
wollen.

Was ich noch ansprechen möchte, ist die Bedeu-
tung der Windenergie für Bremerhaven. Hier ist zum
einen über das Industriegebiet Luneort zu sprechen,
das als besonders geeignetes Areal für die Produk-
tion von Windenergieanlagen gilt. Zum anderen ist
die Einrichtung einer Koordinations- und Forschungs-
stelle Offshore-Technologien zu erwähnen, die in Ko-
operation  mit  der  Windenergieagentur  Bremerha-
ven/Bremen die Zusammenarbeit zwischen Wissen-
schaft, Forschung und dem Produktionsunternehmen
koordiniert und Netzwerke erstellt. In Bremerhaven
werden also nicht nur die Produktion und der Anla-
genbau selbst betrieben, sondern auch vor Ort durch
wichtige Forschungsarbeit begleitet.

Die Entwicklung eines neuen Studiengangs „Ma-
ritime Technologie“ zum Wintersemester dieses Jah-
res mit einem Schwerpunkt Offshore-Anlagenbau
ist ein weiterer Baustein, um den Standort Bremen
beziehungsweise Bremerhaven für Windenergieun-
ternehmen attraktiv zu machen. Um weiterhin zu er-
forschen, welche Anforderungen Windräder im Meer
erfüllen müssen, die Oberflächen zum Beispiel sind
hier einer ganz anderen Belastung ausgesetzt als bei
Windenergierädern  im  Onshore-Bereich,  wird  im
September in Bremerhaven eine Prototypanlage auf-
gestellt, und die Genehmigung hierfür wurde im März
erteilt. Eine sehr wichtige Sache, denke ich einmal,
auch wieder auf den Aspekt Bremerhaven bezogen!

Meine  Damen  und  Herren,  der  Zukunftsmarkt
Windenergie ist eine Riesenchance für unser Bun-
desland und trägt zur Stärkung des Wirtschaftsstand-
orts Bremen, der Wirtschaftskraft Bremens bei. Die
heute vorliegende Vorlage zeigt viele Möglichkei-
ten auf, die Nummer eins als Forschungs- und Pro-
duktionsstandort zu werden. Den Weg dahin wer-
den wir in der Zukunft auch als CDU-Fraktion wei-
ter konstruktiv begleiten und unterstützen. – Danke
schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich glau-
be,  zur  Bedeutung  der  Energieerzeugung  mittels
Wind brauche ich nichts mehr zu sagen. Ich kann
mich da voll und ganz den Ausführungen von Herrn
Dr. Domann-Käse anschließen. Auch die Einzelhei-
ten, die in der Senatsmitteilung dargelegt sind, die
einzelnen Maßnahmen wurden ausführlich sowohl
von Frau Mull als auch von Herrn Dr. Domann-Käse
dargelegt. Es ist auch richtig, dass wir Grünen die
Energiemeile und alle anderen Vorhaben, die dort
zu finden sind, richtig finden.

Ich wollte noch einmal einen Blick darauf werfen,
wie die Debatten vorher in diesem Hause bezüglich
dieses Bereichs abgelaufen sind. Ich stelle fest, dass
im Vergleich zu vorangegangenen Debatten nun ge-
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nau der richtige Weg beschritten wird, nämlich in
der Form, dass sowohl On- und Offshore als auch
Bremen und Bremerhaven zusammengedacht wer-
den. Insgesamt kann man sagen, dass all die Defizi-
te, die wir noch im Oktober hatten, als wir hier die
Debatte zur Offshore-Windenergienutzung in Bre-
merhaven hatten, die von uns Grünen benannt wur-
den, nun mit der neuen Senatsmitteilung ausgegli-
chen wurden.

Insbesondere heißt das, dass jetzt auch ein Blick
auf die Nordwestregion geworfen wird. Es wird an-
gegangen, wirklich zu schauen, wie man sich auch
als  Kompetenzregion  weiterentwickeln  kann.  Da
gibt es erste Ansätze, sicherlich ausbaufähig, aber
es wird nicht mehr diese Konkurrenz aufgebaut. Ein
zweiter Punkt ist, dass On- und Offshore wirklich zu-
sammen betrachtet werden. Das ist extrem wichtig
aus dem Grund, es ist im Detail mehrfach angespro-
chen worden, weil die Frage, wann es wirklich zur
Produktion von Offshore-Anlagen in nennenswertem
Umfang kommt, so dass es auch für die Wirtschafts-
kraft Bremerhavens bedeutend ist, von einer Viel-
zahl von Faktoren abhängt, die dazu führen kön-
nen, dass das eben nicht gleich losgeht, sondern dass
das noch mehrere Jahre dauert.

Die Probleme liegen zum Teil im technischen Be-
reich, sie liegen aber zum Teil auch im politischen
Bereich. Umso wichtiger ist es, mit anderen regene-
rativen Energieformen und mit Onshore auch für Bre-
merhaven die richtigen Entwicklungen einzuleiten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich kann zusammenfassen: Unsere grünen Vor-
schläge, Kooperation statt Konkurrenz und Offsho-
re und Onshore zusammen zu betrachten finden sich
in für uns befriedigendem Umfang in der Mitteilung
des Senats wieder. Sie sind dort konkretisiert. Ich
muss auch ehrlicherweise sagen, dass die Mitteilung
des Senats von einer sowohl inhaltlich als auch struk-
turell herausragenden Qualität ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Von solcher Güte ist mir bisher in meiner ganzen
Zeit als Abgeordnete nichts unter die Finger gekom-
men. Ich kann Sie da wirklich nur beglückwünschen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Man darf natürlich bei all dem nicht vergessen,
dass das, was jetzt im Land Bremen passiert, letzt-
endlich  das  i-Tüpfelchen  ist,  eingeleitet  und  be-
stimmt durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz der
rotgrünen Bundesregierung. Es ist richtig und gut,
dass  Bremen  das  hinreichend  flankiert.  Ohne  das
Erneuerbare-Energien-Gesetz  aber  und  ohne  die

rotgrüne Bundesregierung gäbe es diese herausra-
gende  wirtschaftsstrukturelle  Chance  für  Bremen
und vor allen Dingen für Bremerhaven heute nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir Grünen freuen uns jetzt zum letzen Mal, und
ich freue mich auch, dass das Gezerre in der großen
Koalition offensichtlich – ich weiß zwar nicht war-
um, aber ich würde es manchmal gern verstehen,
ich bin noch nicht dahintergekommen – doch zumin-
dest  so  weit  aufgehört  zu  haben  scheint,  als  die
Chancen, die diese regenerative Energieform, die
Windenergienutzung,  sowohl  für  die  Umwelt  als
auch für den Arbeitsmarkt und die wirtschaftliche
Entwicklung birgt, wahrgenommen werden. – Dan-
ke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Während dieser Debatte, als die Abge-
ordnete Frau Mull geredet hat, ist die CDU-Frak-
tion von einem Mitglied der SPD-Fraktion als kriegs-
treibende  beziehungsweise  kriegsführende  Partei
bezeichnet worden. Ich möchte Sie bitten, Herr Prä-
sident, die genaue Wortwahl aufzuklären und die-
sen Zwischenruf entsprechend zurückzuweisen. –
Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Ich möchte dem Hause mit-
teilen, dass wir das machen werden. Ich möchte den
Protokolldienst jetzt bitten, mir einen Auszug aus
dem Redebeitrag von Frau Mull zu geben. Wir wer-
den dann entsprechend darauf reagieren.

Als nächste Rednerin erhält das Wort Frau Sena-
torin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Zurück zu dem eigentlichen Thema des
heutigen  Nachmittags,  nämlich  zur  On-  und  Off-
shore-Windkraft! Ich bedanke mich sehr für die lo-
benden Worte, die hier gefunden worden sind, was
die Vorlage betrifft.

In der Tat kann man ja sagen, dass die Rahmen-
bedingungen  für  weiteres  Wachstum  in  der  Ener-
giebranche  auf  Bundes-  und  Landesebene  so  gut
sind, wie sie lange nicht waren. Es ist wichtig, Frau
Dr. Mathes hat es angesprochen, so wie das EEG
auf Bundesebene erfolgreich die Rahmenbedingun-
gen für die Windenergie gesetzt hat, so schafft der
Senat mit seiner Konzeption zur On- und Offshore-
Windkraft in Bremen und Bremerhaven optimale Be-
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dingungen für die Unternehmen der Windenergie-
branche. Das Land Bremen hat sich zum Ziel ge-
setzt, als Forschungs-, Entwicklungs- und Produkti-
onsstandort für Windenergie eine ganz entscheiden-
de Rolle im Nordwesten Europas, will ich einmal sa-
gen, einzunehmen.

Frau Dr. Mathes, es ist ja richtig, dass wir uns po-
sitionieren wollen, aber das schließt ja, und Sie ha-
ben  es  angesprochen,  die  Kooperationen  mit  den
Übrigen im Nordwesten unserer Republik nicht aus.
Dass wir aber engagiert dafür kämpfen, hier in Bre-
men ein entscheidender Standort zu sein und auch
Potentiale zu nutzen, werden Sie uns ja nicht ab-
sprechen wollen.

(Vizepräsident D r .  K u h n  übernimmt
den Vorsitz.)

Wir wollen mit der vorliegenden Konzeption be-
kräftigen, dass wir diese Herausforderung, die vor
uns  liegt,  annehmen  wollen.  Bremens  Vorteil  ist
dabei in der Tat die Konzentration von innovativen
Unternehmen  und  vielfältigen  wissenschaftlichen
Einrichtungen  in  der  räumlichen  Nähe  zu  unserer
traditionsreichen maritimen Wirtschaft. Seit Mitte
letzten Jahres haben wir uns darauf konzentriert, op-
timale Rahmenbedingungen für die Windenergie-
branche zu schaffen und unsere Wettbewerbsposi-
tion weiter zu verbessern. Es ist schon angesprochen
worden, mit der Gründung der Windenergieagentur
Bremerhaven/Bremen – sie hat jetzt 106 Mitglieder
– ist es gelungen, in kurzer Zeit einen überregional
anerkannten Kristallisationspunkt für Windenergie-
unternehmen im Land Bremen zu schaffen.

Mit der Konzeption On- und Offshore-Windkraft
in Bremerhaven und Bremen werden jetzt weitere
konkrete Antworten auf zentrale Herausforderun-
gen der Windenergie gegeben und die Vorausset-
zungen  für  die  industrielle  Wettbewerbsfähigkeit
und das Entstehen neuer Arbeitsplätze geschaffen.
Sie umfasst weiche und harte infrastrukturelle Maß-
nahmen, mit denen die bestehende Konzeption in
Bremen und Bremerhaven ausgebaut werden soll.
Entscheidend ist, dass die beteiligten Ressorts und
Gesellschaften in dieser Konzeption alle Kräfte, Ak-
tivitäten und Förderprogramme mit einer gemein-
samen Zielsetzung bündeln. Das Ergebnis, Sie ha-
ben es selbst gesagt, denke ich, kann sich sehen las-
sen. Ich kenne kein anderes Küstenland, und dies
wird auch einhellig von den regionalen und überre-
gionalen Unternehmen der Windenergiebranche ge-
würdigt, das sich mit einer so umfassenden Strate-
gie tatsächlich positioniert hat.

In der Konzeption werden unter anderen folgen-
de Punkte benannt: Um die zahlreichen unbewäl-
tigten Probleme bei der Nutzung der Offshore-Wind-
energie zu lösen, gilt es, die Zusammenarbeit zwi-
schen  Wissenschaft,  Forschung  und  praktischen
Anwendern tatsächlich auch weiter auszubauen. Die-

ser Zielrichtung wird mit der Einrichtung einer Ko-
ordinations-  und  Forschungsstelle  Offshore-Wind-
energie an der Hochschule Bremerhaven in Verbin-
dung  mit  der  Windenergieagentur  Bremerhaven/
Bremen Rechnung getragen.

Die Wirtschaftsförderungsausschüsse haben am
27. März 2003 grünes Licht für diese Errichtung ge-
geben, die im Sommer ihre Aktivitäten aufnehmen
soll. Sie wird in die wissenschaftliche Infrastruktur
des  Landes,  speziell  Bremerhavens,  eingebunden
sein, um die vorhandenen wissenschaftlichen An-
sätze zu bündeln, sie in Zusammenarbeit mit For-
schungsinstituten für die Praxisanwendung nutzbar
zu machen und anderen Anstöße für ihre bedarfs-
gerechte Weiterentwicklung zu geben.

Wichtige  Impulse  für  die  Offshore-Windenergie
können sich aus dem neuen Studiengang „Maritime
Technologien“ ergeben, der an der Hochschule Bre-
merhaven  eingerichtet  werden  soll.  Ein  weiterer
Schwerpunkt ist die Nutzung der auf die Erforder-
nisse der Windenergie abgestimmten Förderange-
bote des Landes als wichtige Akquisitionsinstrumen-
te für die Ansiedlung von Windenergieunternehmen,
die das Land Bremen für ihre Serienproduktion in
Betracht ziehen. Die Bestandspflege bereits ansäs-
siger Unternehmen der Windenergiebranche schließt
auch die Unterstützung und Zusammenführung der
verschiedenen vorhandenen Kompetenzen im Land
Bremen ein. Die Konzeption hebt die Bedeutung ei-
ner bedarfsgerecht ausgestalteten und finanziell adä-
quat ausgestatteten Förderkulisse als Akquisitions-
instrument hervor.

Produzenten von Offshore-Windenergieanlagen be-
rücksichtigen bei ihrer Standortwahl unter anderem
eine gute Verkehrsanbindung an das Hinterland, di-
rekte Kajennähe mit Umschlagsmöglichkeit, passen-
de innere Erschließung im Gewerbe- und Industrie-
gebiet und kurze Wege zu den Märkten, das heißt
zu  den  geplanten  Windparks.  Diese  Bedingungen
werden in Bremen und Bremerhaven sehr gut er-
füllt. Die offensive Akquisition von Windenergieun-
ternehmen wird daher vor allem durch geeignete
Infrastrukturen in ausgewiesenen Gewerbegebieten
wie dem Industriegebiet Luneort in Bremerhaven
und den stadtbremischen Standorten Überseestadt
und Vulkangelände unterstützt. Es ist ja eben schon
angesprochen worden, die Energiemeile in der Über-
seestadt ist ein wichtiger Punkt im Bereich Onshore
und Qualifizierung.

Die für die Unternehmen wichtige Bereitstellung
von Teststandorten für die geplanten Windenergie-
anlagen für den Offshore-Bereich kann in Bremer-
haven erfolgen. Das ist auch ein wichtiger Punkt für
unsere Schwesterstadt. In der vom Senat verabschie-
deten Qualifizierungsoffensive für den Strukturwan-
del in Bremen ist die berufliche Qualifizierung für
Herstellung, Montage und Betrieb sowie Wartung
und Service von Windenergieanlagen ein ganz zen-
traler Punkt. Ziel ist es, eine Strategie zu entwickeln,
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um die in Bremen und Bremerhaven vorhanden Kom-
petenzen und Kapazitäten von Qualifizierungsträ-
gern auch zu nutzen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt beinhaltet auch die
Umsetzung abgestimmter Marketingmaßnahmen, das
ist bereits angesprochen worden, zur Unterstützung
der Betriebe im Land und zur Gewinnung neuer Un-
ternehmen aus der Windenergiebranche. Der Aus-
bau der Windenergienutzung im Land Bremen und
damit die Schaffung von Referenzstandorten für die
neueste Entwicklung rundet die Gesamtkonzeption
des Senats zur On- und Offshore-Windenergie ab.

Wie soll es weitergehen? Außer den von mir eben
genannten Themen enthält die Konzeption viele wei-
tere Ziele und sehr konkrete Arbeitsaufträge. Ihre
fortlaufende Umsetzung wird in der gemeinsamen
Arbeitsgruppe Windenergie des Landes Bremen vor-
bereitet und dann von den jeweils Zuständigen oder
gemeinsam durchgeführt.

Meine  Damen  und  Herren,  der  Zukunftsmarkt
Windenergie ist eine Riesenchance für Bremen, Bre-
merhaven und die Region. Der Senat hat mit dem
Konzept verdeutlicht, dass er alle Möglichkeiten nut-
zen wird, um diese Chancen für die Wirtschaft, die
Wissenschaft, die Infrastruktur und den Arbeitsmarkt
aktiv zu nutzen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Meine Damen und Her-
ren, ich gebe das Wort an den Abgeordneten Günth-
ner für eine Erklärung.

Abg. Günthner (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe hier eben den vom Kol-
legen Teiser kritisierten Zwischenruf gemacht. Ich
erkläre hier ausdrücklich, dass er nicht auf die CDU-
Fraktion dieses Hauses gemünzt war. Sollte das trotz-
dem so verstanden worden sein, entschuldige ich
mich bei Ihnen dafür.

Vizepräsident Dr. Kuhn: Schönen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 15/1375, Kenntnis.

(Unruhe)

Den Wirkstoff Methylphenidat zur Behandlung des
Aufmerksamkeitsdefizits-  und  Hyperaktivitätssyn-
droms (ADHS) bei Kindern verantwortungsbewusst

einsetzen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Juli 2002

(Drucksache 15/1193)

Wir verbinden hiermit:

Den Wirkstoff Methylphenidat zur Behandlung des
Aufmerksamkeitsdefizits-  und  Hyperaktivitätssyn-
droms (ADHS) bei Kindern verantwortungsbewusst

einsetzen

Mitteilung des Senats vom 11. Februar 2003
(Drucksache 15/1376)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Röpke, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vom 9. Juli 2002, Druck-
sache 15/1193, ist von der Bürgerschaft (Landtag) in
ihrer Sitzung am 18. September 2002 an die staatli-
che Deputation für Arbeit und Gesundheit überwie-
sen worden. Diese Deputation legt nunmehr mit der
Drucksache 15/1376 ihren Bericht und Antrag dazu
vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hat im September des letz-
ten Jahren Ihnen hier einen Antrag vorgelegt, der
zum Ziel hat, dass der Wirkstoff Methylphenidat bei
Kindern und Jugendlichen mit dem Aufmerksam-
keitsdefizits- und Hyperaktivitätssyndrom verant-
wortungsbewusst eingesetzt wird. Dies ist in der letz-
ten Zeit nicht immer der Fall gewesen, das zeigte
der sprunghafte Anstieg des Verbrauchs dieses Wirk-
stoffs.

Besonders besorgniserregend war, dass dieser Wirk-
stoff auch schon an Kinder unter sechs Jahren ver-
abreicht wurde, obwohl, und das ist in der Fachwelt
klar, dieser Wirkstoff für diese Altersstufe überhaupt
nicht zugelassen ist. Oft ist es sicherlich nachvoll-
ziehbar, dass Eltern und Erziehungspersonen bis hin
zur Verzweiflung reagieren, wenn Kinder in ihrem
Aktivitätsdrang nicht zu bremsen sind. Sie bewegen
sich unendlich, sie konzentrieren sich nicht und sind
immer in Bewegung. Die Folgen sind, dass die Kin-
der häufig in der Schule, aber auch im privaten Be-
reich isoliert sind.

Die Gabe dieser Substanz darf aber immer nur die
letzte Lösung sein. Oft war es so, dass Ärzte mit un-
genügender Qualifikation und auch andere Perso-
nen die Diagnose gestellt haben, dem Drängen von
Eltern und Erziehungspersonen oft nachgegeben und
dann den Wirkstoff Methylphenidat verordnet haben.
Das kann allerdings fatale Auswirkungen haben. In
letzter Zeit berichten Neurobiologen immer häufi-
ger davon, dass Methylphenidat insbesondere bei Kin-
dern  mit  noch  nicht  ausgereiften  Gehirnen  fatale
Wirkungen haben kann, bis hin zur Parkinsonschen
Erkrankung.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Ich möchte hier noch einmal ganz deutlich ma-
chen, das habe ich auch im September gesagt, dass
es hier nicht darum geht, diesen Wirkstoff zu ver-
dammen,  sondern  dass  er  verantwortungsbewusst
eingesetzt wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das war auch das Ziel, das wir mit unserem Antrag
verfolgt haben.

Wie gesagt, dieser Antrag ist im September 2002
an die Deputation für Arbeit und Gesundheit über-
wiesen worden. Der Bericht liegt Ihnen jetzt allen
als Drucksache vor. Auf Initiative des Senators für
Arbeit,  Frauen,  Gesundheit,  Jugend  und  Soziales
wurde ein runder Tisch ADHS eingerichtet. ADHS
steht für Aufmerksamkeitsdefizits- und Hyperakti-
vitätssyndrom.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Wie hier im Parlament manchmal!)

Die Feststellung haben Sie getroffen, Frau Hammer-
ström!

Zielsetzung dieses runden Tisches war es, erstens,
den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse bei
der Therapie von ADHS unter Verwendung von Me-
thylphenidat zu beschreiben, zweitens, einen Über-
blick über die Art der Behandlung dieser Erkrankung
im Land Bremen zu gewinnen, drittens, das damit
verbundene  Verordnungsverhalten  bei  Ärztinnen
und Ärzten im Land Bremen bezüglich des Wirk-
stoffes Methylphenidat zu bewerten, viertens, die na-
tionale Entwicklung von Leitlinien zu beobachten
und, fünftens, Einvernehmen über einheitlich anzu-
wendende  Leitlinien  im  Land  Bremen  zu  erzielen
und darauf aufbauende Maßnahmen der Fortbildung
und Vernetzung zu initiieren. Diese Zielsetzung ist
inhaltlich und auch strategisch richtig, um dem Pro-
blem dieser Erkrankung entgegenzuwirken. Auf Bun-
desebene soll in diesem Jahr eine Leitlinie für ADHS
entwickelt werden.

Bis zum Vorliegen einer bundesweit verabschie-
deten Leitlinie hat sich der runde Tisch ADHS in Bre-
men darauf geeinigt, dass bis dahin der Leitlinie der
Deutschen Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und -psychotherapie als verbindlich akzep-
tiert werden soll, und zwar unter der Maßgabe, dass
Methylphenidat erst bei Kindern ab dem sechsten
Lebensjahr eingesetzt wird. Ich finde es gut und rich-
tig, hier im Land Bremen auch jetzt schon aktiv zu
werden,  bis  es  einheitliche  Leitlinien  auf  Bundes-
ebene gibt.

Mit den jetzt schon hier eingeleiteten Maßnah-
men sind die Ziele und Forderungen unseres An-
trags erfüllt. Ich ziehe ihn hiermit zurück. Ich bitte
Sie, dem Bericht und Beschluss der Deputation für

Arbeit und Gesundheit zuzustimmen! – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das wichtige Thema, den Wirk-
stoff Methylphenidat bei Kindern verantwortungs-
bewusst einsetzen, haben wir in der Sitzung vom
18. September 2002 schon ausführlich behandelt. In-
sofern kann ich mich auch diesbezüglich kurz fas-
sen.

Meine Damen und Herren, der Wirkstoff Methyl-
phenidat ist eine Droge, zwar umstritten, aber im-
merhin  eine  Droge.  Darum  sollte  eine  Partei  wie
Bündnis 90/Die Grünen,  die  mit  einem  unverant-
wortlichen  Wahlplakat,  es  muss  ein  Joint  durch
Deutschland gehen, auf Kosten der Gesundheit von
Jugendlichen auf Stimmenfang geht und sich nicht
schämt, Haschisch und andere Drogen legalisieren
zu wollen, einen solchen Antrag hier lieber nicht ein-
bringen. Diese Tatsache macht Sie als Partei poli-
tisch noch unglaubwürdiger, als Sie es jetzt schon
sind.

Ich sage in aller Deutlichkeit, es ist wirklich er-
schreckend, wie oft Methylphenidat bei Kindern und
Jugendlichen, die unter ADHS leiden, verantwor-
tungslos eingesetzt wird. Sogar das Bundesministe-
rium für Gesundheit hat schon verstärkt darauf hin-
gewiesen  und  eindringlich  vor  den  Folgen  und
schädlichen Nebenwirkungen gewarnt. Zum Beispiel
kann Ritalin das Bewusstsein so stark verändern,
dass es gerade bei Jugendlichen zum Selbstmord füh-
ren kann. Diese erschreckende Tatsache kann und
wird von der Deutschen Volksunion niemals akzep-
tiert und einfach so, wie es so oft bei den Altpartei-
en der Fall ist, hingenommen werden.

Darum ist es umso erfreulicher, dass der auch von
der Deutschen Volksunion beschlossene runde Tisch
den an ihn gerichteten Auftrag nun endlich erfüllen
und für das Land Bremen verbindliche medizinische
Leitlinien festlegen konnte, so dass auch damit die
im Antrag gestellte Forderung, wie zum Beispiel,
dass die Diagnostik und Therapie des ADHS nur
noch durch qualifizierte Ärzte durchgeführt werden
darf sowie eine verstärkte Aufklärung zur Anwen-
dung von Methylphenidat erfolgen soll, vom run-
den Tisch als weitgehend umgesetzt angesehen wer-
den konnte.

Dieser Umstand ist mehr als erfreulich, aber lei-
der nur ein kleiner Schritt in die richtige Richtung.
Darum wird die Deutsche Volksunion auch weiter-
hin uneingeschränkt und verstärkt einen solchen ein-
deutigen und unverantwortlichen Drogenmissbrauch
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zum Schutz der Kinder und Jugendlichen rigoros be-
kämpfen. Wir stimmen dem Bericht zu. – Ich danke
Ihnen!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Kritik mei-
nes Vorredners an den Grünen kann ich nicht tei-
len. Wir haben in der Gesundheitsdeputation unter
den demokratischen Fraktionen, wie ich finde, sehr
konzentriert gearbeitet. An dieser Stelle noch ein-
mal herzlichen Dank an alle Fraktionen dieses Hau-
ses und selbstverständlich auch an das Ressort von
Frau Röpke!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Mitteilung des Se-
nats macht uns deutlich, dass die fachlich umstritte-
ne Verordnung von Ritalin bei Kindern im Vorschul-
alter in Bremen nicht stattfindet. Ich denke, das ist
etwas Positives, das wir hier auch hervorheben und
herausstreichen sollten. Die Verordnungen für Kin-
der mit ADHS – diesen langen Titel sage ich einmal
nicht, da stolpere ich immer, Sie wissen alle, was ich
meine –, sind im Land Bremen altersgemäß so ver-
teilt, wie es gemäß dem Stand der Wissenschaft zu
erwarten war. Das Erfreuliche ist, mehr als 90 Pro-
zent der Verordnungen werden von Kinder- und Ju-
gendärzten sowie von Kindern- und Jugendpsycho-
therapeuten vorgenommen. Diese Bestandsaufnah-
me ist positiv. Ich bedanke mich für die CDU-Frak-
tion für das verantwortungsvolle Umgehen in den
Praxen und Kliniken bei der Verordnung von Me-
thylphenidat.

Unbestritten ist und bleibt aber, meine Damen und
Herren, und auch hierauf geht die Mitteilung des Se-
nats ein, dass Medikamente allein nicht ausreichend
sind, sondern dass gleichzeitig immer eine psycho-
therapeutische oder gesprächstherapeutische Inter-
vention angezeigt ist.

(Zuruf des Abg. K l e e n  [SPD])

Bitte?

(Abg. K l e e n  [SPD]: Ich sage nur, wenn
wir dafür man einen Termin bekommen!)

Die  Kassen  und  Kassenärztlichen  Vereinigungen
müssten da nur ein bisschen mehr Niedergelassene
zulassen. Wir würden das sehr begrüßen. Wenn Sie
da mithelfen, Herr Kleen, sind Sie herzlich willkom-
men, dann gehen wir das gern zusammen an!

Gleichzeitig sind aber, und das ist mir besonders
wichtig, meine Damen und Herren, ebenso die El-
tern mit in die Therapie einzubinden. Es kann nicht

sein, dass wir jedes Problem, wohin auch immer, ver-
lagern. Es ist immer eine Konstellation der Familie,
und da gehören Eltern natürlich in das therapeuti-
sche Setting unabdingbar mit hinein. Darauf geht
aber der Senat auch ein. Herzlichen Dank noch ein-
mal dafür! Ob es denn wirklich so ist, weiß ich nicht
ganz genau, vielleicht sagen Sie, Frau Senatorin,
hinterher noch einmal ein Wort dazu, ob das thera-
peutisch begleitet wird oder nicht. Das habe ich nicht
gesehen.

In den Berufsgruppen der Ärzte, Therapeuten und
in den zuständigen Kammern werden die Fortbil-
dungen zum Thema nochmals, Gott sei Dank, ver-
stärkt. In den bestehenden Qualitätszirkeln, insbe-
sondere im Kinderzentrum, werden die Fortbildun-
gen für die gefundenen gemeinsamen Grundlagen
auch weiter intensiviert.

Meine Damen und Herren, die Beschlüsse der Bre-
mischen Bürgerschaft sind erfüllt. Für das Land Bre-
men sind verbindliche, medizinische Leitlinien im
Konsens festgelegt worden. Ich denke, das ist ein
schöner  gemeinsamer  Erfolg,  dafür  bedanke  ich
mich bei allen Beteiligten.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Bevor ich Frau Senato-
rin Röpke das Wort erteile, möchte ich ganz herzlich
eine Besuchergruppe begrüßen. Es tut mir Leid, nor-
malerweise begrüßen wir Sie namentlich. Ich habe
aber keine Bezeichnung für Sie. Ich möchte Sie den-
noch herzlich bei uns begrüßen!

(Beifall)

Das Wort erhält Frau Senatorin Röpke.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt den
Vorsitz.)

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich freue mich, dass das so positiv hier
in diesem hohen Haus gesehen wird. Ich bin auch
sehr froh darüber, dass es gelungen ist, diesen run-
den Tisch zu installieren, der unter Federführung
meines Ressorts ins Leben gerufen wurde. Es ist ja
manchmal nicht so einfach mit den runden Tischen.
Es ist aber umso schöner, wenn man sie dann er-
folgreich beenden kann. Ich möchte mich daher ganz
herzlich bei allen bedanken, die an diesem runden
Tisch mitgewirkt haben.

Ich möchte sie deshalb einfach einmal aufzählen,
damit Sie einen Eindruck bekommen: Das waren die
Ärztekammer Bremen, die Psychotherapeutenkam-
mer Bremen, die Kassenärztliche Vereinigung Bre-
men, die Krankenkassen im Land Bremen, die un-
abhängige Patientenberatungsstelle Bremen, sach-
verständige Vertreter der Berufsverbände der Kin-
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der- und Jugendärzte und der Kinder- und Jugend-
psychiater und -psychotherapeuten, die Pharmazeu-
tische  Beratungsstelle  im  Land  Bremen  sowie  das
Kinderzentrum Bremen. Ich denke, das ist schon eine
beeindruckende  Zahl  von  Menschen,  die  sich  mit
diesem Thema beschäftigt und etwas Gutes auf den
Weg gebracht haben.

Dieser runde Tisch hat dann wirklich konkrete Re-
sultate zur Folge gehabt. Ich will sie kurz noch ein-
mal darstellen. Die Kassenärztliche Vereinigung Bre-
men schätzt, dass zirka 1500 bis 1700 Kinder in Bre-
men mit der Indikation ADHS therapiert werden, wo-
bei wir natürlich berücksichtigen müssen, dass wir
auch  da  ein  Oberzentrum  mit  Ausstrahlung  nach
Niedersachsen sind. Ritalin wird in Bremen zu weit-
aus mehr als 90 Prozent von den Fachgruppen der
Kinder- und Jugendärzte sowie Kinder- und Jugend-
psychiater  und  -psychotherapeuten  verordnet.  Die
Anzahl der Verordnungen von Ritalin, die bis Mitte
2002 verglichen mit dem Bundesdurchschnitt aller-
dings angestiegen ist, konnte in der zweiten Jahres-
hälfte deutlich reduziert werden. Klar ist auch, dass
die fachlich umstrittene Verordnung im Vorschulal-
ter in Bremen nicht stattfindet.

Der runde Tisch, Frau Dreyer, war dann überein-
stimmend der Auffassung und setzt das mit den Ak-
teuren auch so um, dass die Behandlung mit Ritalin
immer  durch  eine  psychotherapeutische  und  ge-
sprächsorientierte Begleittherapie flankiert werden
muss. Das sagen ja auch die Leitlinien, die jetzt in
Bremen auf der Basis der Vereinbarungen des run-
des Tisches gelten, und zwar mit der Maßgabe, dass
Ritalin ab dem sechsten Lebensjahr, das ist ja auch
schon gesagt worden, eingesetzt wird. Das ist, den-
ke ich, auch ganz wichtig.

Die Bundesebene arbeitet jetzt ebenfalls an na-
tional gültigen neuen Leitlinien, die wir dann selbst-
verständlich, sie sollen ja noch dieses Jahr auf den
Weg gebracht werden, auch in Bremen übernehmen
werden. Die Ärztekammer Bremen, die Psychothe-
rapeutenkammer  Bremen  und  die  Kassenärztliche
Vereinigung, das sage ich hier auch ganz deutlich,
sind gefordert, ihre Mitglieder durch eine Intensi-
vierung ihrer Fortbildungsaktivitäten auf dem Ge-
biet ADHS weiterzuqualifizieren und ihnen auch die
Leitlinie zu vermitteln.

Gleichzeitig  stehen  die  Krankenkassen  in  der
Pflicht, durch die Vertragsgestaltung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Bremen ausreichend finanzielle
Ressourcen zur Verfügung zu stellen, damit auch ei-
ne adäquate Therapie, wie wir sie hier beschrieben
haben und der runde Tisch auch für sich formuliert
hat, erfolgen kann. Ich denke, das ist alles in allem
ein wirklich gutes Ergebnis, das sich sehen lassen
kann. Ich danke allen, die daran mitgewirkt haben.
– Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
ist zurückgezogen, so dass die Abstimmung entfällt.

Somit lasse ich jetzt über den Antrag der staatli-
chen Deputation für Arbeit und Gesundheit abstim-
men.

Wer dem Antrag der staatlichen Deputation für
Arbeit und Gesundheit mit der Drucksachen-Num-
mer 15/1376 seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tages-
ordnungspunkt 18 aufrufe: Es hat sich aufgelöst, es
ist dort oben nicht die Gruppe „Anonym“, sondern
es sind Abgeordnete der CDU-Fraktion der Bezirks-
versammlung Hamburg-Mitte, die einen Tag in Bre-
men verweilen. – Nochmals, herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf.

Reform der Lehrer- und Lehrerinnenausbildung

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. August 2002

(Drucksache 15/1199)

Wir verbinden hiermit:

Reform der Lehrer- und Lehrerinnenausbildung

Mitteilung des Senats vom 11. Februar 2003
(Drucksache 15/1377)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke,
ihm beigeordnet Staatsrat Köttgen.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, Reform der Lehrer- und
Lehrerinnenausbildung, vom 6. August 2002, Druck-
sache 15/1199, ist von der Bürgerschaft (Landtag) in
ihrer Sitzung am 18. September 2002 an die staatli-
chen Deputationen für Bildung und Wissenschaft, wo-
bei die Federführung bei der staatlichen Deputation
für  Wissenschaft  lag,  überwiesen  worden.  Diese
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Deputationen legen nunmehr mit der Drucksachen-
Nummer 15/1377 ihren Bericht dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Mit dem der Bür-
gerschaft jetzt vorliegenden Bericht über die Reform
der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern, der
auf einen Antrag der Grünen zurückgeht und damit
jetzt auch erledigt ist – das kann ich gleich sagen,
den wir damit zurückziehen –, wird eine grundle-
gende und weitreichende Reform auf den Weg ge-
bracht.

Heute haben wir die Grundsatzentscheidung! Ihre
Umsetzung  wird  für  die  Universität  Bremen  eine
zentrale,  eine  ganz  wesentliche  Aufgabe  für  die
nächsten vier Jahre sein. Sie wird, wenn sie erfolg-
reich gelöst wird, die Arbeit der Universität auch in
weiten Bereichen und darüber hinaus neu gestal-
ten, unter anderem, weil sie ein Durchbruch ist bei
der Einführung gestufter Studienabschlüsse.

Die Grünen freuen sich sehr, dass die Koalitions-
fraktionen und Herr Senator Lemke unseren Reform-
ideen nun doch gefolgt sind, nachdem die ersten
Stellungnahmen hier im vergangenen Herbst sehr
zaghaft, abwartend und zögerlich waren.

Die Reform, die wir jetzt im Grundsatz beschlie-
ßen werden, geht in zwei Richtungen, die eng mit-
einander verknüpft sind: Inhalt und Struktur! Wir
wollen, dass in Zukunft die Lehrerausbildung bes-
ser an den Anforderungen der Berufspraxis orien-
tiert ist und deswegen darauf konzentriert wird, die
Studierenden zu – ich darf mit Erlaubnis des Präsi-
denten zitieren aus dem Antrag – „Vermittlung von
Wissen und zu Erziehung in der Schule ausbilden“.
Ich darf noch einmal zitieren: „Die Lehrperson ist in
erster  Linie  Expertin  für  Unterricht,  für  Lern-  und
Erziehungsprozesse“ und eben nicht in erster Linie
Expertin für Sprachwissenschaft, Mechanik, Chemie
oder was es sonst gibt, wie es heute weitgehend noch
der Anspruch ist. Von der Realität ist es, glaube ich,
weit entfernt.

Wir wollen, und das zur Struktur, dass die Lehrer-
ausbildung  zukünftig  in  zwei  Phasen  erfolgt:  zu-
nächst in der so genannten Bachelor-Phase, die mit
einem berufsqualifizierenden Abschluss endet, auch
für Berufsfelder, für die bisher nur nebenbei und eher
zufällig ausgebildet worden ist, also all die „Leh-
rer“, die dann in die Verlage oder sonst wo hinge-
hen; dann in der für Lehrer anschließenden Master-
Phase, in der Kenntnisse für das Unterrichten noch
mehr im Mittelpunkt stehen. In dieses Master-Stu-
dium können auch Absolventen anderer Studiengän-
ge einsteigen. Das heißt, wir entwickeln ein flexib-
les und sachgerechtes Angebot für Queraussteiger,
die früh in andere Berufe wollen, und Quereinstei-

ger,  die  von  woanders  kommen.  Zwischen  beiden
Phasen muss ein längeres Praktikum an einer Bil-
dungseinrichtung absolviert werden, denn die Stu-
dierenden sollen aus eigener Anschauung und Er-
fahrung wissen, wofür sie sich entscheiden.

Wir wissen alle, dass im Einzelfall noch viele Din-
ge zu klären sind, etwa die Frage, studiert man in
den ersten sechs Semestern zwei Hauptfächer oder
eher ein Hauptfach und ein Nebenfach, und ande-
res mehr. Die meisten dieser offenen Fragen lassen
sich sinnvoll nur in Abstimmung mit Niedersachsen
klären, denn eines ist klar: In dieser Frage sind wir
absolut auf gegenseitige Verträglichkeit der Ausbil-
dung angewiesen, wenn man weiß, wie viel wir aus-
bilden für Niedersachsen und wie eng die Verzah-
nung dort ist. Wenn es gelingt, und es muss gelin-
gen, dann gibt es auch gute Voraussetzungen dafür,
um zu wirklich substantiellen Kooperationen und Ar-
beitsteilung zu kommen zwischen der Universität in
Bremen und der Universität in Oldenburg.

Wir haben immer wieder gesagt, eine gute Leh-
rerausbildung, die wir wollen, kann man nur ma-
chen entweder mit sehr viel mehr Geld oder aber
mit Arbeitsteilung mit Oldenburg. Da wir im Mo-
ment das Viel-mehr-Geld nicht sehen – ich weiß
nicht, wer es sonst sieht –, bleibt uns nur der Weg
zur Kooperation und Arbeitsteilung mit unseren be-
nachbarten Universitäten, vor allen Dingen Olden-
burg.

Meine Damen und Herren, abschließend zur Re-
form der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung: Un-
ser grüner Antrag und das heute vorliegende Ergeb-
nis zeigen in unseren Augen noch einmal, dass die
Bürgerschaftsfraktion Bündnis 90/Die Grünen in den
vergangenen drei, vier Jahren die entscheidende
und politisch treibende Kraft in den Fragen der Stu-
dienreform gewesen ist. Erlauben Sie mir einen letz-
ten Satz: Wenn unsere Arbeit schon aus der Opposi-
tion heraus so erfolgreich gewesen ist, wie wird es
erst sein, wenn wir selbst gestalten können? – Schö-
nen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Dr. Domann-Käse.

Abg.  Dr.  Domann-Käse  (SPD):  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! In der Debatte um die
Reform der Lehrerbildung in Bremen hat für uns So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten die Prio-
rität eindeutig darin gelegen, eine Qualitätsverbes-
serung in der Ausbildung durchzusetzen. Dement-
sprechend hat aus unserer Sicht die Reform der Stu-
dieninhalte in der universitären Ausbildung Vorrang
vor der Reform der Studienstruktur, die gleichwohl
wichtig und richtig, aber in diesem Sinne eher zweit-
rangig ist.
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In dem Konzept, das der Senat hier vorlegt, das
die Deputation für Wissenschaft und die Deputation
für  Bildung  diskutiert  und  verabschiedet  haben,
stehen  deswegen  auch  einige  Punkte  der  inhaltli-
chen Reform im Mittelpunkt, die ich kurz erwähnen
möchte.

Ganz zentral wird in Zukunft in der universitären
Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern sein, dass
die Kompetenz der Wissensvermittlung im Zentrum
der Ausbildung steht, das bedeutet praktisch, dass
die pädagogischen, didaktischen und psychologi-
schen Studienanteile aufgewertet werden zu Lasten
der rein fachlichen Studienanteile. Für das fachli-
che Studium, es ist im Prinzip egal, in welchem Fach,
bedeutet dies, dass es in erster Linie in fachdidakti-
scher Perspektive zu erfolgen hat. Das heißt, dass
sich in der Universität einiges ändern muss.

Herr Dr. Kuhn hat es bereits angesprochen, die
Realität sieht häufig noch so aus, dass Lehramtsstu-
dierende im Fachstudium mit durchgeschliffen wer-
den, dass Angebote in erster Linie für die Diplom-
oder  Magisterstudierenden  gemacht  werden.  Das
kann so nicht weitergehen. Es muss mehr Extraan-
gebote auch im fachlichen Studium für die Lehramts-
studentinnen und -studenten geben.

Das ist zum Beispiel in den Naturwissenschaften
eine sehr drängende Sache, wenn wir uns die Pra-
xis des schulischen Unterrichts anschauen. Wir ha-
ben leider in den Schulen immer noch viel zu viel
Kreide-und-Tafel-Pädagogik.  Der  experimentelle
Anteil ist zu gering gewichtet. Das liegt nicht nur
daran,  dass  die  Mittel  zu  knapp  sind,  um  Expe-
rimente durchzuführen, es liegt eben auch daran,
dass die Lehrerinnen und Lehrer häufig die didakti-
schen Fähigkeiten nicht mitbringen, Experimente im
Unterricht richtig einzusetzen. Das ist sehr schade,
denn gerade in den Naturwissenschaften macht Ex-
perimentieren großen Spaß. Es wäre eine Möglich-
keit, mehr Schülerinnen und Schüler für diesen Be-
reich zu begeistern.

Deswegen muss klar sein, dass in Zukunft in der
Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern spezielle
Praktika im Angebot vorhanden sind, die nicht de-
ren Fertigkeiten verbessern, später in der Forschung
perfekt zu funktionieren, sondern die eben darauf
abzielen, dass sie gute Wissensvermittler und -ver-
mittlerinnen werden, Angebote, Experimente ken-
nen zu lernen, die auch im Schultag anwendbar und
tauglich sind.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer sehr wichtiger Punkt, der die inhalt-
liche Studienreform angeht, ist die Stärkung der dia-
gnostischen Kompetenz der Lehrerinnen und Leh-
rer. Das bedeutet, sie müssen gestärkt werden in der
Fähigkeit, individuelle Förderbedarfe zu erkennen
und dies natürlich auch umzusetzen in individuelle
Förderung, denn der Umgang mit heterogenen Lern-

gruppen in der Schule ist, das ist eine Erkenntnis
aus Pisa, in der Bundesrepublik besonders schlecht
ausgeprägt.

Als drittes Beispiel möchte ich Folgendes nennen:
Das Kompetenzfeld „Lernen mit digitalen Medien“,
also mit dem Computer, muss gestärkt werden. Auch
das ist zwar an der Universität Bremen schon sehr
gut entwickelt, aber sicherlich noch nicht ausrei-
chend weit verbreitet, um dem zukünftigen Bedarf,
der weiter anwachsen wird, gerecht zu werden.

Das sind drei Felder, die ich als Beispiele bringen
will, die für uns Sozialdemokraten im Mittelpunkt
der Debatte um die Qualitätsverbesserung gestan-
den haben. Nun kam vor wenigen Wochen zumin-
dest für mich ein überraschender Vorstoß der Uni-
versität, die Strukturreform, nämlich die Umstellung
der Studiengänge auf konsekutive Abschlüsse, im
Lehramtsbereich zeitlich vorzuziehen, also nicht wie
ursprünglich geplant in den anderen Bereichen der
Universität zu beginnen, sondern gerade im Lehr-
amtsbereich. Ich habe das zuerst skeptisch gesehen,
aber natürlich, wenn die Universität dies jetzt so
machen will und hier eine Chance sieht, werden wir
das unterstützen. Die inhaltliche Reform kann jetzt
mit dieser Strukturreform verbunden werden. Es ist
ein ehrgeiziges Ziel der Universität, zum Winterse-
mester 2004/2005 alle Studiengänge mit Lehramts-
bezug  auf  BA/MA-Abschlüsse  umzustellen,  aber
unsere Unterstützung hat sie.

Wir werden allerdings darauf achten, und ich hof-
fe, auch der Wissenschaftssenator wird dies tun, dass
bei der Strukturreform, die sicherlich nicht einfach
durchzuführen sein wird, die inhaltlichen Aspekte,
die ich eben kurz angerissen habe, nicht unter die
Räder geraten werden.

Meine Damen und Herren, die Politik als Ganzes
hier im Hause und im Senat und auch die Akteurin-
nen und Akteure an der Universität haben mit die-
sem Konzept zur Reform der Lehrerbildung bewie-
sen, dass wir aus Pisa in Bremen gelernt haben, dass
wir etwas Neues auf den Weg bringen und hier ein
Alle-Mann-Manöver machen. Ich hoffe, es wird in
rund zehn Jahren Erfolge zeigen mit sehr guten Leh-
rern und Schülerinnen und Schülern, die sich mit
ihrer Leistung im Bundesvergleich sehen lassen kön-
nen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg. Jäger (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wenn wir hier heute im Parlament
den Bericht des Senats zur Reform der Lehreraus-
bildung diskutieren und auch als CDU entsprechen-
de Weichenstellungen positiv begleiten, dann ent-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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scheiden wir über einen richtig großen Bereich an
der Universität. Ich erinnere daran, dass die Lehrer-
ausbildung einen richtig großen Brocken ausmacht,
hier geht es nicht nur um die Zukunft unserer Kin-
der, wie Herr Dr. Domann-Käse eben abgeschlos-
sen hat, hier geht es auch um die Zukunftschancen,
um die Berufschancen junger Studierender, Hunder-
ter von Studierender. Insofern kann man das gar
nicht in einer Fünf-Minuten-Debatte so würdigen,
wie wir das hier so en passant in einem Parforceritt
durchgehen.

Wir wissen als CDU-Fraktion allerdings noch sehr
genau, welche Folgen die bremische Stufenlehrer-
ausbildung zumindest zu Beginn hatte, als Lehramts-
absolventen in der beruflichen Sackgasse gelandet
sind und über keinerlei überregionale Anerkennung
in anderen Bundesländern verfügt haben. Die CDU
sagt an dieser Stelle deutlich, diesen Fehler, meine
Damen und Herren, dürfen wir nicht wiederholen!

Die Bremer CDU-Fraktion stützt den Kurs, auch
die Lehrerausbildung zu einem konsekutiven Stu-
dienmodell  umzuwandeln.  Dies  mag  angesichts
mancher  bundesweiter  Diskussionen,  Gutachten,
Lehrerverbandsäußerungen, auch Diskussionen in-
nerhalb der CDU überraschen. Einen Blankoscheck,
Herr Senator Lemke, stellen wir dennoch natürlich
nicht aus. Unsere Zustimmung ist an klare Bedingun-
gen geknüpft. Diese Dinge haben wir auch in der
Deputation diskutiert und gemeinsam so beschlos-
sen. Ich möchte daran noch einmal erinnern.

Eine wichtige Frage der Anerkennung der voraus-
sichtlichen künftig neuen konsekutiven Lehreraus-
bildung ist daran zu sehen, inwieweit es gelingt, die
schulartenspezifische  Ausbildung  sicherzustellen.
Ich erinnere an die Aussage der Bildungsbehörde
in der Deputationssitzung, in der es hieß, dass er-
kennbar sein müsse, dass Lehrkräfte schwerpunkt-
mäßig vorbereitet sind auf die Befähigung zum Un-
terricht in der Grund-, Haupt- und Realschule. Wir
nehmen Sie beim Wort!

Meine Damen und Herren, in der Bundesrepublik
gibt es unter anderem in Nordrhein-Westfalen und
Mecklenburg-Vorpommern  konsekutive  Modelle,
die wir so, wie sie dort gemacht werden, nicht mit-
tragen würden. Für uns ist wichtig, die Verzahnung
von Fachwissenschaften und Didaktik in Bachelor-
und  Master-Phase  muss  gewahrt  sein.  Die  erzie-
hungswissenschaftlichen Anteile müssen in der Ba-
chelor-Phase nicht nur Wahlangebot sein, sondern
müssen verpflichtend festgeschrieben werden. Stu-
dierende müssen im Grundstudium bereits erken-
nen können, ob sie für die Lehrerbildung geeignet
sind oder nicht. Der Senat sieht das in seinem Be-
richt ähnlich. Auch hier nehmen wir Sie beim Wort!

Bundesweit  ist  die  Anerkennung  des  Bachelor-
Master-Modells in der Lehrerausbildung längst nicht
so sichergestellt, wie manche das vielleicht denken.
Die KMK hat sich geöffnet, hat aber in Wirklichkeit

einen faulen Kompromiss geschlossen. Es gibt A-
Länder, es gibt B-Länder, und dann kommt dabei et-
was heraus. Anschließend gibt es noch Protokollno-
tizen, ich erinnere an Bayern.

Wir sind als Bremer CDU-Fraktion der Auffassung,
dass  der  europäische  Hochschulraum  langfristig
auch nicht vor der Lehrerausbildung haltmachen wird.
Insofern ist es auch richtig, in Bremen hier gleich
voranzugehen, auch die Weichenstellungen an der
Universität in Bremen sind richtig. Nur, die Beden-
ken darf man natürlich nicht beiseite schieben. Ich
sage aber auch, wir können uns nicht so einfach mit
Süddeutschland vergleichen. Pädagogische Hoch-
schulen gibt es hier nicht mehr, insofern sind die Vor-
aussetzungen ganz andere, und insofern sind man-
che Ratschläge aus dem Süden vielleicht nicht ganz
so treffend. Man hat da eben noch andere Errun-
genschaften, die es hier nicht mehr gibt. Manch Alt-
achtundsechziger sagt inzwischen, hätten wir doch
die pädagogischen Hochschulen noch, aber das hilft
uns in der jetzigen Lage auch nicht weiter!

Meine Damen und Herren, für die CDU ist klar,
und Herr Dr. Kuhn hat es eben auch gesagt, dass
die Reformen nur im Gleichschritt mit Niedersach-
sen gehen. Ich hoffe, dass das, was die Behörde und
die politische Führung vor der Niedersachsenwahl
gesagt haben, auch heute weiterhin so gilt. Die Res-
sourcenverteilung von Oldenburg und Universität
Bremen ist angesprochen worden. Wir haben da viel-
leicht manche Sünde getan und manchen Befindlich-
keiten der Universitäten eher Rechnung getragen,
als ordnungspolitisch gehandelt. In der Frage der
Doppelstrukturen, der besseren Arbeitsteilung sind
hier die politischen Führungen jetzt gefordert, trotz
aller Autonomie der Hochschulen selbst.

Zahlreiche Professoren verlassen die Universität
Bremen. Wir stellen ja eine völlig neue Universität
dahin, und das macht auch vor der Lehrerausbildung
nicht Halt, Professoren und Dozenten in der Lehrer-
ausbildung wechseln. Insofern ist es jetzt richtig, eine
Reform anzugehen. Dennoch, einen Alleingang Bre-
mens lehnen wir ab. Die heutige Beratung ist keine
endgültige Entscheidung. Sie ist ein Handlungsauf-
trag oder, wie Herr Dr. Kuhn gesagt hat, eine Grund-
satzentscheidung, ein Handlungsauftrag an den Se-
nat, hier schnellstmöglich mit der neuen niedersäch-
sischen Landesregierung und den zuständigen Mi-
nistern zu verhandeln.

Ich bin bereit, meinen Teil dazu beizutragen. Ge-
rade bei diesem wichtigen Thema kann eine gemein-
same Verantwortung von SPD und CDU in Bremen
möglicherweise mehr bewegen als alle anderen Kon-
stellationen, über die manche gern in diesen Tagen
vor der Wahl nachdenken.

(Beifall bei der CDU)

Herr Lemke, Sie haben in der Deputationssitzung
gesagt, dass auch von Ihrer Seite kein Alleingang
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Bremens in der Lehrerausbildung gewünscht ist, Sie
eine vertragliche Regelung mit Niedersachsen an-
streben. Die künftigen Lehramtskandidaten werden
es Ihnen danken, wenn wir ihnen eine Berufschan-
ce eröffnen und ihnen keine verbauen, wenn wir die
Anerkennung in anderen Bundesländern für das Mo-
dell gewinnen. Das geht nur gemeinsam mit Nie-
dersachsen. Ich hoffe, Sie stehen dazu, auch da neh-
men wir Sie beim Wort.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In so einer einvernehm-
lichen Debatte noch einmal abschließend Stellung
zu nehmen, ist jetzt nicht ganz einfach, ich will es
trotzdem versuchen!

Den inhaltlichen Bereich, den formalen Bereich
haben alle Debattenredner beschrieben. Natürlich,
sehr geehrter Herr Jäger, stehe ich selbstverständ-
lich dazu, dass wir das sehr eng mit Niedersachsen
abstimmen, und ich habe schon beim ersten Ken-
nenlernen mit den Kollegen aus Niedersachsen dar-
um gebeten, dass wir möglichst bald zusammenkom-
men, wenn sie sich etwas eingearbeitet haben, dass
wir uns dann sowohl im Bildungsbereich als auch
im Wissenschaftsbereich abstimmen, damit wir hier
nicht völlig gegenläufig arbeiten. Ich finde, das ist
ohne Frage eine vernünftige Sache.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, zum inhaltlichen Be-
reich bin ich der Auffassung, dass wir die neuen
Unterrichtsmodelle einer neuen modernen Lehrer-
ausbildung in den Vordergrund stellen sollten, wie
es eben bereits gesagt worden ist: endlich weg von
Tafel und Kreide hin zu handlungsorientiertem Un-
terricht! Wir müssen hier nach dem Motto arbeiten,
Erfahrung ist besser als Belehrung. Das setzt sich
immer mehr fort in den verschiedensten Unterrichts-
bereichen, und glücklicherweise haben wir bereits
jetzt verschiedene Projekte laufen, aber die sind in
den Schulen noch nicht so ausgeprägt, wie ich mir
das wünsche.

Ein weiterer wichtiger Punkt, das ist bisher noch
nicht erwähnt worden, ist die Einführung von Kern-
curricula im Bereich der Lehrerbildung zur Festle-
gung von verbindlichen Qualifikationsmerkmalen im
pädagogischen und didaktischen Bereich, ich sage
ausdrücklich, von verbindlichen Merkmalen im Be-
reich der Lehrerausbildung. Das ist bisher noch nicht
so, wie ich mir das im Prinzip im Interesse der Schü-
lerinnen und Schüler wünsche, denn sie sollen von
Lehrerinnen und Lehrern unterrichtet werden, die

die Vermittlung von Fachwissen und Kompetenzen
im Vordergrund ihres Bemühens haben. Die Vermitt-
lung, nicht das Fachwissen allein ist letztendlich ent-
scheidend, sondern ob sie die Kinder in ihrer eige-
nen Kompetenz erreichen, um das Wissen und die
Kompetenzen entsprechend zu vermitteln.

Ich glaube, und das ist ja unser Ansatz gewesen,
das war nicht nur allein die Initiative der Grünen,
sondern wir haben ganz klar durch die verschiede-
nen Gutachten, die auch von der KMK, Terhart, Oel-
kers und anderen, auch von der Bertelsmann-Stif-
tung hier eingebracht worden sind, die Defizite un-
serer Lehrerausbildung beschrieben bekommen.

Ich verweise in dem Zusammenhang auch auf die
mangelnde Diagnosefähigkeit unserer Lehrer, den
mangelnden Umgang mit heterogenen Gruppen, ein
großes Problem in unserem Schulalltag. Wir hätten
es viel leichter, wenn unsere Lehrerinnen und Leh-
rer  besser  im  Umgang  mit  heterogenen  Gruppen
ausgebildet wären, damit nicht immer nur selektiv
aussortiert wird, sondern dass sich im Gegensatz
bemüht wird, die Kinder solange wie möglich im Un-
terricht zusammen zu lassen, Herr Dr. Kuhn, auch
im sozialen Integrationssinn die Kinder solange wie
möglich gemeinsam zu beschulen. Dazu muss ich
aber im Interesse der Eltern natürlich die Lehrer auch
so ausgebildet haben, dass sie in der Lage sind, mit
heterogenen Gruppen alle Leistungsstufen so zu er-
reichen, dass ich den Schwachen fördere, aber dem
begabten Schüler zusätzliches Futter gebe, das er
dringend benötigt. Das ist offensichtlich vernachläs-
sigt worden, meine Damen und Herren.

Es ist auch der mangelhafte Praxisbezug ange-
klungen, und deshalb will ich das nur anreißen. Wir
haben mittlerweile das Halbjahrespraktikum einge-
führt, das kommt sehr gut an. Allen Unkenrufen zum
Trotz kommt dieses Halbjahrespraktikum bei den
Studenten sehr gut an, es hilft ihnen. Wir geben ih-
nen die Möglichkeiten, bereits in der ersten Phase
ihres Studiums Blockpraktika durchzuführen. Das ist
deshalb wichtig, damit unsere Lehramtsstudenten
nicht erst im Nachhinein feststellen, dass sie gar nicht
damit zurechtkommen, was sie in der Schule erwar-
tet, sondern so früh wie möglich einen Praxisbezug
bekommen, damit sie gegebenenfalls auch noch um-
steuern können, wenn sie feststellen, dass das mög-
licherweise nicht das von ihnen erhoffte oder an-
gestrebte Berufsziel ist. Je früher in die Praxis, kann
ich nur sagen, desto besser ist es für die Lehramts-
studenten!

Abschließend, meine Damen und Herren, sage ich,
dass wir über diesen Reformprozess, den wir hier
begonnen haben, in zwei Bereichen bereits jetzt So-
fortmaßnahmen umsetzen werden. Das ist einmal
eine verbindliche Einführung von Diagnoseveran-
staltungen im Lehramtsstudium, um genau das, was
ich eben geschildert habe und was wir gestern hier
im Haus auch heftig debattiert haben, bereits im
Lehramtsstudium in der ersten Phase einzuführen,



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 76. Sitzung am 3. 4. 035508

(A) (C)

(B) (D)

dass die Diagnosefähigkeit verbessert wird. Dazu
brauchen wir nicht die formale Umgestaltung, son-
dern das haben wir bereits jetzt als erste Sofortmaß-
nahme ab dem Sommersemester 2003 eingeführt.

Der zweite Bereich ist, dass wir im Rahmen von
Fortbildungsveranstaltungen  des  LIS  ebenfalls  im
Diagnosebereich Veranstaltungen angeboten haben,
was ich eben erwähnt habe, im Umgang mit hetero-
genen Gruppen. Beide Komplexe beginnen wir nicht
erst mit der Reform, sondern haben wir im Rahmen
von Sofortmaßnahmen bereits jetzt umgestellt. Ich
glaube, damit sind wir auf einem guten Weg.

Ich darf mich auch recht herzlich für die einstim-
mige Beschlussfassung dieser Lehrerreform bedan-
ken. Ich finde, wir sind auf einem guten Weg, und
danke Ihnen herzlich dafür!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der  Mitteilung  des  Senats,  Drucksache  15/1377,
Kenntnis.

13. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau über deren Tätigkeit vom 1. Januar 2000

bis 31. Dezember 2001

Mitteilung des Senats vom 15. Oktober 2002
(Drucksache 15/1261)

Wir verbinden hiermit:

Bericht  und  Antrag  des  Ausschusses  für  die
Gleichberechtigung der Frau zum 13. Bericht
der Bremischen Zentralstelle für die Verwirk-
lichung der Gleichberechtigung der Frau über
deren Tätigkeit vom 1. Januar 2000 bis 31. De-
zember 2001 (Mitteilung des Senats vom 15.

Oktober 2002, Drucksache 15/1261)
vom 20. Februar 2003

(Drucksache 15/1385)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke.

Meine Damen und Herren, der 13. Bericht der Bre-
mischen  Zentralstelle  für  die  Verwirklichung  der
Gleichberechtigung der Frau, Drucksache 15/1261,
ist von der Bürgerschaft (Landtag) in ihrer 68. Sit-
zung am 13. November 2002 an den Ausschuss für
die Gleichberechtigung der Frau überwiesen wor-
den. Dieser Ausschuss legt nunmehr mit der Druck-
sachen-Nummer 15/1385 seinen Bericht und Antrag
dazu vor.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Wulff als Berichterstatterin des Ausschusses.

Ich  begrüße  auch  die  Frauenbeauftragte,  Frau
Hauffe. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Abg. Frau Wulff, Berichterstatterin: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Der Ausschuss für die
Gleichberechtigung der Frau hat den überwiesenen
Bericht der Zentralstelle am 5. November 2002 und
am 12. Februar 2003 beraten und erstattet den fol-
genden Bericht dazu:

Schwerpunkte der Arbeit der Bremischen Zentral-
stelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung
der Frau, im Folgenden abgekürzt ZGF, das macht
die Sache einfacher, bildeten die Bereiche Arbeit, Wirt-
schaft, Gender Mainstreaming, Frauenförderung im
öffentlichen Dienst bezogen auf die Umsetzung des
Landesgleichstellungsgesetzes,  das  Thema  neue
Medien, Familienpolitik, Familienrecht, Erziehungs-
und Bildungswesen, Wissenschaft, Gesundheit, Ge-
walt gegen Frauen und Bürgerinnenbeteiligung.

Die ZGF hat in Bremen und Bremerhaven ihrem
gesetzlichen Auftrag entsprechend auf vielen gesell-
schaftlichen Gebieten zur Verwirklichung der Gleich-
berechtigung der Frau beigetragen. Sie hat Anstöße
geliefert, Vorschläge gemacht, Vorhaben geprüft und
Verstöße angeprangert. Darüber hinaus hat sie in-
formiert sowie Beratung und Hilfe in Einzelfällen ge-
leistet.

Der Ausschuss begrüßt, dass die Zentralstelle die
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen zu einem ihrer Arbeitsschwerpunkte gemacht
hat. Unter Federführung der Zentralstelle hat der Se-
nat eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe häus-
liche Beziehungsgewalt gebildet, und für die Zukunft
fordert der Ausschuss die Zentralstelle auf, ihre um-
fangreichen Aktivitäten zur Bekämpfung der häus-
lichen Beziehungsgewalt und des Menschenhandels
fortzusetzen und in ihrem Engagement nicht nach-
zulassen.

Wichtig erscheint dem Ausschuss, dass die Zen-
tralstelle weiterhin federführend die Umsetzung des
Konzeptes zur Bekämpfung häuslicher Beziehungs-
gewalt begleitet. Als großen Erfolg wertet der Aus-
schuss die im Berichtszeitraum auf Initiative der Par-
lamentarierinnen aller Fraktionen erfolgte Regelung
eines Wegweisungsrechts im Bremischen Polizeige-
setz.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Ausschuss erwartet, dass im Zusammenhang
mit dem am 1. Januar 2002 auf Bundesebene in Kraft
getretenen Gewaltschutzgesetz den betroffenen Frau-
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en ermöglicht wird, ihre Lebensverhältnisse langfris-
tig zu verbessern. Der Ausschuss unterstreicht noch-
mals seine Forderung, dass die eingezogenen Ver-
brechensgewinne aus Menschenhandel zweckge-
richtet zur Unterstützung der Beratungstätigkeit für
Opfer des Frauenhandels und der Zwangsprostitu-
tion eingesetzt werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Er erwartet, dass der Senat baldmöglichst die Finan-
zierung einer unabhängigen Beratungsstelle für die-
sen Personenkreis sicherstellt.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Haushaltsgesetzgeber  sind  wir

hier!)

Richtig, Frau Linnert, das setzt voraus, dass das
Parlament natürlich auch die Mittel bereitstellt!

Bis heute wird Gleichstellungspolitik noch nicht
von  allen  Politikfeldern  als  Aufgabe  verstanden.
Gender Mainstreaming soll bestehende Nachteile für
beide Geschlechter abbauen helfen und zugleich der
Prävention von sich abzeichnenden Diskriminierun-
gen dienen. Soweit es um die bestehende Benach-
teiligung geht, ergänzt Gender Mainstreaming die
Frauenfördermaßnahmen, es ersetzt sie aber nicht.
Hier besteht trotz des großen Engagements der ZGF
noch erheblicher Handlungsbedarf. Der Ausschuss
fordert die ZGF auf, im Senat, bei den Behörden und
in der Öffentlichkeit weiterhin darauf hinzuwirken,
dass das Bewusstsein für Gender Mainstreaming ge-
bildet und es immer mehr zu einem öffentlichen The-
ma wird.

(Beifall)

Noch nicht befriedigend gelöst ist die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf in unserer Gesellschaft,
so auch nicht im Lande Bremen. Hier reicht es nicht
allein aus, die Rahmenbedingungen, also zum Bei-
spiel die Kinderbetreuungsangebote, zu verbessern.
Wichtig ist auch, ein öffentliches Bewusstsein dafür
zu schaffen, dass Kindererziehung und Familienar-
beit auch eine Aufgabe der Väter ist.

Insoweit erwartet der Ausschuss klare Signale durch
die  ZGF.  Damit  ist  gemeint,  eventuell  eine  Kam-
pagne in dieser Richtung zu initiieren. Da sich Frau-
en noch immer auf zu wenige Berufsfelder konzen-
trieren, erscheinen dem Ausschuss die Aktivitäten
der ZGF, die darauf abzielen, mehr Frauen an die
IT-Technologien heranzuführen, als wesentlich und
begrüßenswert. Die ZGF sollte dafür Sorge tragen,
dass das Bremer Landesportal und Online-Magazin
für Frauen in Bremen, Gesche.online, auch künftig
ein breites Angebot für Frauen bereithält und von
Frauen umfassend genutzt werden kann.

Ebenso wie im vorigen Bericht liegt in Bremerha-
ven der Anteil von Frauen an Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen unter ihrem Anteil an den Arbeitslo-
sen im Gegensatz zu dem Anteil in der Stadt Bre-
men. Hier gibt es eine bessere Situation. Damit wird,
wie auch in den Vorjahren, die nach SGB III vorge-
schlagene Sollquote nicht erreicht. Insofern fordert
der Ausschuss sowohl die ZGF als auch die Vertre-
ter und Vertreterinnen des Senats in den Gremien
der Arbeitsverwaltung auf, sich dafür einzusetzen,
dass künftig der gesetzliche Auftrag erfüllt wird.

(Beifall bei der SPD)

Die Mädchenarbeit in der Jugendarbeit muss trotz
geringer  werdender  Mittel  weiterhin  ein  Arbeits-
schwerpunkt der ZGF bleiben. Hier muss der Blick
insbesondere  auf  die  Berufsorientierung  für  Mäd-
chen gelenkt werden, da Frauen und Mädchen die
vorhandene Bandbreite an Ausbildungsmöglichkei-
ten nicht ansatzweise ausschöpfen. Der Ausschuss
erwartet, dass die Zentralstelle ihre gute Arbeit der
letzten Jahre fortsetzt. Insbesondere der so genann-
te Girls‘ Day, in diesem Jahr wieder am 8. Mai 2003,
sollte auch künftig jährlich und in größerem Rahmen
durchgeführt werden.

Nach Auffassung des Ausschusses stellte die For-
mulierung und Durchsetzung einer frauengerechten
Gesundheitspolitik  einen  wichtigen  Schwerpunkt
der Arbeit der ZGF dar. Der Ausschuss fordert, dass
der Frauengesundheitsbericht für das Land Bremen,
der erstmals im August 2001 vorgelegt wurde, in re-
gelmäßigen Abständen fortgeschrieben und thema-
tisch erweitert wird.

(Beifall bei der SPD)

Die ZGF hat die Einführung des Bremer Brust-
krebs-Screening-Projektes kritisch begleitet. So ist
es auch maßgeblich auf die Arbeit der ZGF zurück-
zuführen, dass bei der Bremer Krebsgesellschaft und
beim Frauen-Gesundheitszentrum eine unabhängige
und frauenspezifische Beratung eingerichtet wurde,
die einen wichtigen Beitrag zur persönlichen Ent-
scheidungsfindung der einzelnen Frau leistet.

(Beifall bei der SPD)

Der Ausschuss begrüßt, dass es der Zentralstelle
im Berichtszeitraum wiederum gelungen ist, mit den
zur Verfügung stehenden Mitteln umfangreiche Tä-
tigkeiten zu entfalten, wie sie im Bericht dargestellt
sind. Vor dem Hintergrund der insgesamt erfolgrei-
chen Arbeit der ZGF hätte sich der Ausschuss auch
konkrete Angaben dazu gewünscht, wie die Verein-
barung zwischen der Bundesregierung und den Spit-
zenverbänden der deutschen Wirtschaft zur Förde-
rung der Chancengleichheit in der Privatwirtschaft,
die vom 2. Juli 2001 datiert ist, umgesetzt wird. In-
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soweit erwartet der Ausschuss, dass die ZGF auf lo-
kaler Ebene einen Arbeitskreis initiiert, an dem sich
hochrangige Vertreter der Arbeitgeberverbände und
auch des Senators für Wirtschaft und Häfen beteili-
gen sollten.

Kritikwürdig erscheint dem Ausschuss die lange
Zeitspanne zwischen dem Berichtszeitraum und der
Vorlage des Berichtes. Der Ausschuss bittet die ZGF,
künftig die Berichte zeitnäher vorzulegen, wobei wir
wissen, dass es nicht allein an der ZGF liegt, es ist
ein  längeres  Verfahren,  weil  ja  immer  alles  auch
durch den Senat muss und durch die Gremien im
Parlament. Aber wir Parlamentarierinnen brauchen
auch Zeit, um das zu beraten. Wir haben, wenn Sie
sich die Daten ansehen, den Bericht schon beraten,
bevor er uns offiziell zugeleitet wurde. Da haben wir
schon angefangen und sind trotzdem nicht so schnell
damit  durchgekommen.  Außerdem  würde  es  der
Ausschuss sehr begrüßen, wenn sich die Arbeit der
ZGF und auch die Darstellung im Tätigkeitsbericht
künftig mehr auf Schwerpunkte konzentrieren wür-
de. Diese bilden nach Auffassung des Ausschusses
die Bereiche Gender Mainstreaming, Gewaltschutz,
Mädchenarbeit und die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf.

Abschließend empfiehlt der Ausschuss der Bür-
gerschaft (Landtag) gegen die Stimme der Vertrete-
rin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, sich den
Anregungen  der  Mehrheit  des  Ausschusses  anzu-
schließen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Das Wort erhält die Abgeord-
nete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Frau Wulff hat
schon vieles über den dreizehnten Bericht der ZGF
gesagt, der Ihnen allen als Drucksache vorliegt. Ich
möchte noch ein paar Sachen unterstreichen. Ich fin-
de, dass der dreizehnte Bericht eine gute Ist-Ana-
lyse ist. Aber er ist auch problemorientiert und zeigt
auch Handlungsbedarf, wo es nötig ist. Leider ist das
noch in vielen Fällen. Besonders erfreulich finde ich,
dass die ZGF mit ihren, sagen wir einmal, nicht ge-
rade gut ausgerüsteten Haushaltsmitteln wieder vie-
le Fachtagungen und Projekte initiieren konnte, viele
Broschüren aufgelegt hat, auch jetzt wieder eine, die
wir uns alle vier Jahre lang ansehen dürfen und se-
hen müssen, ob wir auch dementsprechend diese
Ziele umsetzen werden. Dazu möchte ich nur noch
sagen, dass vieles von diesen Broschüren natürlich
auch nur möglich war, weil viele Drittmittel einge-
worben wurden.

Jetzt hat Frau Wulff auch schon darauf hingewie-
sen, dass ich beziehungsweise die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen dem Bericht des Ausschusses für die
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Gleichberechtigung der Frau und den Ausführungen
dazu nicht zustimmen wird, und ich werde Ihnen jetzt
auch erklären, warum. Wir haben eine differenzier-
te  Auseinandersetzung  gehabt,  die  auch sehr gut
war, aber sind dann doch in vielen Punkten nicht
mehr zueinander gekommen. Es ging wieder um das
Thema Frauenhandel und Zwangsprostitution. Das
haben wir in diesem Haus reichlich und oft behan-
delt, und ich denke, hier in diesem Haus hätte end-
lich einmal der Beschluss gefasst werden müssen,
dass diese Beratungsstelle auch finanziert wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich denke, das haben wir vor vielen Jahren schon
angefangen, und das hätte endlich einmal zu Ende
gebracht werden müssen.

Zum Punkt Gender Mainstreaming: Hier fordert
der Ausschuss die ZGF auf, dass im Senat, bei den
Behörden und in der Öffentlichkeit darauf hinge-
wirkt wird, dass das Bewusstsein für Gender Main-
streaming  gebildet  und  es  zu  einem  öffentlichen
Thema wird. Ich denke, das ist passiert, und wir ha-
ben in diesem Haus auch schon Beschlüsse gefasst,
dass das endlich umgesetzt werden muss, und zwar
im Top-down-Prinzip, das heißt, dass die Verantwor-
tung in den Ressorts liegt. Das heißt auch, dass die-
se für die Umsetzung verantwortlich sind.

Dann kommen wir noch einmal zum Punkt Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Auch dieses The-
ma hat uns in den letzten Jahren oft beschäftigt, und
ich denke, das wird uns auch weiter beschäftigen
müssen,  wenn  wir  sehen,  dass  wir  in  Europa  da
Schlusslicht sind. Hier habe ich mich besonders an
dem Satz gestört „Insoweit erwartet der Ausschuss
klare Signale durch die ZGF“. Frau Wulff hat das
vorhin ein bisschen relativiert, aber ich denke, klare
Signale müssen auch aus der Politik kommen, da-
mit es endlich umgesetzt wird, und auch in der Wirt-
schaft, wie die neueste Hertie-Studie jetzt auch zeigt.

Kommen wir jetzt noch einmal zu den Bremer-
havener Anteilen an arbeitslosen Frauen! Hier wird
auch die ZGF aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass
dieser Anteil erhöht wird. Das ist leider nicht mög-
lich, weil sie nicht über die AB-Maßnahmen oder
über die anderen Maßnahmen bestimmen. Also kön-
nen sie nur darauf hinwirken, dass es immer wieder
ins Bewusstsein kommt, aber im Ausschuss sitzen an-
dere und bestimmen auch über diese Maßnahmen.

Ich denke, der Girls‘ Day ist in den letzten Jahren
ganz hervorragend angelaufen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich weiß gar nicht, das war eine große Anzahl von
Mädchen, die daran teilgenommen haben, und wir
werden dieses Jahr als Fraktion auch daran teilneh-
men. Die Sichtweise, dass es noch verbessert wer-
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den kann, ich weiß nicht, wie man das Ding noch
toppen kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn das in den Schulen noch nicht ganz angekom-
men ist, ich denke, dann ist das Sache des Senators
für Bildung, das noch weiter publik zu machen, aber
nicht Sache der ZGF.

(Senator L e m k e :  Da mache ich kräftig
mit!)

Er macht kräftig mit, wunderbar!

Jetzt lassen Sie mich noch einmal zur Vereinba-
rung der Bundesregierung mit den Spitzenverbän-
den der Wirtschaft kommen! Wie Sie wissen, hat der
Bundeskanzler mit den Spitzenverbänden eine Ver-
einbarung  getroffen.  Ich  sage  dazu  Ablasshandel,
aber gut, okay! Der Ausschuss erwartet insoweit, dass
die Zentralstelle auf lokaler Ebene einen Arbeits-
kreis initiiert, an dem sich hochrangige Vertreter der
Arbeitgeberverbände  und  des  Senators  für  Wirt-
schaft und Häfen beteiligen. Das sehe ich nicht so.
Diese Vereinbarung ist von den Spitzenverbänden
der Wirtschaft getroffen worden, und die sind jetzt
auch im Zugzwang, das einzulösen, was sich da be-
wegt hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das müssen die Kammern machen, soweit ich das
sehe. Natürlich denke ich, dass die gern die ZGF
auffordern können, dort mitzuwirken. Ich denke, das
sollte dann auch so sein.

Dann möchte ich noch einmal etwas zur Zeitschie-
ne sagen. Frau Wulff hat das vorhin schon so ein
bisschen gesagt. Das möchte ich auch nicht ganz un-
terstützen, weil ich denke, da müssen wir uns auch
ein bisschen an die eigene Nase fassen, dass wir das
in Zukunft ein bisschen zügiger machen. Von daher
kann ich diese Kritik nicht teilen, und deshalb habe
ich versucht, Ihnen in diesen Punkten klarzumachen,
dass ich diesen Ausführungen nicht beitreten kann
und meine Fraktion auch nicht. – Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Schnakenberg.

Abg. Frau Schnakenberg (CDU): Herr Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch die
CDU-Fraktion bedankt sich bei der ZGF für den um-
fangreichen und inhaltsreichen dreizehnten Tätig-
keitsbericht und hofft, dass es möglich ist, den näch-
sten Bericht zeitnah debattieren zu können. Der Aus-
schuss für die Gleichberechtigung der Frau hat in

seinem Bericht und Antrag in Kurzform einige Akti-
vitäten der ZGF aus dem umfangreichen Bericht her-
ausgezogen und kommentiert. Die CDU-Fraktion hat
sich diesen Ausführungen angeschlossen. Die Auf-
fassung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau
Hoch eben dargestellt. Zu vielen der genannten The-
menkomplexe hat der Ausschuss in seinen Sitzun-
gen fachlich kompetente Frauen und Männer einge-
laden, um sich persönlich ein Urteil bilden zu kön-
nen. Die einzelnen Fraktionen haben dies ebenfalls
getan.

Ich  erspare  es  Ihnen,  jetzt  noch  einmal  alle
Punkte des Berichts zu kommentieren, möchte aber
zu einigen Punkten Anmerkungen aus Sicht der CDU
machen. Das Thema häusliche Gewalt gegen Frau-
en wurde in den vergangenen Jahren schwerpunkt-
mäßig behandelt. Ich komme auf diesen Punkt aber
noch in der Debatte über den zweiten Bericht der
ressortübergreifenden  Arbeitsgruppe  zurück.  Der
Bereich  Zwangsprostitution  und  Menschenhandel
wurde ebenfalls mehrfach debattiert. Dieses Thema
wird uns auch weiterhin begleiten. Aus den Erkennt-
nissen aus mehreren Debatten und Gesprächen mit
den zuständigen Mitarbeitern aus dem Kommissa-
riat drei beziehungsweise dem Kommissariat 32 un-
terstreicht die CDU-Fraktion die Notwendigkeit ei-
ner unabhängigen Beratungsstelle für die Opfer von
Menschenhandel und Zwangsprostitution.

Meine Damen und Herren, das gesellschaftliche
Klima hat sich verändert, und manche Zielsetzun-
gen sind überholt. Dafür haben sich neue Aufgaben
ergeben. Bis heute wird Gleichstellungspolitik aber
noch nicht von allen Politikfeldern als Aufgabe ver-
standen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Bedauerlicherweise!)

Das Berufswahlverhalten von jungen Männern und
Frauen ist immer noch sehr unterschiedlich, obwohl
im Bereich Bildung und Ausbildung die Mädchen den
Jungen in nichts nachstehen, teilweise sogar besser
abschneiden.  Allerdings  konzentrieren  sich  junge
Mädchen weiterhin auf die so genannten Frauenbe-
rufe, in denen die Bezahlung vergleichsweise nied-
rig ist. Daher muss eine Berufsorientierung möglichst
früh  beginnen,  um  die  große  Palette  der  Ausbil-
dungsmöglichkeiten auch aufzeigen zu können.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dies gilt auch im Hinblick auf Abitur und Studi-
um. Die CDU-Fraktion unterstützt daher die Forde-
rung des Gleichstellungsausschusses, dass der Girls‘
Day auch künftig jährlich und in größerem Rahmen
auch für jüngere Mädchen fortgeführt wird. Wenn wir
versuchen, Mädchen stärker an naturwissenschaft-
liche und technische Berufe und Studiengänge her-
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anzuführen, warum entwickeln wir nicht gleichzeitig
Strategien, um vermehrt jungen Männern, die gut mit
kleinen Kindern umgehen können, die Ausbildung
zum Erzieher nahe zu bringen, oder ermuntern sie
verstärkt, ein Lehramtsstudium mit dem Ziel Grund-
schullehrer aufzunehmen!

(Beifall bei der CDU)

Dies könnte die Forderung nach einem neuen Rol-
lenverständnis  unterstützen,  denn  Erziehung  und
Bildung beginnen bereits in frühen Lebensjahren.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion ist
ebenfalls der Ansicht, dass die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf noch nicht befriedigend gelöst wor-
den ist, und hat deshalb eigene Schwerpunkte in
diesem Bereich gesetzt.

Gleichstellungspolitik sollte Frauen und Männer
im Blick haben. Kindererziehung und Familienar-
beit ist eine partnerschaftliche Aufgabe. Daher müs-
sen unter Berücksichtigung des Gender-Gedankens
Angebote zu flexiblen Arbeitszeiten, Jobsharing und
Gleitzeit Frauen und Männern gleichermaßen offen
stehen. Eltern sollen selbst entscheiden können, wer
in welchem Umfang berufstätig ist beziehungswei-
se sich um Erziehung und Hausarbeit kümmert. Hier
begrüßen wir die Aufforderung des Ausschusses an
die ZGF, klare Signale in diese Richtung zu geben.

Dass Arbeitgeber durchaus in der Lage sind, die
Arbeit an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an-
zupassen und nicht nur die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an die Arbeit, zeigte uns erst vor kur-
zem ein Beitrag der Bereichsleiterin Personal und
Recht der Techniker-Krankenkasse Hamburg. Beim
öffentlichen Forum des Gleichstellungsausschusses
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf schilderte
sie verschiedene Teilzeitmodelle, die aber überwie-
gend von Frauen wahrgenommen werden. Die Pro-
blematik der Kleinbetriebe und -firmen mit solchen
Modellen, gerade wenn es um die Lohnnebenkosten
geht, zeigte der Beitrag einer Unternehmerin. Bei-
de Frauen wiesen auf das Manko der Nachmittags-
betreuung von Kindern hin. Es gibt aus ihren Erfah-
rungen durchaus Frauen, die bereit wären, nachmit-
tags zu arbeiten, wenn sie ihre Kinder unterbringen
könnten. Die CDU-Fraktion sieht hier ebenfalls ei-
nen Nachholbedarf.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das The-
ma Gleichstellung muss stärker in die Öffentlichkeit
gerückt werden. Gleichstellungspolitik ist eine Auf-
gabe von Frauen und Männern in allen gesellschaft-
lichen  Bereichen.  Der  Ansatz  des  Gender  Main-
streaming ersetzt viele der im ZGF-Bericht aufge-
führten Frauenfördermaßnahmen und -projekte, die
dazu dienen, Benachteiligungen von Frauen abzu-
bauen beziehungsweise sie zu verhindern, er trägt

aber dazu bei, in die Zukunft zu arbeiten und eine
isolierte Frauenförderung zugunsten einer Familien-
förderung umwandeln zu können, die Frauen, Män-
nern und Kindern zugute kommt.

Die CDU-Fraktion wird auch in Zukunft die Ar-
beit der ZGF konstruktiv, aber auch kritisch im Hin-
blick auf bestehende und künftige Aktivitäten und
deren Erfolgsaussichten begleiten. Ich schließe mit
der Bitte um Zustimmung für den Antrag des Gleich-
stellungsausschusses.  –  Vielen  Dank  für  die  Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Wulff.

Abg. Frau Wulff (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für die SPD-Fraktion kann ich es
kurz machen, weil ich ja schon als Berichterstatterin
vieles zu dem Thema gesagt habe. Ich möchte nur
noch einmal ansprechen, ich glaube, wenn wir mehr
Zeit gehabt hätten – aber wir wollten das Thema
auch nicht ewig verschleppen –, hätten wir uns auch
im Ausschuss noch auf einen einstimmigen Bericht
geeinigt, nur, so viele Sitzungen hatten wir nicht in
der Planung.

Ich glaube, Frau Hoch, so weit sind wir in der Sa-
che auch gar nicht auseinander. Es geht eigentlich
um die Funktion dieses Berichts. Es soll ja ein Be-
richt des Parlamentsausschusses zur Arbeit der ZGF
sein, und es ist natürlich richtig, dass auch wir die
einzelnen Senatsressorts auffordern, ihren Pflichten
nachzukommen. Nur, diese Debatte läuft vermittelt
über den Bericht der ZGF, und so sieht es eben häu-
fig eher so aus, als würden wir die ZGF kritisieren,
aber wir kritisieren natürlich in der Hinsicht nicht ih-
re Arbeit, sondern dass sie ihre Anstrengungen an be-
stimmten Stellen verstärken muss, damit die Senats-
ressorts ihre Arbeit auf dem Gebiet der Gleichstel-
lung auch effektivieren und verbessern. Ich möchte
es damit bewenden lassen und freue mich, dass wir
heute so weit gekommen sind, den Bericht zu bera-
ten.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte mich auch bei der ZGF be-
danken für diese wirklich engagierte, gute Arbeit,
die mit soviel Womanpower dort geleistet wird, und
das auch vor dem Hintergrund von tatsächlich ge-
ringen finanziellen Ressourcen. Das ist auch wich-
tig, das hat auch die Debatte noch einmal gezeigt.
Wir sind da noch lange nicht am Ziel, sondern ha-
ben noch sehr viel zu tun.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Ich möchte beim Arbeitsmarkt anfangen! Im Ar-
beitsmarkt haben Frauen nach wie vor Schwierig-
keiten, das ist gerade gesagt worden, mit der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, die Schwierigkei-
ten, mit den Möglichkeiten zu kämpfen, trotz hoher
Qualifikation in Führungspositionen zu gelangen. Da
haben wir immer noch einen erschreckend hohen
Anteil von Frauen, die es nicht schaffen, obwohl sie
es verdient hätten. Auch darauf müssen wir noch
sehr viel stärker das Gewicht legen. Leider ist es auch
immer noch nicht gelungen, in Bremerhaven den
Anteil der Frauen bei Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men entsprechend nach oben zu hieven. Allein das
zeigt, dass da noch sehr viel zu tun ist.

Durch öffentlichkeitswirksame Aktionen wie die
Bremerhavener Unternehmerinnenmesse und Ver-
anstaltungen  zur  Verbesserung  der  Vereinbarkeit
von Beruf und Familie wurden die strukturellen Pro-
bleme sichtbar gemacht und neue Modelle zur Ver-
besserung vorgestellt. Zum frauenfreundlichen Be-
trieb im Land Bremen möchte ich doch noch einmal
die Anregung geben, ob man nicht überlegt, den in-
zwischen bundesweiten Wettbewerb, wie zum Bei-
spiel „Total E-Quality“ oder das Audit der Hertie-
Stiftung, zu nutzen, um eine sinnvolle Alternative zu
entwickeln und sich vielleicht auf Bundesebene ein-
zubringen, anstatt diese lokale Preisverteilung wei-
ter zu verfolgen. Zumindest sollte diese Frage ein-
mal gestellt werden, auch, denke ich, eine Aufgabe
für den Ausschuss.

(Beifall bei der SPD)

Eine weitere große Aufgabe, bei der wir zugege-
benermaßen  erst  am  Anfang  stehen,  aber  doch
Schritt für Schritt diesen Prozess umsetzen, ist das
Gender  Mainstreaming.  Inzwischen  sind  Gender-
Verantwortliche in allen Ressorts benannt. Sie ha-
ben ihre Arbeit aufgenommen und sind dabei, res-
sortspezifische Maßnahmen zu initiieren und vor al-
len Dingen auch bei der Fachpolitik die Geschlech-
terperspektive einzufordern. Die ZGF hat diesen Pro-
zess  initiiert,  begleitet  ihn  auch  mit  dem  nötigen
Druck  und  macht  vor  allen  Dingen  durch  Fort-
bildungsveranstaltungen auch den Prozess der Sen-
sibilisierung zum Thema. Natürlich muss dieser Top-
down-Prozess jetzt weiter konkret verfolgt werden,
und alle Bereiche der Verwaltung müssen „gegen-
dert“ werden, wie wir immer so schön sagen.

(Beifall bei der SPD)

Von daher, denke ich, sind wir da auf gutem Wege.
Wir werden auch den Senat in der nächsten Woche
mit unserer Gender-Mainstreaming-Vorlage begrü-
ßen, aber wir dürfen uns keine Illusionen machen,
es wird noch ein langer Weg, und es muss vor allen
Dingen in die Köpfe. Das ist das Entscheidende.

Wir haben im öffentlichen Dienst leider auch im-
mer noch eine Situation, dass Frauen nicht adäquat

eingestuft sind. Zwar sind 55 Prozent der Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst Frauen, aber sie sind na-
türlich, wie auch sonst, in den niedrigeren Entloh-
nungsstufen überproportional vertreten. Nur 23 Pro-
zent der höheren und mittleren Leitungsfunktionen
sind an Frauen vergeben worden. Leider müssen wir
auch feststellen, dass Frauenförderpläne nicht von
allen  Dienststellen  erstellt  worden  sind,  und  erst
recht nicht bei den Anstalten des öffentlichen Rechts.
Auch da gibt es großen Nachholbedarf. Ich hoffe, dass
der Finanzsenator da auch noch einmal den nötigen
Druck dahinter legt.

(Beifall bei der SPD)

Leider ist es auch so, dass in einigen Dienststellen
und Kammern das Verfahren der Beteiligung der
Frauenbeauftragten immer noch nicht eingehalten
wird. Widersprüche von Frauenbeauftragten legen
davon, im Bericht nachzulesen, noch einmal ein be-
redtes Zeugnis ab. Auch hier gibt es Handlungsbe-
darf von allen Ressorts.

Frauen und Mädchen im Erziehungswesen, das
ist eine wichtige Aufgabe für die zukunftsweisende
Berufsorientierung von Mädchen. Hierzu hat die ZGF
in Bremen, insbesondere aber auch in Bremerhaven,
da ist Mädchenarbeit eine zentrale Aufgabe, die sich
die ZGF dort selbst gestellt hat, Projekte koordiniert
und dieses Thema vorangetrieben. Erwähnt worden
ist bereits der Girls‘ Day. Ich muss aber noch einmal
ausdrücklich betonen, er wird hier in Bremen auch
dank der ZGF ausgesprochen erfolgreich durchge-
führt. Es ist bundesweit wirklich der erfolgreichste
Girls‘ Day, den wir zu bieten haben, und er wird die-
ses Jahr noch besser, darauf können Sie sich verlas-
sen,

(Beifall bei der SPD)

und es wäre schön, wenn Sie alle mitmachen und
dafür werben.

Die ZGF hat auch dafür gesorgt, dass das Thema
Medien, Umgang mit neuen Medien oder was unter
dem Begriff digitale Spaltung diskutiert wird, ange-
gangen wird. Es ist dabei ein regionales Online-Ma-
gazin für Frauen im Aufbau, das auch vom Landes-
medienprogramm Bremen in T.I.M.E. gefördert wird.

Besondere Anstrengungen, das wissen wir nicht
erst seit heute, sind auch in Zukunft notwendig, um
den  Frauenanteil  an  naturwissenschaftlichen  und
technischen Studiengängen zu erhöhen. Hier hat die
ZGF maßgeblich an der Entwicklung eines bundes-
weit einmaligen Verbundkonzepts der Universität Bre-
men und der Hochschulen Bremen und Bremerha-
ven mitgewirkt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es umfasst unterschiedliche Maßnahmen, von Vor-
bereitung der Leistungskurs- und Studienwahl von
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Mädchen, über frauengerechte Gestaltung von Stu-
dienangeboten bis hin zum Mentoring-Programm für
Studienabsolventen. Auch der internationale Studi-
engang Fraueninformatik an der Hochschule Bremen
trägt zur Erhöhung des Frauenanteils im Technik-
bereich bei, und diesen Weg müssen wir weiterge-
hen. Wir können da sozusagen auch bei der schuli-
schen Bildung ansetzen, auch dort wird der Bereich
ja verstärkt in den Blick genommen.

Ein frauengerechtes Gesundheitssystem hat die Le-
bensbedingungen von Frauen stärker zu berücksich-
tigen und die Selbstkompetenz von Frauen zu stär-
ken. Ein wichtiger Schritt dahin ist die geschlechter-
bewusste Frauengesundheitsberichterstattung, wie
sie mein Haus 2001 vorgelegt hat.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch bundesweit wirklich immer noch ein No-
vum und findet bundesweit Beachtung, und wir wer-
den diesen Ansatz der Berichterstattung weiter ver-
folgen. Ich muss allerdings auch lobend hervorhe-
ben, dass diese Initiative neben der ZGF auch vom
Bremer Forum Frauengesundheit ausgegangen ist,
einem Fachgremium bestehend aus Fachfrauen, die
die hier unterschiedlichen Bereiche des Gesund-
heitswesens repräsentieren. Auch dieses Gremium,
das gute Arbeit leistet, genießt bundesweite Aner-
kennung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Da steht Bremen wirklich gut da, wir müssen die
Anstrengungen fortsetzen.

Gesagt worden ist auch schon, dass die ZGF beim
Thema Brustkrebs-Screening sehr dazu beigetragen
hat, dass das Thema an die Öffentlichkeit gelangt
ist, dass konstruktiv, auch kontrovers darüber dis-
kutiert wurde und die Qualitätskriterien auch in der
Öffentlichkeit  bekannt  gemacht  worden  sind.  Ich
denke, ein offener, transparenter Prozess wie hier ist
notwendig und richtig und trägt zur Aufklärung bei.

Das Thema Gewaltschutzgesetz, polizeiliches Weg-
weisungsgesetz ist ein Thema, was wir Gott sei Dank
jetzt auf den Weg gebracht haben, was sich gut be-
währt hat, bei dem die Ressorts gut zusammenar-
beiten. Ich möchte hier auch nicht weiter darauf ein-
gehen, weil wir dazu noch eine gesonderte Debatte
– wahrscheinlich heute nicht mehr, aber dann im Mai
– führen werden.

Das Thema Opfer von Frauenhandel und Zwangs-
prostitution ist auch schon angesprochen worden. Es
ist immerhin gelungen, die Opferberatung bis zum
Juli dieses Jahres zu sichern. Die Weiterführung der
Arbeit ist allerdings dann wirklich auf finanziell si-
chere Füße zu stellen, und das ist eine Aufgabe für

die nächste Legislaturperiode. Daran ist mir auch sehr
gelegen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich möchte zum Schluss noch einmal sagen: Die
ZGF trägt ganz maßgeblich dazu bei, das Thema
Gleichberechtigung, Chancengleichheit von Män-
nern und Frauen voranzutreiben. Dazu gehört auch,
dass sie kritisch Themen formuliert, dass sie Themen
aufgreift, dass sie auch unbequem ist. Nur dann er-
reicht man etwas, wenn man auch Konflikte eingeht,
das ist notwendig. Man darf der ZGF aber auch nicht
jedes politische Thema aufbürden, sondern das ist
eine Aufgabe, die uns alle, insbesondere die Politik,
aber  natürlich  alle  relevanten  gesellschaftlichen
Kräfte trifft, immer und jeden Tag, und deswegen
halte ich es auch nicht für richtig, wie es im Bericht
des Ausschusses formuliert worden ist, die ZGF da-
mit zu beauftragen, die Chancengleichheit der Spit-
zenverbände in der Privatwirtschaft voranzubringen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

sondern das ist Aufgabe der Spitzenverbände der
Wirtschaft. Hier ist die Wirtschaft gefordert, und das,
denke ich, sollten wir alle gemeinsam doch noch ein-
mal angehen und dort dafür werben. – Danke schön!

(Beifall)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bemerkungen der Mehrheit des Ausschus-
ses für die Gleichberechtigung der Frau, Drucksa-
che 15/1385, beitreten möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) tritt den
Bemerkungen der Mehrheit des Ausschusses für die
Gleichberechtigung der Frau bei.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem 13. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Gleichberechtigung der Frau über deren Tätigkeit
vom 1. Januar 2000 bis zum 31. Dezember 2001 und
von dem Bericht des Ausschusses für die Gleichbe-
rechtigung der Frau Kenntnis.
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Meine Damen und Herren, es ist Einvernehmen
erzielt worden, dass wir in der letzten halben Stun-
de noch den Tagesordnungspunkt Hafenanbindung
in Bremerhaven debattieren und anschließend noch
alle die Tagesordnungspunkte, die ohne Debatte vor-
gesehen sind, aufrufen, so dass wir dann auch die
vorgesehene Uhrzeit zum Ende dieser Plenarsitzung
erreichen.

Hafenanbindung in Bremerhaven

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 17. März 2003

(Drucksache 15/1413)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Eine für die Bevölkerung akzep-
table und erträgliche Lösung der Verkehrsanbindung
Überseehafen Bremerhaven an das Autobahnnetz
ist dringend geboten und erforderlich. Unser verehr-
ter Hafensenator hat inzwischen auch erkannt, dass
eine Tunnellösung Cherbourger Straße eine viel zu
teure Lösung ist. 113 Millionen Euro sind wahrlich
kein Pappenstiel. Diese Lösung strebt meines Wis-
sens der Bremerhavener Oberbürgermeister immer
noch an. Aber nicht nur das Argument der Kosten
ist für mich hier maßgebend. Ich sage in aller Deut-
lichkeit, die Tunnellösung ist ein unerträglicher Schild-
bürgerstreich auf Kosten und zu Lasten der Anwoh-
ner.

Meine Damen und Herren, in der heutigen Zeit,
bei berechtigten Diskussionen über Tunnelunfälle, bei
den hohen Sicherheitsstandards, die verlangt wer-
den, ich erinnere an den Wesertunnel in Dedesdorf,
in einer Zeit, in der bei der EU neue Sicherheitsricht-
linien für Verkehrstunnel erarbeitet werden, wollen
die  Planer  und  insbesondere  der  Bremerhavener
Oberbürgermeister Schulz einen zweispurigen Tun-
nel insbesondere für den Lkw-Verkehr mit einer am-
pelgeregelten Zufahrt installieren.

Ich kann Ihnen nur sagen, was für ein Blödsinn!
Meine Damen und Herren, alle, aber auch fast alle
Verkehrsexperten, die ich befragt habe, halten diese
Lösung für einen Wahnsinn. Gefahrguttransporte,
die natürlich oft in den Bremerhavener Hafen fah-
ren müssen, dürfen diesen Tunnel nicht befahren.
Solch ein Beispiel gab es in der Vergangenheit schon
einmal, denn vor der letzten Ausbaustufe durfte auch
in Hamburg der Elbtunnel am Tage nicht mit Ge-
fahrgut befahren werden. Das kann doch nun wirk-
lich nicht der Sinn einer vertretbaren akzeptablen
Hafenanbindung sein. Dass der Tunnel auch noch
die östliche Einfahrt genau in einem Wohngebiet hat,

schlägt dem Fass den Boden aus und ist für die Deut-
sche Volksunion im Interesse der Anwohner uner-
träglich.

Die so genannte Troglösung unter der Langener
Landstraße,  unter  der  Eisenbahnbrücke  hindurch,
ist als Bauwerk mit erheblichen Kosten verbunden
und wahrscheinlich kaum finanzierbar. Bei der von
mir vorgeschlagenen Variante ist eine unproblema-
tische, zum Wohle der Anwohner sichere Hafenan-
bindung gegeben. Die Fahrzeiten der Lkw verlän-
gern sich nur unwesentlich, aber ich denke, das wird
man dem Verkehrsgewerbe durchaus zumuten kön-
nen. Auch ein weiterer Ausbau dieser Strecke zur
Vierspurigkeit ist jederzeit möglich. Insofern glau-
be ich, dass mein Vorschlag im Interesse der An-
wohner der sinnvollste Vorschlag ist, aber auch für
die Bremerhavener Bevölkerung insgesamt der kos-
tengünstigste, meine Damen und Herren.

Eine Umgehung über Langen würde nach Berech-
nung des Deutschen Automobilclubs 40 Millionen
Euro Baukosten für die Straße und zusätzlich 20 Mil-
lionen Euro für den Grundstücksankauf für Straßen
und Ausgleichsflächen betragen. Die Cherbourger
Straße ließe sich dann auch für den Schwerlastver-
kehr sperren. Hier stellt sich doch die Frage, warum
man überhaupt den Schwerlastverkehr durch die
Stadt  führen  muss,  zumal  auch  vom  AVD  das  ge-
plante Finanzvolumen von 113 Millionen Euro stark
angezweifelt wird, denn üblicherweise rechnet man
tagebauweise mit 120 Millionen Euro je Kilometer.
Da sind aber die Kosten für die Sicherheitseinrich-
tungen von zirka 30 Millionen Euro meines Wissens
noch nicht eingerechnet. Sie sehen, mit dem geplan-
ten Finanzvolumen von 113 Millionen Euro, wie es
unser Oberbürgermeister vorhat, werden Sie hinten
und vorn nicht auskommen, das sage ich Ihnen jetzt
schon einmal voraus.

Zudem ist ein Tunnel mit einer Breite von zehn
Metern und nur je einem Fahrstreifen viel zu ge-
fährlich, zumal, und ich habe es vorhin auch schon
erwähnt, die von der EU verschärften Sicherheits-
vorkehrungen ab einer Länge von 500 Metern zwei
Röhren fordern. Meine Damen und Herren, mit ge-
sundem Menschenverstand lässt sich dieser politi-
sche Schildbürgerstreich nicht mehr begreifen, denn
die Zeche Ihrer verfehlten Politik zahlt in einigen
Jahren wieder einmal, und das verstärkt, der Bürger,
wenn Sie sich in einigen Jahren mit diesem leidigen
Thema hier parlamentarisch herumschlagen müssen,
weil die Realität Sie wieder einmal überrollt hat. So
geht man mit der Achtung und der Würde und den
Interessen der Bevölkerung nicht um, denn schon
jetzt räumen Fachleute mit sehr genauen und ein-
deutigen Gutachten ein, dass man bei einer Tunnel-
lösung schon sehr bald an Grenzen stoßen wird.

Die Deutsche Volksunion fordert Sie auf, keine
innerstädtischen Lösungen bei der Hafenanbindung
in Bremerhaven umzusetzen, und bittet Sie im In-
teresse und zum Wohl der Anwohner, der Bevölke-
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rung insgesamt, diesem Antrag der Deutschen Volks-
union zuzustimmen. – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, DVU,
mit  der  Drucksachen-Nummer  15/1413  seine  Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Aufwind für Bremen durch die Airport-Stadt

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 20. Februar 2003
(Drucksache 15/1386)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 25. März 2003

(Drucksache 15/1431)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hattig.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Herr Senator Hattig, Sie werden sicherlich darauf
verzichten, so dass wir sogleich in die Aussprache
eintreten können.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich fand schon, dass
wir diesen Punkt heute Abend noch erledigen kön-
nen, insbesondere aus dem Grund, wir haben heute
Abend noch alle gemeinsam etwas vor, und dieser
Tagesordnungspunkt,  meine  Damen  und  Herren,
diese Große Anfrage, wie sie beantwortet ist, ist, fin-
de ich, ein ganz hervorragendes Beispiel dafür, wie
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

hier in diesem ganzen Haus auch Politik gemacht
werden kann,

(Beifall bei der CDU)

denn  der  Beschluss,  den  Flughafen  oder  Airport-
Stadt, nicht nur den Flughafen, auszubauen, sondern
darum herum ein neues Gewerbegebiet mit insbe-
sondere  Dienstleistungszentren  zu  entwickeln,  ist
nicht allein eine Sache der großen Koalition, son-
dern geht auch zurück auf frühere Regierungen, an
denen auch die Grünen beteiligt gewesen sind.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Was ist das denn? Das habe ich ja

noch nie erlebt!)

Wir haben also gemeinsam eine ganz große Sache
geschaffen, meine Damen und Herren, und ein ge-
meinsames  positives  Ergebnis  kann  man  deshalb
auch gemeinsam gut feiern, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Um jetzt noch einmal für zwei Minuten zum Ernst
zurückzukommen, es sind über 5000 Arbeitsplätze
geschaffen worden, wo vorher nur Schrottplätze ge-
wesen sind, meine Damen und Herren. Das ist ein
hervorragendes Ergebnis für unsere Stadt,

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

die unter der Monostruktur gelitten hat, und ein Stück
Strukturwandel ist hier eingeleitet worden. Mit 5300
Dauerarbeitsplätzen, qualifizierten zum größten Teil,
Dienstleistungsarbeitsplätzen ist da eine sehr gute
Leistung vollbracht worden. Wie gut das angenom-
men worden ist, sieht man auch daran, dass Airport-
Stadt-Mitte, das Gewerbegebiet, vollgelaufen ist. Es
gibt keinen Hektar mehr zu vergeben. Alles ist ver-
geben und reserviert. Wir haben jetzt noch die Mög-
lichkeit, auf den letzten vergebenen Flächen noch
einmal 2500 Arbeitsplätze anzusiedeln. Das ist eine
ganz  hervorragende  Sache,  und  die  Entwicklung
kann  jetzt  weitergehen.  Nachdem  der  Großmarkt
verlagert ist und die A 281 fertig geplant worden ist,
kann das Gebiet entwickelt werden mit noch ein-
mal 23 Hektar für Dienstleistungsgewerbe. Das ist
ein sehr gutes Ergebnis.

Ein zweiter Punkt, den ich noch nennen möchte,
sind die Investitionen. Die Stadt Bremen hat 43 Mil-
lionen aufgewandt, um dieses Gebiet herzurichten,
und dadurch sind 270 Millionen private Investitio-
nen locker gemacht worden. Das ist auch ein her-
vorragendes Ergebnis bremischer Wirtschaftspolitik,
das muss man sehen, wo so viel privates Kapital in
die Hand genommen wird, wenn man eine Anschub-
finanzierung macht. Auch dies ist ein sehr gutes Er-
gebnis.
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Insgesamt, das geht aus der Anfrage hervor, hat
sich natürlich mit diesem Gewerbegebiet auch der
Flughafen sehr gut entwickelt, er ist einer der mo-
dernsten geworden, die wir in Deutschland haben,
zwar nicht der größte, längst nicht, aber der modern-
ste, das ist auch eine gute Sache, und er ist wesent-
lich sicherer geworden, als er früher war, und das
ist auch ein sehr gutes Ergebnis. Rund herum, das
zeigt die Attraktivität, entwickelt sich erheblich mehr,
als wir das bisher annehmen konnten, und wenn jetzt
die 23 Hektar noch weiterentwickelt werden und
auch die, die in dem anderen Bereich sind, wo wir
noch verarbeitendes Gewerbe ansiedeln können, wo
auch noch rund fünf Hektar zur Verfügung stehen,
glaube ich, ist das, was in Gang geschoben worden
ist vor zehn Jahren und jetzt in den letzten zehn Jah-
ren entwickelt worden ist, eine Erfolgsstory, die sich
sehen lassen kann, die man auch bilanziell einmal
durchaus gut darstellen kann und worüber auch ein-
mal berichtet werden kann, meine Damen und Her-
ren. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD) *): Herr Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass wir
das noch erleben dürfen, ist ein guter Auftakt für
unseren Parlamentarischen Abend heute. Dass die
Airport-City oder Airport-Stadt ein Erfolgsmodell ge-
meinsamer  bremischer  Anstrengungen  von  Wirt-
schafts- und Ansiedlungspolitik ist, darauf können
wir uns sicherlich alle einigen. Es ist eine der be-
gehrtesten  Adressen  neben  dem  Technologiepark
Universität geworden, aber wenn Sie mir jetzt noch
alle  zustimmen,  insbesondere  Sie,  Herr  Kollege
Focke, dass die von uns, der SPD, entwickelte Idee
der Technopolis auch hier in Airport-Stadt greift, ich
finde das Klasse,

(Beifall bei der SPD)

und genau die richtige Strukturpolitik verfolgt, dann
spricht das noch mehr – –.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Keine Schärfe!)

Ich? Nein, ich finde, das ist doch Klasse, wenn Sie
dem auch zustimmen, das ist doch auch gar nicht zu
bestreiten. Ich finde, das steht in der Antwort des
Senats, dass sich das hervorragend entwickelt, auch
als  Technologiestandort,  auch  als  Dienstleistungs-
standort mit der Nähe zu dem Raumfahrtunterneh-
men, das auch weitere Entwicklungsmöglichkeiten
bekommt für die Hochschule und so weiter, das passt
doch alles wunderbar. Das ist die Fortsetzung des
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Modells Technologiepark Universität hier in dem Be-
reich um den Flughafen herum.

Die Nähe zur Innenstadt spielt natürlich eine Rolle,
die jetzt auch hervorragende Verkehrsanbindung, die
Linie sechs, alles Klasse, alles von uns gemeinsam
gemacht, da sind wir uns alle einig! Von der A 281,
auch das gibt es ja, glaube ich, über die Schließung
des  Autobahnringes  rund  um  Bremen  wird  dieser
Standort noch einmal besonders profitieren. Insofern
sind wir uns da wirklich alle einig.

Besonders hervorzuheben ist auch, dass in der Tat
viele Arbeitsplätze entstanden sind, über 5000, und
2500 noch entstehen sollen, auch durch die Erwei-
terungsoptionen und Qualitäten, die wir jetzt bekom-
men haben, indem wir den Großmarkt in die Über-
seestadt verlegt haben. Das ist eine durchaus erfreu-
liche Entwicklung, und darauf legen wir besondern
Wert, darauf richten sich unsere Anstrengungen, hier
Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern, und das ist
hier passiert.

Darüber hinaus ist die Bebauung auch in diesem
Bereich noch architektonisch besonders beeindru-
ckend. Herr Ungers hat das Gründerzentrum dort
errichtet, das ist ein Stararchitekt, weil Sie mich so
anschauen, Herr Herderhorst!

(Heiterkeit bei der SPD)

Auch das muss man noch einmal erwähnen, auch
diese Zusammenarbeit Wirtschaftsressort und BIG
und BIS, und das ganze Parlament wird sich weiter
darum kümmern, dass sich das weiter so erfreulich
entwickelt. Insofern finde ich das richtig, dass wir
das hier heute Abend dann auch noch einmal de-
battiert haben. Weiter so, kann man in diesem Fall
nur sagen, und dann sind wir alle auf der richtigen
Spur! – Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Dr. Trüpel.

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Man stellt
fest, die Erwartung des Parlamentarischen Abends
stimmt doch besonders harmonisch, und wie mein
Kollege Manfred Schramm anlässlich der Rede des
Kollegen Focke gerade so schön sagte, jetzt gibt es
sogar den Strukturwandel bei Herrn Focke! Offen-
sichtlich! Ich möchte das bestätigen, denn wenn ich
mich so an viele Debatten aus den letzten Jahren er-
innere, dann habe ich doch oft bedauert, dass der Kol-
lege Focke an einer gewissen Form von politischer
Amnesie litt

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Ist das etwas
Schlimmes?)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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und sich nicht so richtig erinnern konnte, was vor
1995 hier in dieser Stadt eigentlich schon von Ak-
teuren bewirkt worden ist, die in der Tat nicht der
CDU angehörten, aber doch einiges auch an positi-
ven Entwicklungen geschaffen hatten, ob das nun
die Einleitung des Technologieparks an der Uni oder
auch die Airport-City gewesen ist. Auch die Wirt-
schaftspolitik ist ja nicht erst mit Ihnen auf die Welt
gekommen, Herr Focke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Darum will ich jetzt auch nur noch kurz erwäh-
nen, was mit dieser Airport-City gelungen ist. Die
proklamierten Ziele waren, einen durchstrukturier-
ten Technologiestadtteil zu schaffen, für ein entspre-
chendes Ambiente zu sorgen, auch mit hochwertiger
Architektur. Frau Lemke-Schulte hat gerade schon
darauf hingewiesen, dass natürlich auch die Archi-
tekturfragen bis hin zu dem Bau von Herrn Ungers
für den Charakter, das Gesicht eines solchen Stadt-
teils natürlich wichtig sind.

Ich möchte noch einmal besonders betonen, ne-
ben allen erfreulichen Gewerbeansiedlungen, den
Call-Centern, anderen Versicherungen und Dienst-
leistungsunternehmen, worauf wir immer besonde-
ren Wert legen, weil die am ehesten neue Arbeits-
plätze garantieren, dass auch die Hochschule Bre-
men mit ihrem Gründerzentrum sich dort ansiedelt,
was doch sehr erfolgversprechend ist, auch wenn es
um die weiteren Ziele geht, nämlich zusätzliche Ar-
beitsplätze zu schaffen. Wir hoffen darauf, dass auf-
grund der hochwertigen Ausbildung an der Hoch-
schule es dann auch zu direkten Ausgründungen von
Studenten kommt, zu neuen Existenzgründungen.
Das muss ein Teil der Wirtschaftsstrukturpolitik sein,
auf die wir in den nächsten Jahren besonderen Wert
legen.

In der Tat sind wir an diesem Punkt nicht ausein-
ander, darum will ich die Rede auch nicht verlän-
gern. Es ist in der Tat ein erfreulicher Abschluss die-
ses Tages heute, wenn man feststellt, dass die ge-
meinsamen Bemühungen, und bei den Fragen des
Strukturwandels ist es in der Tat so, dass wir da oft
gar nicht weit auseinander sind, sich dann hier auch
wirklich zum Wohle Bremens, der Einwohner und
vor allem der neuen Arbeitsplätze ausgewirkt ha-
ben. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Der Drang zur Kürze steckt an, auch ich
mache es kurz, obwohl, wie Sie wissen, mir das be-
sonders schwer fällt!

Erstens, Frau Lemke-Schulte, stimme ich Ihnen zu,
es ist eines der attraktivsten Gewerbegebiete, die wir
in Bremen anzubieten haben. Das muss an der Stra-
ßenbahn liegen.

(Heiterkeit)

Zweitens, zuerst haben wir den Flughafen noch an-
ziehender gemacht, als er sowieso schon war, dann
haben wir das Gewerbegebiet umzu erschlossen, 5300
Arbeitsplätze bisher, öffentliche Investitionen 43 Mil-
lionen. Diese haben 270 Millionen privater Investi-
tionen nach sich gezogen, ein Verhältnis von eins
zu sechs. Auch das kann ich nur mit Freude zur
Kenntnis geben und selbst nehmen. Wir haben den
Großmarkt verlagert. Darüber haben wir so oft dis-
kutiert, dass wir jetzt nur noch das Faktum zur Kennt-
nis nehmen, und wir haben die erste Baumaßnah-
me mit der A 281. Ich darf daran erinnern, dass wir
da auch erheblich in die finanzielle Verpflichtung ge-
gangen sind, weil wir den zahlreichen Juristen in
diesem Land nicht Gelegenheit geben wollten, sich
an diesem Projekt einen Namen zu verdienen, ohne
das Projekt zu beschleunigen.

Was machen wir in Zukunft? Wir werden den Flug-
hafen weiter ausbauen und das Gelände darum her-
um. Wir gehen davon aus, dass man mit 2500 Ar-
beitsplätzen in Mitte und in Südost, wenn ich die bei-
den Gebiete einmal unterteilen darf, weitere 2000
Arbeitsplätze entstehen lassen kann, also zwischen
4000 und 5000. Wir werden die A 281 ausbauen, das
ist bekannt, und wir verhandeln mit EADS wegen
der Verlagerung der  A 281 und der räumlichen Ge-
staltung dieses Unternehmens, das hoffentlich zu-
kunftsorientiert bleibt, in dem dortigen Gebiet.

Zieht man das Fazit, kann man als Erstes feststel-
len: Gute Gewerbegebiete ziehen Unternehmen an.
Man muss ihnen einfach anbieten, dass schon et-
was da ist, man kann nicht davon reden, dass dem-
nächst etwas da sein könnte. Gewerbegebiete müs-
sen einfach verführerisch erschlossen sein. Wir ha-
ben mit dem Flughafen, mit Airbus, Astrium und mit
der Hochschule Bremen dort günstige Schwerpunk-
te. Vielleicht darf ich auch noch daran erinnern, dass
die Hochschule Bremen ja einmal auf das Gelände
der IUB sollte und nahezu Glaubenskämpfe ausge-
führt wurden, ob da oder hier oder dort. All das ist
im Lauf der Zeit durch vernünftige Entscheidungen
in den Frieden einer Handlungsweise übergegangen.

Zum Schluss bleibt mir zum dritten Mal heute die
Feststellung: Die große Koalition arbeitet hervorra-
gend, wir sind auf dem richtigen Weg! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.
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Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/1431, auf die Gro-
ße Anfrage der CDU und der SPD Kenntnis.

Gesetz zur Änderung des Sparkassengesetzes für
öffentlich-rechtliche Sparkassen im Lande Bremen
und zur Errichtung der Sparkassenstiftung Bremer-

haven

Mitteilung des Senats vom 11. März 2003
(Drucksache 15/1405)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Sparkassenge-
setzes für öffentlich-rechtliche Sparkassen im Lan-
de Bremen und zur Errichtung der Sparkassenstif-
tung Bremerhaven, Drucksache 15/1405, in erster
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart,  Behandlung  und  Beschlussfassung  in
erster und zweiter Lesung vorzunehmen.

Ich lasse deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt
die zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft beschließt entspre-
chend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Sparkassenge-
setzes für öffentlich-rechtliche Sparkassen im Lan-
de Bremen und zur Errichtung der Sparkassenstif-
tung Bremerhaven, Drucksache 15/1405, in zweiter
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht gemäß Paragraph 40 in Verbindung mit Pa-
ragraph  24  Bremisches  Abgeordnetengesetz  zur

Höhe der Fraktionszuschüsse

Mitteilung des Vorstandes der Bremischen
Bürgerschaft

vom 18. März 2003
(Drucksache 15/1414)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Be-
richt des Vorstandes der Bremischen Bürgerschaft
Kenntnis.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes und anderer verwaltungsrecht-

licher Vorschriften

Mitteilung des Senats vom 18. März 2003
(Drucksache 15/1415)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes  und  anderer  verwal-
tungsrechtlicher Vorschriften, Drucksache 15/1415,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Auch hier, meine Damen und Herren, wurde in-
terfraktionell vereinbart, Behandlung und Beschluss-
fassung in erster und zweiter Lesung vorzunehmen.

Ich lasse deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt
die zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft beschließt entspre-
chend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes  und  anderer  verwal-
tungsrechtlicher Vorschriften, Drucksache 15/1415,
in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

9. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften

Mitteilung des Senats vom 25. März 2003
(Drucksache 15/1428)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das 9. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften, Drucksache 15/1428, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Auch hier, meine Damen und Herren, hat der Se-
nat um Behandlung und Beschlussfassung in erster
und zweiter Lesung gebeten. Die Fraktionen der SPD
und der CDU haben dies als Antrag übernommen.

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob wir jetzt die
zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft beschließt entspre-
chend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das 9. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften, Drucksache 15/1428, in zweiter Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Abkommen zwischen dem Land Nie-
dersachsen und der Freien Hansestadt Bremen über
die Durchführung wasserschutzpolizeilicher Aufga-

ben auf der Weser

Mitteilung des Senats vom 25. März 2003
(Drucksache 15/1429)

1. Lesung
2. Lesung

Nachträglich möchte ich Ihnen mitteilen, dass die
staatliche Deputation für Inneres am 26. März 2003
von der Unterzeichnung des Abkommens und dem
Gesetzentwurf Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Abkommen zwischen dem
Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bre-
men über die Durchführung wasserschutzpolizeili-
cher Aufgaben auf der Weser, Drucksache 15/1429,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?
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Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, da der Senat auch hier
um Behandlung und Beschlussfassung in erster und
zweiter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der
SPD und der CDU dies als Antrag übernommen ha-
ben, lasse ich darüber abstimmen, ob wir jetzt die
zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen jetzt zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Abkommen zwischen dem
Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bre-
men über die Durchführung wasserschutzpolizeili-
cher Aufgaben auf der Weser, Drucksache 15/1429,
in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Gesetz zur Einführung einer Gesamtrichter-
vertretung

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Oktober 2002
(Drucksache 15/1272)

2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Einführung einer Gesamtrichter-
vertretung

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses
vom 26. März 2003

(Drucksache 15/1441)
2. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Meine Damen und Herren, bei dem Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Gesetz zur Einfüh-
rung einer Gesamtrichtervertretung, vom 24. Okto-
ber 2003, Drucksache 15/1272, ist von der Bürger-
schaft (Landtag) in ihrer 69. Sitzung am 24. Novem-
ber 2002 die erste Lesung beschlossen und der Ge-
setzesantrag  an  den  Rechtsausschuss  überwiesen
worden. Der Rechtsausschuss legt nunmehr mit der
Drucksachen-Nummer  15/1441  seinen  Bericht  und
Antrag dazu vor.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Da durch die Drucksache 15/1441 der Gesetzes-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erledigt
ist,  lasse  ich  jetzt  über  den  Gesetzesantrag  des
Rechtsausschusses in zweiter Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Einführung einer Gesamtrich-
tervertretung, Drucksache 15/1441, in zweiter Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Bremisches Rahmengesetz über die Errichtung von
kommunalen Krankenhausunternehmen (Bremisches

Krankenhausunternehmen-Rahmengesetz)

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. März 2003

(Drucksache 15/1442)
1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Rahmengesetz über die Errich-
tung von kommunalen Krankenhausunternehmen,
Bremisches Krankenhausunternehmen-Rahmenge-
setz, Drucksache 15/1442, in erster Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)
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Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung ab.

Damit, meine sehr geehrten Damen und Herren,
unterbleibt gemäß Paragraph 35 Absatz 2 der Ge-
schäftsordnung jede weitere Lesung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit
wären  wir  am  Ende  der  heutigen  Tagesordnung
angekommen. Ich bedanke mich für die konzentrier-
te Beratung und wünsche uns einen gemeinsamen
schönen Parlamentarischen Abend.

(Schluss der Sitzung 18.02 Uhr)
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